
Umfairteilen  –  Alle  auf  die
Straße am 29. September

Aktion der Antikrisenbewegung 2011
vor einer Berliner Bank!

Die Krise greift um sich! Nicht nur in Spanien und Griechenland, sondern
auch  in  Deutschland  sind  wir  Jugendlichen  von  massiven  Kürzungen
betroffen. Zwar haben wir noch keine Jugendarbeitslosigkeit von 50%, wie in
Südeuropa. Doch auch in Deutschland gibt es zahlreiche Sparmaßnahmen an
Schulen und Unis, vor allem Jugendzentren sind von Schließungen betroffen.
Unsere Perspektiven sind miserabel: Kaum gute Ausbildungsplätze, schlechte
Arbeitsbedingungen und das bei sinkendem Lohn.

Warum sollen ausgerechnet wir  für diese Krise hinhalten? Warum sollen
nicht die, die Krise verursacht haben, nämlich die Banken und Konzerne,
bezahlen? Als Antwort auf diese Frage ruft das Bündnis „UmFAIRteilen“ am
29. September zum bundesweiten Aktionstag auf. Es fordert die Reichen zu
besteuern und Abgaben auf hohe Vermögen zu leisten.

Wir  von  REVOLUTION  unterstützen  diese  Forderungen,  doch  unserer
Meinung nach braucht es mehr! Wir wollen das System beenden, das die
Grundlage  der  Machenschaften  der  Reichen  ist.  Dafür  brauchen  wir
europaweite  Aktionen  –  getragen  von  Jugendlichen,  Gewerkschaften  und
sozialen Bewegungen.

Beteiligt euch am 29. September an den Aktionen von „UmFAIRteilen“ –
organisiert den Widerstand gegen das Europa des Kapitals!

Ruecknahme und stopp aller  Sparmassnahmen und reaktionaeren
Gesetze!
Massive Besteuerung von Reichtum und Gewinnen!
Fuer  einen  Schuldenschnitt  verschuldeter  Staaten,  Nein  zur
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antisozialen Schuldenbremse!
Enteignet die Banken unter Kontrolle der Arbeiter_innen und kleinen
Sparer zu einer zentralen Staatsbank!
Fuer  d ie  entschaedigungs lose  Verstaat l ichung  der
Schlüsselindustrien  unter  Arbeiterkontrolle,  anstatt  weiterer
Privatisierungen!

Kurzaufruf von REVOLUTION-Berlin, ein längerer inhaltlicher Artikel
folgt in Kürze

GEMA-Reform:  Ein  Angriff  auf
unsere Jugendkultur

„Es  tut  uns  le id“?  Zynische
Sperrung  von  Musik  auf  Youtube
durch  die  GEMA.  Nun  will  die
GEMA  auch  die  Clublandschaft
„sperren“.

„Dieses Video ist in Deutschland leider nicht verfügbar, da es möglicherweise
Musik enthält, für die die erforderlichen Musikrechte von der GEMA nicht
eingeräumt wurden.“ Jeder kennt das und es nervt. Jetzt hat die GEMA neue
Tarifreformen für das neue Jahr angekündigt. Es ist Zeit den Widerstand zu
organisieren, bevor es zu spät ist.

Ab  dem  1.  Januar  2013  will  die  GEMA  eine  neue  Tarifstruktur  im
Veranstaltungsbereich zur Anwendung bringen. Zwei Tarife (für Livemusik
und für Tonträgermusik) sollen künftig insgesamt elf Tarife ersetzen. Die
Folge sind Preisanstiege um 560%, welche viele Veranstalter in Berlin nicht
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bezahlen  werden  können.  So  müsste  zum  Beispiel  ein  kleiner  Berliner
Szeneclub mit 120 Quadratmetern, der dreimal in der Woche veranstaltet,
und dabei sechs Euro Eintritt nimmt, ab 2013 im Jahr 42.865,06 Euro an
Gema-Gebühren abführen. Nach aktueller Berechnung sind es 7.193,06 Euro.

Widerstand  gegen  die  Gema  jetzt
organisieren!

Die Folge wird sein, dass viele Clubs und Musikbars schließen müssen und
Arbeitsplätze zerstört werden. Clubs werden durch einen erhöhten Eintritt
ein Feiervergnügen der Reichen werden und eine Clubkultur wird sterben.
Die Betreiber von Berliner Clubs, wie dem K17, S036 und des Berghains
gehen davon aus, dass ihre Partys nicht mehr finanzierbar sein werden, wenn
die Reformen durchkommen. Schlimm genug sind die Tarife jetzt schon. Es
gibt  Regelungen  für  die  Verwendung  von  Musik  in  Kurorten,  Clubs,
Konzerten,  in  Gottesdiensten,  in  Erotiklokalen,  Friseursalons,
Narrenvereinigungen, Flugzeugen, in Telefonwarteschleifen und ja sogar bei
Bestattungen. Die GEMA will selbst von den Kitas einen jährlichen Beitrag,
wegen  der  Nutzung  der  Kinder  von  Musik,  Malsachen  und  Liedern  der
Märchen von Disney und co. haben.

Die  Gema,  eine  Einrichtung,  die  „Nutzungsrechte“  von  Komponisten,
Textdichtern  und  Verlegern  von  Musikwerken  vertritt,  hatte  2010  einen
Umsatz  von 863,0  Mio.  Euro,  wovon 299,7  Mio.  Euro  an die  Mitglieder
verteilt wurden. Die Chefs decken sich, bis in die Pension hinein, mit fetten
Gehältern im 5 stelligen Bereich ein.

REVOLUTION fordert nicht nur eine Rücknahme der geplanten GEMA-
Reformen.  Die  Ursache  und  Gegenstand  der  Diskussionen,  das
Urheberrecht,  muss abgeschafft  werden, damit jede_r in den Genuss der
Musik  kommen kann.  Ein  Künstler,  Musiker  oder  Autor  darf  mit  seinen
Werken keine Geldeintreiberei betreiben. Das Urheberrecht schränkt andere
Individuen in ihrer künstlerischen Freiheit ein und ermöglicht die korrupte
Vermarktung der Musik, Kunst und Kultur durch Kapitalist_innen.
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Zerschlagt  d ie  GEMA  –  ke ine  pr ivatwir tschaf t l iche
Halsabschneiderei.
Kunst-und  Kulturindustrie  unter  demokratische  Kontrolle  der
Künstler_innen und Konsument_innen!
Offenlegung von allen Geheimverträgen und Geschäftsbüchern der
Kunstindustrie!
Kostenlose und uneingeschränkte Nutzung von Musik und anderen
Werken für jede_n!
Verpflichtender Nachweis von Quellen und angemessene Bezahlung
der Künstler_innen, bestimmt durch Komitees der Konsument_innen
und Künstler_innen!
Abschaffung des geistigen Eigentums – Weg mit Urheberrecht und
Patenten!

Ein Artikel von Michel Sauer, REVOLUTION-Berlin

Kampf im "Herzen der Bestie" –
Vor  welchen  Chancen  und
Gefahren steht die revolutionäre
Jugend?
Wir  veröffentlichen  hier  ein  Dokument,  das  von  der  REVOLUTION-
Jahreskonferenz  im  Juni  2012  beschlossen  wurde  und  eine  umfassende
Zusammenstellung der politischen und ökonomischen Entwicklung und der
Perspektiven für Klassen- und Jugendkämpfe weltweit enthält.

1. Der Rahmen: globale Krise

2011 und 2012 waren weltweit von der historischen Krise des Kapitalismus
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geprägt, die in allen Ländern sowohl Kapitalisten als auch Unterdrückte vor
gleichsam  historische  Herausforderungen  stellt.  Innerimperialistische
Konflikte haben sich in Europa wie international zugespitzt, ebenso wie sich
in  vielen  Halbkolonien  imperialistische  Konflikte,  Klassenkämpfe,
Unabhängigkeitsbewegungen und Aufstände verschärft haben. Die politische
und  wirtschaftliche  Entwicklung  war  dabei  in  verschiedenen  Ländern  in
höchstem  Maße  unterschiedlich,  widersprüchlich  und  zugleich  eng
verbunden.

Während der  US-Imperialismus sich im Niedergang befindet,  weite  Teile
Europas stagnieren oder vor dem Kollaps stehen, hat besonders Deutschland
die  Krise  zur  vergrößerung  seines  Einfluss  genutzt.  Während  sich  in
Griechenland oder im Nahen Osten revolutionäre Bewegungen formieren,
herrscht in wichtigen imperialistischen Ländern weitgehende Friedhofsruhe
zwischen Unterdrückten und Unterdrückern. China erhöht seine Ansprüche
auf Iran oder Syrien und fordert gar Zugeständnisse von Europa und den
USA,  letztere  sind  dagegen  weitgehend  erfolglos  in  der  Unterordnung
Afghanistans und der Region.

In Europa hat der deutsche Imperialismus seine Offensive zur Unterordnung
Süd-  und  Osteuropas  sowie  zur  Hegemonialmacht  der  EU  ausgeweitet.
Frankreich ist hierbei Rivale ebenso wie zeitweise taktischer Verbündeter in
gemeinsamen  Interessen.  Als  politisches  Führungsduo  der  EU
unangefochten,  haben  Merkel  und  Sarkozy  der  EU  und  insbesondere
Griechenland,  Spanien,  Italien  zahlreiche Maßnahmen aufgezwungen,  die
der  Entschärfung  der  Krise  zugunsten  des  deutschen  und  französischen
Imperialismus  dienen  sollen.  Verlierer  in  diesem Kampf  sind  neben  den
jeweiligen  nationalen  Bourgeoisien  natürlich  stets  in  erster  Linie  die
Unterdrückten, die Arbeiterklasse und in hohem Maß die Jugend, die von
enormer  Verarmung,  Massenarbeitslosigkeit  und  Entrechtung  in  allen
wichtigen Fragen – soziale Sicherung, Bildung, Gesundheit usw. – betroffen
ist. Die Jugendlichen beantworten diese Entwicklung mit Massenaktionen –
Millionen waren aktiv in Platzbesetzungen, Streiks bis hin zur Belagerung
des  griechischen  Parlaments  und  Straßenkampf  gegen  die  Macht  des
Staates.



2. Der deutsche Imperialismus als Krisenprofiteur

In Deutschland hat sich der leichte Aufschwung von 2011 nicht fortgesetzt.
Vorhersagen,  dass  dieser  in  einen weiteren tiefen Einbruch vergleichbar
2009 mündet, haben sich jedoch nicht bestätigt. Vielmehr befindet sich die
deutsche Wirtschaft wieder nahe der Stagnation, die Bourgeoisie selbst geht
von einem schwachen Wachstum von knapp 1% für 2012 aus. Dies steht in
starkem  Ungleichgewicht  zu  der  Entwicklung  der  meisten  europäischen
Länder. Insgesamt wird eine Stagnation oder sogar Rezession im Euroraum
erwartet. Griechenland, Italien, Spanien und Portugal befinden sich in der
Rezession. Dieses Ungleichgewicht ist derzeit kennzeichnend für die Krise.

Der deutsche Imperialismus hat insgesamt während der Krise seine Position
verteidigen und auf Kosten imperialistischer Rivalen ausbauen können.

Grundlage hierfür  war  zum einen seine  ökonomische Basis  in  Form der
exportierenden Industrie. Diese war zwar mit am schärfsten vom Einbruch
2009  betrof fen,  konnte  jedoch  mit  massiven  Subvent ionen
(Konjunkturpakete, Kurzarbeit) auf Bereitschaft gehalten werden, so dass sie
widerum  zu  den  ersten  Gewinnern  in  2010-2011  zählte.  Wichtig  waren
hierfür  auch  die  Niedrigzinspolitik  der  EZB.  Weiterhin  haben  die
forgesetzten  Konjunkturprogramme  der  USA  dazu  beigetragen,  den
deutschen  Export  aufrecht  zu  erhalten.

Nicht  minder  wichtig  war  jedoch  die  reaktionäre  Mitarbeit  der
Gewerkschaften an der Krisenpolitik, welche die gewerkschaftlichen Kämpfe
weitgehend  lähmte  und  stets  in  Niederlagen  führte.  Der  Verzicht  auf
ernsthafte  Abwehrkämpfe  gegen  Kurzarbeit,  Leiharbeit,  die
Nichtdurchsetzung  von  Lohnforderungen  und  weitgehende  politische
Unterstützung  des  schwarz-gelben  Krisenprogramms  macht  die
reformistischen  Gewerkschaftsführungen  verantwortlich  nicht  nur  für
Prekarisierung  der  unteren  ArbeiterInnenschichten  in  Deutschland  –
insbesondere Jugendliche und Frauen – sondern auch für die imperialistische
Offensive  der  deutschen  Bourgeoisie  mit  weltweit  historischen
Auswirkungen. Nicht nur für die Arbeiterklasse in Deutschland, sondern auch
für  die  Unterdrückten  Griechenlands,  Portugals  oder  Spaniens  ist  die



Erledigung  dieser  reformistischen  Führung  daher  eine  Aufgabe  ersten
Ranges.

Darüber hinaus haben die expansive Geldpolitik der EZB und die staatlichen
Kredite  und  Kreditgarant ien  (EFSM,  EFSF,  ESM)  auch  die
Staatsschuldenkrise  im  Euroraum  kurzfristig  entschärft,  indem  die
Kreditklemme  verhindert  wurde  und  „Schrottpapiere“  unmittelbar  durch
Garantien abgesichert wurden. Langfristig sind die Folgen dieser Politik für
den Imperialismus jedoch kaum absehbar – In jedem Fall führt grundsätzlich
die  Ausweitung  des  Kredits  zu  weiterem  Wertverfall  der  kritischen
Staatsanleihen und damit zu höheren Zinsen für diese. Ein Crash an den
Anleihemärkten  mit  gewaltigen  und  weltweiten  Auswirkungen  ist  also
durchaus  möglich.

3. Die Euro-Krise

Die historische Krise des Kapitalismus drückt sich derzeit am deutlichsten in
der EU-Schuldenkrise aus. Die massive Ausweitung von Zentralbankkrediten
und  Staatsanleihen  setzt  die  schwächer  industrialisierten  Euro-Länder
massiv  unter  Druck,  da  die  Renditen  ihrer  Papiere  bei  vergleichsweise
schwachen Profitraten steigen. Dies macht deren Refinanzierung schwerer
oder gar unmöglich.

Im Rahmen bürgerlicher Politik ist der einzige Ausweg die Unterwerfung
unter eine imperialistische „Schutzmacht“, die sich für die Anleihen verbürgt
und damit den Fortbestand des Staatshaushaltes ermöglicht – hierfür jedoch
nicht nur massive Angriffe auf die Unterdrückten fordert, sondern auch die
Bourgeoisie selbst ihrer bisherigen Souveränität beraubt.

Vom  Standpunkt  der  Arbeiterklasse  ist  jedoch  die  einzige  Lösung  die
Annulierung  der  Schulden  –  also  die  Enteignung  der  Gläubiger.  Linke
Reformisten,  die  einen  Schuldenschnitt  durch  Verhandlung  mit  den
Imperialisten und Fortbestand des bürgerlichen Eigentums anstreben – wie
beispielsweise  die  SYRIZA  –  stehen  vor  dem  Dilemma,  dass  dies
selbstverständlich  die  sofortige  Kapitalflucht  und  ökonomischen
Zusammenbruch bedeuten würde. Die Annulierung der Schulden kann nur



durch eine Regierung der Arbeiterklasse, bei gleichzeitiger Enteignung des
nationalen Bankwesens, der Industrie etc. erfolgreich sein.

Dies  macht  die  Krise  zu  einer  tatsächlich  revolutionären  Krise.  Für  die
herrschende  Klasse  ist  sie  nur  unter  unzumutbaren  Zugeständnissen  zu
entschärfen  –  für  die  Unterdrückten  nur  durch  Umwälzung  der
Eigentumsverhältnisse,  also  den  Sturz  der  Kapitalistenklasse.

Das  ökonomische  Ungleichgewicht  innerhalb  eines  gemeinsamen
Währungsraumes war die Grundlage für den Plan der Unterordnung Europas
unter  deutsch-französische  Führung  –  ist  jedoch  derzeit  eine  gewaltige
Bedrohung des imperialistischen Projektes EU. Die Frage, wie mit dieser
existentiellen  Krise  umgegangen  werden  soll,  spaltet  naturgemäß  die
Imperialisten  untereinander,  aber  auch  die  bürgerlichen  Parteien
Deutschlands und anderer Länder sind im innern geteilter  Meinung.  Die
Hauptkonfliktlinie  zieht  sich  durch  die  Frage,  ob  eine  gewaltige
Kapitalvernichtung  in  Ländern  wie  Griechenland  als  Beitrag  zur
Entschärfung der Krise erzielt werden soll – was diese Länder um Jahrzehnte
zurückwerfen würde und z.B. Absatzmärkte auf lange Zeit zerstören würde –
oder  aber  ein  „moderates“  Sparprogramm,  das  selbstverständlich  die
Arbeiterklasse  enteignen  und  prekarisieren,  nicht  aber  die  griechische
Wirtschaft  in  den  Abgrund  stoßen  soll.

4. Griechenland: im Kreuzfeuer imperialistischer Angriffe

In  Griechenland  wurde  eine  imperialistische  Diktatur  errichtet.  Die  EU-
Troika hat eine durch nichts demokratisch legitimierte Regierung eingesetzt,
um  die  brutalen  Angriffe  gegenüber  Griechenland  und  insb.  der
Arbeiterklasse  durchzusetzen.

Die brutalen Angriffe des EU-Imperialismus gegenüber Griechenland haben
mehreres gezeigt:

Die  deutsch-französische  Führungsmacht  ist  entschlossen,  ihre1.
imperialistischen Ziele mit aller Gewalt und Härte durchzusetzen und
nimmt dabei auch revolutionäre Krisen in Kauf.
Wir  befinden  uns  in  einer  revolutionären  Periode,  d.h.  die2.



herrschenden  Klassen  sind  aufgrund  der  historischen  Krise  des
Kapitalismus – die im Kern eine Krise der Produktionsverhältnisse ist
–  zur  Umwälzung  dieser  Produktionsverhältnisse  in  ihrem  Sinne
gezwungen. Die Unterdrückten werden in den Abwehrkampf gegen
diese  Angriffe  gezwungen,  was  –  zeitweilig  auch  spontan  –  das
Ausmaß von Aufständen und Revolutionen annimmt.
Die  imperialistische  Umordnung  Europas  ist  eine  grundlegende3.
Notwendigkeit für die imperialistischen Mächte, deren Ausgang wird
die Kräfteverhältnisse auf lange Zeit bestimmen.
Ebenso  ist  für  die  Arbeiterklasse  der  Kampf  gegen  die4.
imperialistischen  Angriffe  existentiell.  Eine  tiefe  historische
Niederlage ist in erster Linie wegen des Versagens ihrer Führungen –
möglich.  Ebenso  möglich  sind  jedoch  rasche  Wendungen  im
Klassenkampf mit massenhafter Umorientierung und Radikalisierung.
Die  Aufgabe  von  Revolutionären  in  dieser  Situation  ist  es5.
selbstverständlich,  in  allen  legitimen  Kämpfen  mit  einem
proletarischen,
sozialistischen Programm den entschlossensten militanten Weg zur
Zerschlagung der Klassenmacht der Bourgeoisie zu propagieren und
nach Kräften zu führen.
Die Stagnation der griechischen Revolution ist zu großen Teilen auch6.
dem Versagen,  dem offenen Verrat  der  Arbeiterbewegung in  den
imperialistischen  Ländern  –  allen  voran  der  deutschen
Gewerkschaftsbürokratie – geschuldet. Allein durch die Vereinigung
der Arbeiter-  und Jugendbewegungen auf europäischer Ebene mit
einem  radikalen  Aktionsprogramm  gegen  „Rettungspakete“,
Arbeitslosigkeit  und  Massenverarmung  könnte  die  Krise  zum
Fortschritt  der  Unterdrückten  gelöst  werden.

Es ist zu erwarten, dass sich die Euro-Krise weiter verschärfen wird. Neben
der Frage der ökonomischen Entwicklung ist der Fortgang der Kämpfe in
Griechenland und in anderen Krisenländern von größter Bedeutung.

In Griechenland findet vor dem Hintergrund der seit 2 Jahren anhaltenden
Massenproteste  eine  politische  Polarisierung  und  Radikalisierung  von
AktivistInnen  statt.  Dies  wurde  durch  die  aggressive  Politik  und



chauvinistische Hetze der EU, BRD, Frankreich und des IWF noch verstärkt.
Die  Parlamentswahl  im  Mai  hat  einen  Linksruck  gezeigt,  besonders  die
linksreformistische SYRIZA hat stark gewonnen. Die Neuwahlen am 17. Juni
haben diese Entwicklung fortgesetzt, wenn auch die SYRIZA keine Regierung
bilden konnte und knapp nur  zweitstärkste  Kraft  wurde.  Die  Stärke von
SYRIZA  ist  offenkundig  von  großer  Bedeutung  für  die  Kämpfe  in
Griechenland.  Es  ist  jedoch  offenkundig,  dass  selbst  eine  linke
Regierungsmehrheit unter SYRIZA zu schwach wäre, um die Angriffe der EU
zu  stoppen  und  schnell  zwischen  EU-Imperialisten  und  griechischer
Bourgoisie und Bürokratie zerrieben wäre. Die KKE dagegen betreibt eine
verräterische Politik,  leugnet die Möglichkeit  des revolutionären Umsturz
und verhält sich sektiererisch gegenüber allen anderen Organisationen der
Linken und der Arbeiterbewegung, wärend sie sich rechten, bürgerlichen
Kräften  anbiedert.  Ihre  tiefe  Niederlage  am  17.  Juni  ist  insofern  eine
berechtigte  Strafe  und  könnte  angesichts  der  historischen  Tiefe  der
griechischen Revolution den ebenso berechtigten historischen Niedergang
der KKE einleiten, da ihr Versagen ein historisches Verbrechen gegenüber
der Arbeiterklasse und den Unterdrückten ist.

Für Revolutionäre ist es von größter Bedeutung, in dieser Situation:

Für  eine  Regierung  der  Arbeiterklasse  auf  Grundlage  eines1.
Aktionsprogramms  gegen  die  Krise  einzutreten  und  die
reformistischen,  illusorischen  Vorstellungen  bspw.  der  SYRIZA zu
kritisieren bei gleichzeitiger Unterstützung in Wahlen.
Das  Sektierertum  von  KKE,  aber  auch  Teilen  der  SYRIZA  zu2.
attackieren,  nicht  zuletzt  um  die  kämpfende  Basis  dieser
Organisationen für ein solches Aktionsprogramm zu gewinnen.
Die Organisierung und Zentralisierung der überwiegend vereinzelten3.
gewerkschaftlichen  Kämpfe  voranzutreiben  und  in  diesen  eine
Einheitsfront  der  Linken  herzustellen.  Die  gewerkschaftlichen
Kämpfe,  die  auch  Besetzungen  einschließen,  sind  derzeit  meist
voneinander  isoliert  und  zudem  nicht  mit  den  politischen
Massenmobilisierungen  verbunden.
Die rechte und chauvinistische Hetze gegen Griechenland und bspw.4.



die SYRIZA aufs schärfste zu bekämpfen.
Die  Gewinnung  von  Verbündeten  und  GenossInnen  aus  der5.
Bewegung nach allen Kräften zu versuchen und wenn möglich eine
Gruppe  aufzubauen.  Hierfür  wird  REVOLUTION  nach  den
Parlamentswahlen eine Delegation nach Griechenland entsenden.

5. Ist eine Lösung in Sicht?

Die  bisherigen  Maßnahmen  zur  „Eindämmung“  der  Krise  haben  diese
grundsätzlich nicht  im geringsten entschärft.  Für die  Kapitalisten ist  die
einzig  mögliche  „Lösung“  der  Krise  die  massive  Vernichtung  von
überschüssigem  Kapital,  um  auf  Grundlage  dann  höherer  relativer
Profitschöpfung (Profitrate) einen neuen Aufschwung zu ermöglichen. Trotz
des vorübergehenden schweren Einbruchs hat dies in den imperialistischen
Ländern  nicht  in  großem  Umfang  stattgefunden.  Keine  Imperialistische
Macht war bislang in der Lage und entschlossen, den jeweiligen Rivalen
diese  Kapitalvernichtung  aufzuzwingen.  Die  bisherige  Krisenpolitik  hat
dagegen in verschieden großem Ausmaß die Verringerung der Lohnkosten
erreicht,  die  Ausweitung  der  Zentralbankkredite  und  die  „Absicherung“
gewaltiger Kreditsummen durch die jeweiligen Staaten. Vor allem Letzteres
hat  im  Wesentlichen  die  empfindlichen  Kreisläufe  von  Kapital-  und
Warenzirkulation  aufrechterhalten  und  chaotische,  unberechenbare
Zusammenbrüche  verhindert.  Gleichzeitig  hat  dies  jedoch  bestehende
Anleihen teils massiv entwertet – mit dem Resultat,  dass in Ländern wie
Griechenland die Krise der kapitalistischen Produktion in vollem Umfang
dorthin zurückkehrt – und zur Stilllegung von Betrieben in großem Umfang
und einer historisch einzigartigen Entlassungswelle führt.

Die  „Rettung“  von  zentralen  Banken  und  Industrien  durch  drastische
Erhöhung der Staatsschulden in allen wichtigen Ländern und vor allem die
Abwertung der Schuldverschreibungen in den schwächeren Ökonomien stößt
natürlich  früher  oder  später  an  eine  Grenze.  Weitere  schwere
Konjunktureinbrüche  können  dann  nicht  mehr  wie  bisher  vom  Staat
aufgefangen  werden.

Die  inner-imperialistischen  Widersprüche  sind  überdeutlich  zu  Tage



getreten.  Angesichts  des  Niedergangs  des  US-Imperialismus  beansprucht
China  einen  größer  werdenden Einfluss  in  wichtigen  Regionen  wie  dem
nahen  und  mittleren  Osten.  China  profitiert  von  der  Schwäche  der  US-
Industrie, hat seinen Export ausgebaut und scheint auf den ersten Blick von
den weltweiten Erschütterungen unberührt. Gleichzeitig hängen jedoch US-
und chinesische Wirtschaft  durch chinesischen Waren-  und Kapitalexport
zusammen  und  sind  auf  Kooperation  angewiesen.  Die  US-Chinesische
Rivalität drückte sich u.a. in dem Streit um den Yuan-Dollar-Kurs aus. Die
offene Herausforderung der USA durch China ist eine Frage der Zeit.

6. Die Kämpfe der Unterdrückten

Weltweit haben die Entwicklungen die Linke in Bewegung versetzt und auch
millionenfach junge Menschen politisiert. Die bürgerliche Demokratie wird
durch  Intervention  von  kapitalistischen  Institutionen,  imperialistischen
Regierungen oder direkten Zwang der Finanzmärkte oftmals zur Farce und
ist in den Augen vieler delegitimiert. In den meisten Ländern haben sich
reformistische Kräfte gestärkt, die zudem nach links gerückt sind – nicht
jedoch in Deutschland. Andererseits entstehen kleinbürgerliche Strömungen
– wie die sog. „Piraten“ – gerade dort, wo die Reformisten in den Augen der
Unterdrückten keine  Antwort  auf  ihre  Probleme haben.  Bislang hat  sich
jedoch nirgendwo eine revolutionäre, kommunistische Kraft an die Spitze von
Massenkämpfen stellen können und sie mit einer tatsächlichen politischen
Perspektive zur Erringung der Macht ausstatten können.

Die  kapitalistische  Krise  hat  in  vielen  Ländern  der  Welt  zu  heftigen
Klassenkämpfen geführt, die direkt oder indirekt von den Verwerfungen auf
den Weltmärkten oder imperialistischen Agressionen ausgelöst wurden. Auch
nationale  und  demokratische  Befreiungsbewegungen  haben  in  vielen
Ländern  einen  Aufschwung  erfahren,  was  nicht  nur  für  die  Länder  des
Arabischen Frühlings gilt.

In Russland findet eine Kampagne gegen die Putin-Regierung statt. Diese
geht zwar gänzlich von bürgerlichen oppositionellen Kräften aus und spiegelt
den Kampf verschiedener Kapitalfraktionen wider. Sie bezieht ihre Stärke
jedoch auch durch die Mobilisierung von Unterdrückten, ArbeiterInnen und



StudentInnen –  und erfährt  aus  diesem Grund brutale  Repression  durch
Geheimpolizei, Paramilitär und auch Faschisten.

In China befinden sich täglich tausende ArbeiterInnen im Streik. Die größte
Arbeiterklasse der Welt wird dabei automatisch vor die Aufgabe gestellt, ihre
eigenen  Streikkomittees,  Gewerkschaften  und  politische  Organisationen
aufzubauen. Aufgrund der äußerst repressiven Bedingungen muss dies meist
zwangsläufig  in  der  Illegalität  stattfinden,  was  die  überregionale
Organisierung  –  von  der  internationalen  nicht  zu  sprechen  –  enorm
erschwert.  Der  Aufbau  von  Gewerkschaften  und  proletarischen
Kampforganisationen  in  China  wird  angesichts  der  Bedeutung  des
chinesischen  Imperialismus  eine  der  wichtigsten  Aufgaben  der
Arbeiterbewegung  und  für  revolutionäre  InternationalistInnen.

In Indien hat im April 2012 ein landesweiter Generalstreik von 10 Millionen
ArbeiterInnen stattgefunden, was angesichts der Rückständigkeit des Landes
ein  beeindruckender  Ausdruck  zunehmender  Organisierung  der
Arbeiterklasse ist. Die Kashmir Intifadah, die sich seit 2010 verstärkt hat,
hält an und erreicht am 11. Juni 2012 einen neuen Höhepunkt.

I n  d e r  p a k i s t a n i s c h e n  P r o v i n z  B e l u t s c h i s t a n  i s t  d i e
Unabhängigkeitsbewegung erstarkt. Sie kämpft für einen eigenen Staat und
genießt hierfür unsere volle Unterstützung und Solidarität,  was auch für
unsere GenossInnen vom „Revolutionary Socialist Movement“ gilt.

7. Der Arabische Frühling

Die  Aufstände  des  Arabischen  Frühlings  haben  Länder  und  Kontinente
erschüttert.  Das revolutionäre Lauffeuer,  entfacht  durch die  massenhafte
Erhebung  der  Jugend,  hat  Despoten  hinweggefegt,  deren  Macht  als
unzerbrechlich galt und hat zweifellos zu einem neuen Selbstbewusstsein der
Unterdrückten in der gesamten arabischen Welt geführt.  In Ländern, die
jahrzehntelang keine legale politische Opposition kannten, entwickelten sich
binnen  Monaten  Massenbewegungen,  die  sich  bewaffneten,  um  ihre
Unterdrückerregime zu stürzen. Dies hat der gesamten Welt offenbart, dass
unter  der  steinernen  Fassade  der  von  den  Imperialisten  gestützten



Unterdrückerstaaten oftmals ein morsches Skelett steckt, das seine steinerne
Hülle zu tragen nicht mehr imstande ist.

In Libyen ebenso wie in Syrien haben innerhalb
kurzer  Zeit  Teile  der  Armee  die  Seite  gewechselt  und  sich  mit  der
kämpfenden Bevölkerung verbunden. In Libyen wurde der verbleibende Kern
mit  Unterstützung  der  Imperialisten  militärisch  besiegt.  Die
Rebellenverbände  installierten  eine  Übergangsregierung,  die  mit  den
Imperialisten paktiert. Stammesführer haben ebenso wie Gaddafi-Anhänger
führende Positionen inne.

Lediglich  in  Ägypten  verstand  es  die  Armeeführung,  rechtzeitig
Zugeständnisse zu machen, um die weitere Zuspitzung zu vermeiden. Als
Mubarak vom Generalstab fallengelassen wurde, behielt dieser die Kontrolle
über  das  Land.  Derzeit  ist  die  einzige  Kraft,  von der  die  Armeeführung
herausgefordert wird, die reaktionäre Muslimbruderschaft. Syrien befindet
sich derzeit in einem blutigen Bürgerkrieg gegen die Assad-Regierung.

In den Revolutionen treten eine Reihe von Widersprüchen offen zu Tage:

Die  Verrottetheit  der  ganzen  Region  als  Teil  des  verrotteten1.
imperialistischen  Weltsystems,  die  keine  Hegemonialmacht  mehr
kennt, welche die jahrzehntelang gestützten Regime zu verteidigen
bereit ist. Die anfängliche Hilflosigkeit der Imperialisten angesichts
der unkontrollierbaren Erhebungen, die freilich rasch einer ebenso
zynischen wie zweckmäßigen „Unterstützung“ der Revolution wich
mit dem Ziel ihrer Liquidation.
Die  objektive  Notwendigkeit  und  Möglichkeit  des  Sieges  einer2.
demokratischen  Revolution  und  gleichzeitige  Paralyse  durch
Reaktionäre  wie  Stammesführer,  „Reformer“,  Islamisten,
imperialistische  Agenten  etc.
Die Schärfe und Entschlossenheit  der Revolutionen,  deren rasche3.
technische  Entwicklung  (Waffen,  Training,  Kommandostrukturen
etc.) bei gleichzeitigem Fehlen einer bewussten politischen Führung
und eines Programms, das bspw. die Einheitsfront der Arbeiterklasse,
Jugend und der Armen gemeinsam mit desertierten Kämpfern für die



Durchsetzung  der  sozialen  und  demokratischen  Forderungen
herstellt.

Revolutionäre haben in den entscheidenden Stunden stets und ohne jede
Bedingung an der Seite der revolutionären Erhebungen zu stehen. Wir tun
dies,  um  die  wichtigste  objektive  Grundlage  für  die  Aufstände  –  die
Ausbeutung  und  Unterdrückung  der  Arbeiterklasse  durch  nationale  wie
imperialistische  Kapitalisten  –  bewusst  zu  machen,  d.h.  für  eine
proletarische, sozialistische Führung der Revolution einzutreten. Der Kampf
für demokratische oder soziale Rechte ist in jedem Fall und in jeder Form
legitim  –  und  drängt  doch  objektiv  auf  die  Machtergreifung  der
Arbeiterklasse,  der  einzigen Klasse,  die  diese Ziele  gegenüber jenen der
Bourgeoisie  durchsetzen  kann.  KommunistInnen  sollten  stets  das
„Gesamtinteresse“ einer fortschrittlichen Bewegung vertreten, denn nur so
können ArbeiterInnen und proletarische Schichten von der Richtigkeit des
jeweiligen  proletarischen,  d.h.  kommunistischen  Programms  überzeugt
werden.  Das  beinhaltet,  dass  auch  der  revolutionäre  Kampf  von
kleinbürgerlichen, feudalen oder anderen reaktionären Kräften legitim ist,
solange er den konkreten Zielen der Revolution dient.

Mit entschiedener Ablehnung müssen wir jedoch jenen begegnen, die mit
Imperialisten paktieren, d.h.  ihnen Zugeständnisse machen, damit sie die
Revolution unterstützen mögen. Dies ist immer ein Verrat an der Revolution
und die Imperialisten werden grundsätzlich immer eine konterrevolutionäre
Rolle  spielen,  selbst  wenn  sie  in  bestimmten  Situationen  die  Revolution
gutheißen, um die ihnen am „nützlichsten“ erscheinende Kraft zur Macht zu
bringen, oder imperialistische Rivalen zu schwächen.

In  Deutschland  sollten  wir  Solidaritätskampagnen  für  die  arabischen
Revolutionen unterstützen oder initiieren, nach Möglichkeit Veranstaltungen
mit entsprechenden Gruppen machen, und wo immer möglich entstehende
Kontakte  –  insbesondere  arabische  MigrantInnen  –  als  GenossInnen
gewinnen.  Die  Möglichkeit,  über  das  Internet  Kontakte  zu  machen  und
AktivistInnen in den arabischen Ländern zu gewinnen, ist sehr wichtig und
muss bewusst genutzt werden.



8. Klassenkampf in der BRD

Gleichzeitig bilden die wichtigen imperialistischen Zentren Europas und die
USA – allen voran Deutschland – in Bezug auf die Kämpfe der Unterdrückten
das „Auge inmitten des Hurrikans“.

Der  politische  Kampf  gegen  die  Politik  der  Bundesregierung  blieb  im
Wesentlichen auf einzelne Protestaktionen beschränkt. Einige bundesweite
und sogar international koordinierte Aktionen wie zuletzt 15.-19. Mai hatten
zwar starke Mobilisierungswirkung und waren für  militante und radikale
AktivistInnen wichtig. In keinem Fall ist es jedoch gelungen, eine größere
Verbindung  zwischen  organisierten  AktivistInnen  und  der  Arbeiterklasse
bzw. der unterdrückten Jugend herzustellen. Vor allem führten sie bislang
nicht zur Formierung einer Einheitsfront der Linken mit klarem Ziel,  die
Angriffe der Kapitalisten durch Methoden des Klassenkampfes zu stoppen.
Insoweit  sie  überhaupt  zu  einer  Vernetzung  oder  Kampfeinheit  geführt
haben,  waren  diese  entweder  vollständig  von  reformistischen  Apparaten
gelähmt, oder aber von kleinbürgerlichen, organisationsfeindlichen oder gar
reaktionär  (bspw.  antideutsch)  beeinflussten  Kräften.  Besonders
hervorgehoben  werden  muss  d ie  reakt ionäre  Po l i t i k  der
Gewerkschaftsführungen,  die  teilweise  die  bürgerliche  Krisenpolitik
unterstützten,  sie  gar  „von  rechts“  kritisierten,  in  jedem  Falle  den
tatsächlichen Kampf und die Mobilisierungen blockierte und nur vereinzelt in
Worten fortschrittliche Ansätze für den gewerkschaftlichen und politischen
Kampf formulierte.

Die Tarifrunden im öffentlichen Dienst und in der Metallindustrie endeten
mi t  Lohns te igerungen  oberha lb  der  In f l a t i ons ra te .  D ie
Gewerkschaftsbürokratie  verstand  es  in  beiden  Fällen,  im  Gegenzug  die
betriebliche  Mobilisierung  auf  Sparflamme  zu  halten  und  sich  auf
Warnstreiks  zu  beschränken.  Ein  Streik  im öffentlichen Dienst  hätte  die
Möglichkeit beinhaltet, die Organisierung von bspw. ErzieherInnen weiter
voranzutreiben. Die Organisierung von LeiharbeiterInnen, anderen Prekären
und  insbesondere  Jugendlichen  wäre  eine  ungemein  wichtige  Aufgabe
gewesen, die auf diese Weise unerfüllt blieb. In den Metallbetrieben herrscht
nach dem kampflosen Abschluss oft Enttäuschung über die Gewerkschaft. In



allen  Fällen  sollten  wir  jede  Möglichkeit  nutzen,  in  Betrieben  für
klassenkämpferische  Gewerkschaften,  gegen  Gewerkschaftsverdrossenheit
und  für  den  Kampf  gegen  die  Apparate  und  deren  falsche  Politik  der
kampflosen  Klassenzusammenarbeit  einzutreten.  Die  Gewinnung  von
GenossInnen und die Propaganda sollte in allen Betrieben, wo wir Mitglieder
oder Kontakte haben, zentral sein.

9. Soziale Lage der Jugend in der BRD

Eine  enorme  Masse  von  Jugendlichen  in  Deutschland,  insbesondere  die
Mehrheit der migrantischen Jugendlichen, ist in Bezug auf ihre sozialen und
demokratischen  Rechte  (wozu  auch  das  Recht  auf  Bildung  gehört)
prekarisiert und hat Grund genug zu radikalem Protest. Dies hat sich sicher
seit  2008  noch  verschärft  durch  starke  Ausweitung  der  prekären
Beschäftigung in diesen Schichten. Für Millionen gibt es derzeit keinerlei
Perspektive außer Leiharbeit, Billigjobs oder Hartz 4.

Gleichzeitig sind für Millionen von Jugendlichen weltweit die Auswirkungen
und  Zusammenhänge  der  kapitalistischen  Krise  greifbar  und  ebenso  die
Formierung  von  Protestbewegungen  wie  bspw.  in  Spanien,  Chile  oder
Griechenland.

Dass dennoch keine großen Proteste von diesen Teilen der unterdrückten
Jugend ausgingen und auch die Bildungsstreikbewegung einen Niedergang
erlitten hat, liegt zum einen am „Fettpolster“ der deutschen Imperialisten,
welches scharfe, offene Angriffe nicht erfordert – hauptsächlich jedoch am
schädlichen Einfluss  der  reformistischen Apparate  und der  bspw.  in  der
Bildungsstreikbewegung vorherrschenden kleinbürgerlichen Strömungen:

Organisierung  prekärer  Schichten  (LeiharbeiterInnen,  Azubis,1.
Praktikanten, Frauen) wird von Reformisten nicht betrieben
dadurch  sind  insb.  prekäre  Jugendliche  aus  solchen  Schichten2.
unorganisiert und politisch schwer ansprechbar (Lumpenproletariat)
s icherl ich  trägt  auch  ein  el i täres  Bewusstsein  unter3.
„bessergestellten“ Schülern und StudentInnen dazu bei, die zudem
meist tragender Bestandteil der Bildungsproteste waren.



berechtigte  Ablehnung  der  ref.  Apparate,  aus  der  jedoch  falsche4.
libertäre  Schlussfolgerungen  gezogen  werden  (Konsens,
Lokalborniertheit,  Organisationsfeindlichkeit)

10. Die Occupy-Proteste

Die „Occupy“-Proteste sind ein wichtiger Ausdruck der Kämpfe der Jugend.
Obwohl  keinerlei  großräumige  Organisierung  stattfand,  noch  eine  selbst
kleine Übereinstimmung über die politische Zielrichtung besteht, ist eines
hervorzuheben:  Die  Identifizierung mit  dem Symbol  „Occupy“  nimmt für
Millionen positiven Bezug auf die politischen Kämpfe von Kairo, Bengasi, Tel
Aviv,  Athen,  Madrid,  Frankfurt,  New  York,  Boston,  Washington  und
ungezählter anderer Orte, wo Unterdrückte ihre berechtigten Forderungen –
so unterschiedlich sie im einzelnen sind – durch Inbesitznahme öffentlicher
Plätze  zum  Ausdruck  bringen.  Implizit  wurde  so  eine  wichtige  Brücke
geschlagen – zwischen den Unterdrückten im „reichen Westen“ und in den
Halbkolonien,  zwischen Jugendlichen in Unterdrücker-  und unterdrückten
Staaten, zwischen linken Weltverbesserern, Hippies und Träumern auf der
einen und den Militanten des Nahen Ostens auf der anderen Seite, die ihr
Blut für ihre Zukunft und die ihrer Brüder und Schwestern vergießen. Die
Platzbesetzungen in Israel setzten dort eine Diskussion in Gang, wo Linke
offen für den Palästinensischen Widerstand Position beziehen konnten und
inmitten einer Massenbewegung die zionistischen Verbrecher im eigenen
Land attackieren konnten.

Die Occupy-Bewegung beinhaltet also die Idee des Internationalismus, der
Solidarität der Unterdrückten
aller  Länder.  Die  Bedeutung  dieser  Tatsache  kann  nicht  hoch  genug
geschätzt  werden  für  eine  Bewegung,  die  Millionen  von  Jugendlichen
weltweit politisiert hat – selbst wenn freilich diese Idee noch nicht zur Tat
geworden ist.  Revolutionäre müssen unbedingt  stets  dieses –  wenn auch
phrasenhafte und unmanifeste – Bewusstsein hervorheben, dass unser Kampf
in den imperialistischen Zentren – gegen die Herrscher der Welt – Hand in
Hand geht und identisch ist mit dem Kampf unserer Schwestern und Brüder
aller  Länder,  denen  „unsere“  Imperialisten  nicht  bloß  Herrscher  und
Ausbeuter,  sondern  Henker  und  Mörder  sind.



Leider  traten  verschiedene  Schwächen  deutlich  zu  Tage,  die  bislang
verhinderten, den Protest auf eine ideologisch und organisatorisch höhere
Ebene zu heben. Dies ist in Deutschland zum einen eine falsche Antwort auf
ein richtig erkanntes Problem:

Aus  der  Unbrauchbarkeit  der  reformistischen  Apparate  haben  viele
AktivistInnen eine  generelle  Ablehnung von Parteien  und Organisationen
gefolgert.  Nicht  nötig  zu  erklären,  dass  auf  solcher  Grundlage  jede
Bewegung zum Scheitern verurteilt  ist.  Es überwiegt die Vorstellung von
autonomen,  nicht  zentral  geführten  Aktionen.  So  findet  auch  keine
systematische Diskussion über politische Taktiken und Ziele statt, darüber,
welche  Schlüsse  aus  der  gesammelten  Erfahrung  der  früheren  sozialen,
antikapitalistischen  oder  demokratischen  Bewegungen  gezogen  werden
müssen, und welches Aktionsprogramm die weltweiten Bewegungen gegen
Krise, Arbeitslosigkeit, Krieg und Diktatur vereinen kann.

Die  generelle  Ablehnung,  sich  mit  politischer  Organisierung  und  mit
bestehenden  Organisationen,  Gewerkschaften  und  Parteien
auseinanderzusetzen  macht  es  gerade  für  diese  besonders  leicht,  eine
Bewegung zu vereinnahmen und zu instrumentalisieren. So erlebt ATTAC
nach Jahren des Dahindümpelns einen gewissen Wiederaufschwung, indem
sie in den Mobilisierungen der letzten Monate eine zentrale Rolle gespielt
haben.

Letztlich finden auch Reaktionäre in den „Occupy“-Protesten ihren Platz.
Dies  gilt  weniger  für  die  weitgehend ausgebluteten „Antideutschen“,  die
derartige Massenmobilisierungen ebenso verabscheuen wie alle spontanen
Erhebungen  und  Aufstände.  Jedoch  haben  diverse  verkappte
Rechtspopulisten versucht,  insbesondere in der Diskussion um die „Euro-
Rettung“ ihre reaktionäre und nationalistische Rhetorik zu verbreiten.

11. Analyse und Theorie der Krise und die Debatten innerhalb der
Linken

Die verschiedenen Strömungen in der deutschen Linken haben verschiedene
Beiträge zur Analyse der Krise gebracht. In den Folgenden Abschnitten 12-16



wollen wir uns mit den Positionen einiger Gruppen und mit ihrer Intervention
in den Protesten beschäftigen und ihnen einige unserer zentralen Postionen
gegenüberstellen. Wir werden uns beschränken auf jene Gruppen, die von
besonderer  Bedeutung  sind  oder  exemplarisch  für  bestimmte  politische
Strömungen stehen.

Zu den Fragen, die innerhalb der Linken diskutiert werden gehören:

die  Ursachen der  Krise  und ihre  Einordnung in  die  marxistische1.
Krisentheorie sowie in verschiedene andere Theorien, die von linken
und sich marxistisch verstehenden Autoren entwickelt wurden.
die  Frage,  für  welche  Ziele  linke  AktivistInnen,  Jugend-  oder2.
Arbeiterorganisationen in der Krise eintreten sollen
die  historische  Bewertung  der  Krise  und  Vorraussagen  für  die3.
weitere Entwicklung
Die  Führungskrise  der  Arbeiterbewegung und  Schlussfolgerungen4.
wie Umorganisation von linken Gruppen bzw. Diskussion über den
Aufbau  einer  neuen  “vereinigten”  antikapitalistischen  linken
Organisation.

Hierzu einige zentrale Positionen von REVOLUTION in aller Kürze:

Wir  betrachten  die  Krise  seit  2007  als  eine  Krise  der  kapitalistischen
Produktionsweise,  die  den  Gesetzen  der  kapitalistischen  Produktion
entspringt.  Es  handelt  sich  jedoch  nicht  einfach  um  eine  zyklische
Konjunkturkrise, die einen darauffolgenden Boom vorbereitet, sondern um
den  Beginn  einer  historischen  Krisenperiode,  die  sich  weltweit  in
zunehmenden  Verwertungsproblemen  des  Kapitals,  imperialistischen
Spannungen,  chaotischen  Entwicklungen  an  Finanzmärkten  und  Börsen,
Arbeitslosigkeit  und  massiven  sozialen  und  politischen  Angriffen  auf  die
Unterdrückten auszeichnet. Der tiefe Wirtschaftseinbruch 2009 ist nicht in
einen  allgemeinen  Aufschwung  übergegangen,  wie  es  die  allgemeine
Er fahrung  erwar ten  l i eße .  Wenn  auch  übera l l  zyk l i sche
Konjunkturbewegungen  stattfinden  und  in  einzelnen  Ländern  durch
besondere  Umstände  hohe  Wachstumsraten  erreicht  werden,  ist  die
Entwicklung  weltweit  beherrscht  von  einer  allgemeinen  Tendenz  zum



Niedergang.  Dies  verweist  auf  tiefliegende Probleme des  kapitalistischen
Systems.

Der  wichtigste  Begriff  ist  dabei  das  Gesetz  des  „tendenziellen  Falls  der
Profitraten“, das von Marx beschrieben wurde. Demnach führt die technische
Entwicklung der Produktivkräfte – also die Einführung neuer Technologie,
die  Nutzbarmachung  von  wissenschaftlichen  Entdeckungen  und  die
Entwicklung  fortschrittlicher  Produktionsverfahren  –  im  Kapitalismus  zu
einem widersprüchlichen  Resultat:  dem Sinken  der  Profitrate  (also  dem
relativen Schrumpfen der Profite im Vergleich zum investierten Kapital). Die
Begründung  lautet  in  einem  Wort:  die  technische  Verbesserung  von
Produktionsverfahren durch Einsatz neuer Mittel erfolgt für den Kapitalisten
mit dem Ziel,  die Kosten für die verausgabte Arbeitskraft zu senken und
damit den individuellen Profit oder die individuelle Profitrate zu erhöhen. In
der  historischen  Tendenz  jedoch  wird  die  allgemeine  (gesellschaftliche)
Profitrate aus genau demselben Grund fallen: das Verhältnis von Mehrwert-
schaffendem  Kapital  (in  Arbeitskraft  investiert)  zum  nicht-Mehrwehrt-
schaffenden  Kapital  (in  Maschinen,  Rohprodukte,  Transportmittel  etc.
investiert) wird bei fortschreitender technischer Entwicklung stets geringer.
Wenn man zusätzlich annimmt, dass die Ausbeutungsrate (das Verhältnis von
unbezahlter zu bezahlter Arbeitszeit) nicht beliebig hohe Werte annehmen
kann, muss die durchschnittliche Profitrate in der Tendenz fallen. In der
Folge wird es regelmäßig zu Situationen kommen, in denen bestehendes,
angehäuftes  Kapital  nur  noch  unterdurchschnittliche  Profite  erzielt  und
entweder  neue  Anlagemöglichkeiten  benötigt  werden  oder  aber  die
Entwertung  dieses  Kapitals  hingenommen  werden  muss.

Dieser  Sachverhalt,  der  für  Marx  das  “wichtigste  historische  Gesetz”
darstellt,  wird  vielfach  diskutiert  und  mit  verschiedensten  Argumenten
abgeändert oder in Frage gestellt. So richtig diese erste Erkenntnis unserer
Einschätzung  nach  ist,  erklärt  sie  jedoch  noch  nicht  konkret  das
Zustandekommen  der  weltweiten  Krise  seit  2007.

Wichtig für das Verständnis der Entwicklungen ist:

das  Hinausschieben  der  Krise  durch  massive  Vergrößerung  von1.



fiktivem Kapital, wodurch es möglich war, den Fall der tatsächlichen
Profitraten zu verschleiern und durch spekulative Profite scheinbar
aufzuhalten
das unvermeidliche “Platzen” der Spekulationsblasen mit der Folge2.
plötzlich  auftretender  großer  Verluste,  Preisschwankungen,
Kreditknappheit  u.a.
i n t e r n a t i o n a l e  U n g l e i c h g e w i c h t e  w i e  d i e  g r o ß e n3.
Handelsbilanzüberschüsse  bzw.  -defizite  (die  bspw.  den  USA
jahrelang  überhöhte  Profitraten  ermöglichte)
den Einfluss diverser Kämpfe auf das Kräfteverhältnis der Klassen4.
sowohl national als auch international
der Zusammenbruch des Stalinismus und damit zusammenhängend5.
Expansion des Imperialismus (“Globalisierung”), die an ihre Grenzen
gekommen ist.
der Niedergang der USA als Hegemon und deren Unfähigkeit, einen6.
“planmäßigen” Verlauf der Krise in ihrem Sinne durchzusetzen.

Die Wichtigkeit der marxistischen Analyse der Krise liegt darin begründet,
dass sie uns zu den notwendigen Schlussfolgerungen für die stattfindenden
Klassenkämpfe  führt.  Vom  Standpunkt  der  Arbeiterklasse  und  anderer
Unterdrückter ist die einzig historisch relevante Frage die, ob es gelingt, die
Krise zu ihren Gunsten zu lösen – also ob es gelingt:

das  Kräfteverhältnis  im  Klassenkampf  für  die  ArbeiterInnen  zu1.
verbessern,
die Abwälzung der kapitalistischen Verluste auf die Unterdrückten2.
abzuwehren,
der Kapitalistenklasse selbst die Kosten der Krise aufzubürden,3.
dabei  eine  klassenkämpferische,  internationale  revolutionäre4.
Führung der Arbeiterklasse zu erreichen
und  das  System  der  Lohnarbeit  und  das  kapitalistische5.
Privateigentum zu zerschlagen.

12. DIE LINKE/SOLID/SDS

Die Partei „DIE LINKE“ befindet sich im Niedergang und ist in zwei Lager



gespalten. Der Hauptgrund für die Krise der PDL ist deren Abwesenheit in
allen  wichtigen  Bewegungen  der  letzten  Zeit:  in  Krisen-Protesten,
Tarifkämpfen,  Occupy  oder  S21  hat  die  PDL  keine  relevante
Mobilisierungsaktivität  gezeigt,  noch  hat  sie  versucht,  diese  politisch
voranzutreiben und als kämpfende Basis für eine linke Partei zu gewinnen –
und  hat  sich  damit  innerhalb  von  fünf  Jahren  mehr  denn  je  von  ihrem
Anspruch entfernt, parlamentarischer Ausdruck der ArbeiterInnen und sozial
schwachen  zu  sein.  Dies  könnte  natürlich  nur  durch  die  tatsächliche
Verankerung in den Kämpfen dieser Schichten erreicht werden. Sie hat es
nicht verstanden, die rechte Politik der SPD vor Millionen von ArbeiterInnen
zu entblößen und dadurch an Stärke zu gewinnen.

Der Parteitag im Juni 2012 hat zur Stärkung des linken Flügels geführt.
Jedoch hat auch dieser (Marx21, KPF, AKL …) keine grundsätzliche politische
Alternative  zum  sozialdemokratischen  Programm  von  Gysi/Bartsch.  Sie
bilden  eine  Verbindung  zu  linken  Gewerkschaftsströmungen  (Riexinger
usw.), haben jedoch im Kern ein ähnliches keynesianisches Programm. Das
gilt besonders für die sog.
„Kommunistische Plattform“ (KPF) um Wagenknecht.  Deren Kritik an der
Politik der Bundesregierung erschöpft sich völlig darin, dass Sparprogramme
zur Bewältigung von Krisen sich „nicht bewährt“ haben und dies „dumm und
töricht“ sei.  Sie gibt stattdessen der EU den Ratschlag, eine „öffentliche
europäische Bank“ zur Finanzierung der Staatshaushalte einzurichten. Auf
derartige Ratschläge legt diese jedoch sicherlich keinen Wert.

Die  Hetze  des  rechten  Flügels  um  Gysi  gegen  die  diversen  linken
Strömungen in der Partei („Kaderkommissionen“) ist natürlich falsch und zu
verurteilen – jedoch zu großen Teilen von diesen selbst verschuldet aufgrund
ihrer Passivität in sozialen Kämpfen und ihres Opportunismus gegenüber den
„Reformern“ in der Partei. In diesem Zustand sind sie in der Tat im Ganzen
überflüssig.  Dass  die  Parteilinken  für  den  rechten  Flügel  ein  Hindernis
darstellen,  ist  klar –  solange sie jedoch keine reale Kraft  in kämpfenden
Bewegungen darstellen, sind sie aber keinesfalls eine Herausforderung oder
Bedrohung für diese, sondern lediglich politischer Ballast und Angriffsfläche
für Hetze der bürgerlichen Medien.



Die Führung der Partei „DIE LINKE“ vertritt in Zusammenhang mit der Krise
ein klassisch keynesianistisches Programm, was auch für SOLID und „DIE
LINKE/SDS“ gilt. Sie kritisieren die Politik der Bundesregierung und fordern
die Rückkehr zu sozialer Sicherung und Einführung von „Reichensteuer“ etc.
Während einige ihrer Forderungen trotz ihres reformistischen Charakters zu
unterstützen sind, ist vor allem eines falsch: Der Versuch, die verschiedenen
reformistischen Losungen als „vernünftige“ und „nachhaltige“ Alternative zu
Sozialabbau und Sparpolitik der Bourgeoisie und den bürgerlichen Parteien
anzubieten.  Sie  schlagen  politische  Rezepte  zur  Genesung  des  krank
gewordenen  Kapitalismus  vor,  die  eine  Stärkung  der  Binnennachfrage,
staatliche  Konjunkturprogramme  und  illusorische  Vorschläge  wie
„Entkoppelung  der  Staatsfinanzen  von  den  Finanzmärkten“  beinhalten.
Soziale  Forderungen  werden  nicht  als  Kampfforderungen  gegen  die
Kapitalisten  erhoben,  sondern  als  gutgemeinte  Ratschläge  an  ebendiese.
Folglich krankt dieses Programm vor allem darin, dass es – sofern es richtige
Vorschläge enthält  –  utopisch ist,  solange es nicht zur Mobilisierung der
betroffenen  ArbeiterInnen  und  Jugendlichen  eingesetzt  wird.  In  den
tatsächlichen Kämpfen (bspw.  die  Aktionstage  in  Frankfurt)  spielte  „DIE
LINKE“ – gemessen an ihrer Stärke – eine untergeordnete Rolle. Zwar stellte
sie  größere Blöcke auf  Demonstrationen,  jedoch hat  sie  nicht  im Ansatz
versucht, eine Verbindung zu schaffen zwischen ihrem politischen Programm
und neuen, kämpferischen AktivistInnen, der Jugend und der Arbeiterklasse.

Von den bürgerlichen Reform-Vorschlägen unterscheidet sich das Programm
von „DIE LINKE“ also vor allem dadurch, dass es eine Randnotiz in den
bürgerlichen  Debatten  bleiben  wird,  denn  die  Bourgeoisie  lehnt  ihre
gutgemeinten  Ratschläge  zu  Recht  ab.  Solange  „DIE  LINKE“  ein
parlamentarischer Debattierverein bleibt, der sich an „linkere“ bürgerliche
Kräfte anbiedert (z.B. Unterstützung des DIW-“Expertenpapiers“), wird sich
auch ihr Niedergang fortsetzen – denn die herrschende Klasse legt keinen
Wert auf linke Parteien. Wir fordern „DIE LINKE“ dagegen auf, aktiv den
Kampf gegen die Krisenpolitik der Bundesregierung zu führen – also ihre
Basis  zu  mobilisieren  für  eine  Massenbewegung  gegen  Sparpolitik  und
Krisenabwälzung. Dies tun wir, um ebendiese Basis von der Nutzlosigkeit des
Reformismus  zu  überzeugen  und  in  den  stattfindenden  Kämpfen  für  ein



Aktionsprogramm gegen die Krise zu gewinnen.

13. ARAB

Die autonome Gruppe ARAB hat in ihrem Heft „PERSPEKTIVE Nr. 1”1 eine
Zusammenfassung ihrer Positionen zur Krise veröffentlicht, die gegenüber
anderen  Analysen  einige  Stärken  aufweist.  So  wird  auf  Grundlage  der
allgemeinen  marxistischen  Theorie  korrekt  die  bürgerliche  Version  der
„Krisenanalyse“  kritisiert,  ebenso  wie  deren  linker  Ableger,  der  von
Reformisten  wie  „DIE  LINKE“  vertreten  wird.  Die  grundlegenden
Bewegungsgesetze  der  kapitalistischen  Krise  werden  marxistisch
beschrieben. Die Flucht des Kapitals in die Spekulation wird als Ausdruck,
nicht  als  Ursache der  Krise  erkannt  und auf  den tendenziellen  Fall  der
Profitrate zurückgeführt. Korrekt erkannt wird auch der Niedergang der US-
Ökonomie, die aufgebauten internationalen Ungleichgewichte bspw. in Bezug
auf  die  EU-Ökonomie  und  die  Ambitionen  des  deutschen  Imperialismus.
Ebenso  richtige  Schlussfolgerungen  für  die  Politik  proletarischer
InternationalistInnen.

Eine  Schwäche  des  Papiers  liegt  im  unausgegorenen  Verständnis  der
historischen Einordnung der Krise sowie der historischen Perspektive. So
wird bspw. – unserer Einschätzung nach unzutreffend – auf die „Kondratiev-
Wellen“ zurückgegriffen, ohne hier eine abschließende Position zu beziehen.

14. SAV

Die Krisenanalyse der SAV ist  auf  theoretischer Ebene oftmals  durchaus
richtig und ausgereift. Kritik üben wir jedoch an ihrem zentristischen, nicht-
revolutionären Agieren in Kämpfen und Bewegungen. Anstatt auf Grundlage
einer  r ichtigen  material ist ischen  Analyse  die  Aufgaben  für
Revolutionär_Innen  zu  entwickeln  und  anzugehen  –  was  in  Deutschland
bspw. den politischen Kampf gegen die reformistischen Führungen und für
klassenkämpferische  Basisbewegung  beinhalten  würde  –  führen  sie  ein
„Schläferdasein“  und  warten  auf  eine  Art  „Bewusstseinssprung“  in  der
Arbeiterklasse, der spontan durch die objektiven Bedingungen revolutionäre
Erhebungen auslösen könne: „Wenn das Bewusstsein der ArbeiterInnen zu
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den  objektiven  Gegebenheiten  aufschließt,  dann  kann  sich  die  Lage
urplötzlich  verändern.”2  Dabei  erkennen  sie  zwar  die  Notwendigkeit
revolutionärer leninistischer Organisierung formal  an,  praktizieren jedoch
weiterhin ihren falschverstandenen „Entrismus“ in der PDL und lehnen den
politischen  Kampf  gegen  die  Gewerkschaftsführungen  ab.  Politisches
Bewusstsein  entsteht  im  Kampf.  Das  vorherrschende  bürgerliche
Bewusstsein  ist  dabei  Ausdruck  der  Schwäche  und  der  unzähligen
Niederlagen der Arbeiterbewegung und zugleich das größte Hindernis für
die kommendene Kämpfe. Es kann jedoch nur überwunden werden durch den
politischen Kampf gegen die bürgerlichen (reformistischen) Führungen der
Arbeiterklasse.

Die SAV verhält sich in der Regel opportunistisch, indem sie ihre Positionen
anpasst,  entschärft  oder  zurückstellt  zugunsten  des  „Friedens“  mit
reformistischen oder bürgerlichen Kräften. Beispielsweise stellt sie nicht die
Forderung nach Enteignung der Konzerne unter Arbeiterkontrolle – denn
anderenfalls müssten sie auch zu den Mitteln des Kampfes, die hierzu nötig
sind,  Stel lung  beziehen:  Gegenmachtorgane,  Besetzungen,
Selbstschutzorganisationen  etc.

Stattdessen versteckt sie sich hinter Floskeln wie „Vergesellschaftung unter
demokratischer  Kontrolle“.  Hier  wird  bewusst  die  Frage vermieden,  wer
(welche Klasse)  die „vergesellschafteten“ Einrichtungen kontrollieren und
besitzen soll.

15. SDAJ

Die Positionen der  SDAJ stehen –  wenn auch eigentständige Aktivität  in
einigen Bereichen – im Schatten der Mutterorganisation DKP. Sie vertritt
einen  degenerierten  Stalinismus  und  verhält  sich  sowohl  sektiererisch
gegenüber  anderen  linken  Kräften,  als  auch  opportunistisch  gegenüber
bürgerlichen  Feinden.  Eine  eigene  Analyse  der  Krise  hat  sie  nicht
veröffentlicht.

Obgleich  sie  sich  mit  gewerkschaftlichen  und  politischen  Kämpfen  in
Deutschland  ebenso  wie  in  Griechenland  oder  Spanien  im  allgemeinen
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solidarisiert, vertritt sie nicht die notwendigen, unmittelbaren Ziele dieser
Bewegungen und hat keine Vorstellung, wie diese Bewegungen zum Sieg
geführt  werden  können  (Agitation  für  Arbeiter_Innenregierung,
Einheitsfront,  Gegenmachtorgane  etc.)

Ihre  politische  Kritik  an  anderen  Strömungen  ist  oft  destruktiv  und
sektiererisch  (bspw.  in  Bezug  auf  Occupy  oder  SYRIZA3).  Ihre
„revolutionären“ Positionen sind phrasenhaft und erfüllen ihren Anspruch
nicht,  meist  reduzieren  sie  sich  darauf,  von  anderen  „sozialistisches
Bewusstsein“ einzufordern,  ohne dieses jedoch zu entwickeln und seinen
Nutzen für die Unterdrückten darzulegen. Selbst wenn sie abstrakt richtige
Prinzipien  aufstellt  (bspw.  internationale  Solidarität,  Verbindung  von
Tageskämpfen mit  dauerhaften pol.  Kampagnen),  bleibt  sie  hinter  diesen
zurück.  Ihre Positionen gegenüber den griechischen Kämpfen verleugnen
diese sogar (z.B. Sektierertum gegenüber SYRIZA).

Als  politische  Kraft  ist  die  SDAJ  daher  für  uns  von  keinem besonderen
Interesse, jedoch sollten wir im Rahmen von Einheitsfronten mit der SDAJ
auch die Flügelkämpfe innerhalb der DKP beachten, die auch Auswirkungen
und Linksbewegungen innerhalb der SDAJ auslösen könnten.

16. Gruppe Soziale Kämpfe

Die  Vorstellungen  der  rechts-autonomen  Gruppe  gehen  nicht  von  der
materialistischen  Analyse  der  Wirklichkeit  aus.  Vielmehr  stellen  sie  ein
idealistisches  Programm  zur  Weltverbesserung  auf,  und  hoffen  auf  die
selbstverschuldete „Delegitimierung“ des Krisen-Kapitalismus, die Proteste
auslösen könnte. Die Kritik an Krise und Kapitalismus bleibt in moralischen
Floskeln  („Menschen  vor  Profite!  Zukunft  statt  Kapitalismus!“).  Eine
marxistische  Analyse  der  Krise  bieten  sie  nicht  und die  „Klassenfragen“
werden in ihren Texten grundsätzlich stark gemieden. Im Rahmen ihrer sog.
„Revolutionären Realpolitik“ stellen sie umfangreiche Forderungslisten auf,
die  zwar  vielfach  richtig  sind,  jedoch  teilweise  unkonkret  bleiben  (bsp.
„Sozialer  und  ökologischer  Umbau  der  Wirtschaft  durch  Überführung
zentraler  Wirtschaftsbereiche
in öffentliches Eigentum unter demokratischer Gestaltung der Beschäftigten
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und  der  BürgerInnen!”4)  und  denen  in  jedem Fall  eine  Perspektive  zur
tatsächlichen  Erreichung  dieser  Ziele  fehlt:  Einheitsfront  gegen  soziale
Angriffe,  Kampf  gegen  reformistische  Führungen,  Methoden  des
Klassenkampfes wie pol. Streiks etc. Diese Fehler sind bei vielen autonomen
Gruppen zu  beobachten,  wenn auch die  GSK den rechtesten  Flügel  der
Autonomen darstellt.

In  Bezug  auf  die  Organisationsdebatte  vertreten  sie  ein  Konzept  der
“pluralistischen Linken”, also der kritik- und perspektivlosen “freundlichen
Zusammenarbeit”  aller  Linken  ohne  Konzept  und  Ziel,  wie  folgende
Darstellung zeigt: “Statt Revolution und Reform gegeneinander auszuspielen,
setzen wir auf eine revolutionäre Realpolitik (Rosa Luxemburg), die an den
Widersprüchen des Bestehenden ansetzt”5 Positiv hervorheben wollen wir
jedoch den Aktivismus der GSK gegen Rassismus.

17. Die “Piratenpartei”

Eine  für  viele  bemerkenswerte  Entwicklung  der  letzten  Jahre  war  das
Wachstum der sogenannten “Piratenpartei” als politische Strömung, das in
Deutschland und einigen anderen Ländern zu beobachten war. Die deutsche
“Piratenpartei”  hat  seit  2006  (nach  eigenen  Aussagen)  etwa  30.000
Mitglieder  gewonnen  und  stellt  sich  dar  als  eine  fortschrittliche
“Bürgerpartei”,  die  allen  Menschen  gleich  welchen  sozialen  Ursprungs
offensteht  und  für  “vernünftige”  Politik  im Interesse  aller  einsteht.  Ihre
politischen Forderungen – sofern überhaupt verbindlich niedergeschrieben –
sind  zutiefst  widersprüchlich  und  sind  ein  wildes  Durcheinander  sowohl
fortschrittlicher als auch illusorischer, reformistischer oder gar reaktionärer
Positionen. Aus marxistischer Sicht ist die sog. “Piratenpartei” keinesfalls
eine linke, sondern eine kleinbürgerliche Strömung. Dem widerspricht nicht,
dass auch linke AktivistInnen, ArbeiterInnen oder unterdrückte Jugendliche
sich ihnen anschließen – vielmehr ist es gerade typisch für kleinbürgerliche
Strömungen,  dass  sie  mal  in  den  Reihen  der  Bourgeoisie,  mal  in  der
Arbeiterklasse oder unterdrückten Jugend nach Unterstützern suchen und
entsprechende politische Rezepte für “Alle”, also – marxistisch gesprochen –
für  alle  Klassen  anbieten.  Die  Interessen  der  Bourgeoisie  mit  jenen  der
Arbeiterklasse zu verbinden, ist natürlich immer ein Betrug – es entspricht
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jedoch dem Charakter des Kleinbürgertums, sich von Zeit zu Zeit von den
originär bürgerlichen Parteien zu entfernen und selbst für ihre Interessen zu
kämpfen.  Hierfür sind sie  jedoch auf  Unterstützung von den “wichtigen”
Klassen – also der Bourgeoisie oder der Arbeiterklasse – angewiesen.

Neben  enttäuschten  und  verwirrten  Linken  tummeln  sich  in  der  sog.
“Piratenpartei” auch Nazis, ehemalige Mitglieder von CDU, FDP, GRÜNEN
u.a.  Daher  kann  es  für  uns  eine  Zusammenarbeit  mit  “Piraten”  nur  im
Rahmen konkreter Kämpfe für legitime Ziele geben mit der Vorraussetzung,
dass Reaktionäre aus der Bewegung ausgeschlossen werden.

Zu den wirren Positionen der sog. “Piratenpartei” gehören beispielsweise
folgende  originär  kleinbürgerliche  Parolen  (Grundsatzprogramm
Piratenpartei6):

Förderung des freien Marktes
Bekämpfung von “Monopolen”
Abschaffung der Zwangsmitgliedschaft in der IHK

Die vielbeschworene radikale Verteidigung der “Grundrechte” entpuppt sich
als  vollkommene  Nullnummer,  wie  folgende  Forderungen  zeigen
(Wahlprogramm  NRW7):

Erhöhung der “Transparenz” des Verfassungsschutzes, “soweit dies
im Rahmen der Handlungsfähigkeit des Verfassungsschutzes möglich
ist”
Online-Überwachung “nur durch richterliche Anordnung”
“Einsatz neuer Technologien bei der öffentlichen Überwachung sind
kritisch zu hinterfragen”
“Statt technischer Mittel wollen wir eine höhere Präsenz von Polizei-
und Ordnungskräften an potenziellen Kriminalitätsbrennpunkten.”
“Die Entscheidung für den Einsatz von Überwachungsmaßnahmen
während  einer  Demonstration  ist  von  den  verantwortlichen
Einsatzkräften nach pflichtgemäßem Ermessen unter gleichzeitiger
Beurteilung der Gefahren- und Aggressionslage zu treffen.”

Auch die “sozialen” Forderungen sind keinesfalls radikal, sondern bleiben
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selbst hinter den schlechtesten reformistischen Losungen zurück:

Der “fahrscheinlose ÖPNV” (Berlin) soll durch Zwangsabgabe i.H.v.
24EUR/Monat finanziert werden
Es  findet  sich  keine  einzige  konkrete  Forderung  in  Bezug  auf
Abschaffung  von  Hartz  4,  Leiharbeit,  Niedriglohn,  Kampf  gegen
Entlassungen  o.ä.  Stattdessen  eine  Lobhudelei  auf  die  “Soziale
Marktwirtschaft”
das sog. “Bedingungslose Grundeinkommen” wäre tatsächlich eine
massive  Enteignung von prekären ArbeiterInnen und Arbeitslosen
und wird aus diesem Grund von einem (kleinen) Teil der Bourgeoisie
unterstützt
Sehr skurril ist die Forderung nach staatlicher Bezuschussung von
“Arbeitslosen-Selbsthilfegruppen”

Aufgrund  ihrer  größtenteils  reaktionären  Ziele  betrachten  wir  die  sog.
“Piratenpartei” als politischen Gegner. Sie stellt eine Gefahr für die gesamte
Linke  dar,  weil  sie  auch  in  linken  Bewegungen  rekrutiert  und  ihre
reaktionären  Ziele  dort  hineinträgt.  Wenn  Linke  sich  bei  den  “Piraten”
organisieren  sollten,  werden  sie  früher  oder  später  entnervt  und
demoralisiert aufgrund der Nutzlosigkeit der “Piraten” das Handtuch werfen.
Um die vielen linksgerichteten Mitglieder der “Piraten” sollten wir daher
politisch  werben,  wir  fordern  sie  zum  Bruch  mit  allen  bürgerlichen
Elementen auf,  zum gemeinsamen Kampf  für  gemeinsame Ziele  und zur
Abkehr von den sog. “Piraten”.

18. Stuttgart 21

Die  Bewegung  gegen  S21  ist  aufgrund  ihrer  Schwächen  vollständig
gescheitert,  besteht  jedoch  fort  als  versteinerte  Erscheinung  der
gesammelten Fehler ihrer Führung, der Arbeiterbewegung und der Linken.
Die  Politisierung  von  tausenden  Menschen,  denen  auch  ein  Kern  von
Militanten angehört, hat überwiegend nicht zu deren Radikalisierung und
politischen  Entwicklung  durch  die  Schule  des  Kampfes  geführt,  sondern
meist entweder zur Resignation in der Niederlage oder zur Verfestigung von
kleinbürgerlichen und zum Teil reaktionären Vorstellungen. Dies drückt sich



auch gerade im völligen Versagen aus, unterdrückte Jugendliche in größerer
Zahl zu mobilisieren. Sie ist zu einer Stillstands-Bewegung geworden: die
offenkundige  Niederlage  wird  verkannt  und  geleugnet,  die  notwendigen
Konsequenzen (die Verallgemeinerung des Kampfes und die Vereinigung mit
anderen  fortschrittlichen  Bewegungen)  nicht  vollzogen,  jedoch  der
Aktivismus  in  Form  von  Demonstrationen  und  Blockaden  unverändert
beibehalten.

19. Nazis

Die  Aktivität  von  Faschisten  hat  weiterhin  eine  gewisse  Bedeutung.  In
Deutschland kann man jedoch sagen, dass diese nicht an Kraft gewonnen und
die  antifaschistischen  Mobilisierungen  trotz  ihrer  verhältnismäßigen
Schwäche  den  Nazis  die  Stirn  geboten  haben.  In  Dresden  wurde  der
Naziaufmarsch im Februar im Angesicht der geplanten Gegendemonstration
nicht  durchgeführt.  Auch  alle  anderen  Versuche  von  Faschisten,  große
Aufmärsche  durchzuführen,  konnten  erfolgreich  gestört  oder  verhindert
werden. In Deutschland ist eine Stärkung der Faschisten nicht zu erwarten,
auch  weil  sie  von  der  Bourgeoisie  derzeit  mehr  als  Gefahr,  denn  als
mögliches Werkzeug für ihre Politik betrachtet werden. Chauvinistische und
rassistische Hetze von bürgerlichen Kräften selbst hat sich jedoch verstärkt,
bspw.  im  Zusammenhang  mit  der  Euro-Krise  oder  dem  angeblichen
Erstarken  von  sog.  „Salafisten“

In einigen Ländern Osteuropas, insbesondere Ungarn und Griechenland, sind
Nazis eine ernste Gefahr für die Linke und greifen regelmäßig MigrantInnen,
andere Minderheiten und Linke an. Nicht zuletzt aus diesem Grund sollten
wir  weiterhin  schwerpunktmäßig  antifaschistische  Einheitsfronten
unterstützen  und  auf  wichtigen  Demonstrationen  möglichst  stark  und
militant  eingreifen.

20. Jugendinternationale

In unserem internationalen Manifest haben wir die wichtigsten politischen
Grundsätze, die wir in unseren Kämpfen aus der eigenen und der Erfahrung
anderer AktivistInnen gewonnen haben, dargelegt. Ein besonderes Ziel, das



wir in den Jugendkämpfen aller Länder, aber auch und besonders im eigenen
Land einbringen, ist die Losung der Jugend-Internationale. Wir treten ein für
die  Schaffung  einer  internationalen  Kampforganisation  der  Jugend,  die
ausschließlich  ihren  jugendlichen  Mitgliedern  verantwortlich  ist  und  von
diesen kontrolliert  wird.  Die Wichtigkeit  einer  solchen Organisation wird
augenscheinlich, wenn wir die Kämpfe letzten Jahre betrachten: In Europa, in
Nordafrika  und  im  Nahen  Osten,  in  den  vom  Imperialismus  besetzten
Ländern und überhaupt in allen großen Kämpfen spielte die Jugend eine
herausragende,  wenn nicht  tragende Rolle.  Doch nirgendwo kämpfte  sie
unter ihrer eigenen, selbstgewählten Führung – stattdessen war sie auf die
traditionellen Führungen der reformistischen Parteien oder sogar religiöser,
reaktionärer  Bewegungen  angewiesen.  Doch  bereits  die  reformistischen
ArbeiterführerInnen  verhalten  sich  überall  stets  nationalborniert,
anpasslerisch  und  schwankend  und  vertreten  niemals  die  gemeinsamen
Interessen der Jugend, wenn sie bereits die Arbeiterklasse – die Basis ihrer
Organisationen  –  verraten.  Für  proletarische  oder  andere  unterdrückte
Jugendliche  kann  es  keine  Option  sein,  sich  von  diesen  bremsenden
FührerInnen  benutzen  zu  lassen,  ohne  überhaupt  Anteil  an  deren
Entscheidungen  zu  haben.  Vielmehr  haben  wir,
die jugendlichen AktivistInnen heutiger Kämpfe, die Aufgabe, uns endlich
eine eigene, unabhängige Führung für alle unterdrückten Jugendlichen zu
geben,  um  an  der  Seite  der  Arbeiter_Innenklasse  –  jedoch  politisch
selbstbestimmt – die Kämpfe für unsere Rechte zu führen und zu gewinnen.
Doch nicht nur das, wir haben auch die weit größere Aufgabe, die künftige
Speerspitze  im  Kampf  der  Arbeiterklasse  zu  werden  und  die  falschen,
ungeeigneten FührerInnen – Reformist_Innen, Stalinist_Innen und andere –
zu ersetzen.

Aber wir würden einen Fehler begehen, würden wir dabei nicht von Anfang
auf die engst mögliche Vereinigung der unterdrückten Jugend aller Länder
setzen.  Wie  können wir  trotz  unserer  fehlenden Erfahrung die  richtigen
Entscheidungen treffen, ohne uns auf andere Organisationen zu verlassen?
Wenn schon die Arbeiterklasse nur weltweit vereint das Bewusstsein und die
Kraft entwickeln kann, den Kapitalisten die Stirn zu bieten, so gilt das für die
Jugend umso mehr, sind wir doch der unwichtigste Teil der kapitalistischen



Maschine. Eine Jugendinternationale sollte all jene umfassen, die im Kampf
für ihre Rechte die Kapitalist_Innen als Gegner und die Arbeiterklasse als
Verbündeten  betrachten.  Dies  setzt  keine  politische  Übereinstimmung in
allen  Fragen  voraus.  Die  Jugendinternationale  ist  eine  objektive
Notwendigkeit für jede Jugendbewegung. Sie würde die Kampfbedingungen
für alle unterdrückten Jugendlichen verbessern und die Kraft der Kapitalisten
schwächen. Wenn heute die Jugend vereinzelt, unorganisiert und schwach ist
gegenüber den gezielten Angriffen des bürgerlichen Staates, so müssten in
Zukunft die Kapitalisten davor zittern, an verschiedenen Fronten auf allen
Kontinenten angegriffen zu werden von einer grenzenlosen Bewegung der
Jugend.

Als  revolutionäre internationale Jugendorganisation haben wir  derzeit  die
dringlichste  Aufgabe,  die  stattfindenden  Umwälzungen  weltweit  durch
Intervention  auf  Grundlage  unserer  programmatischen  Dokumente  zur
Radikalisierung  und  Ausweitung  der  legitimen  Proteste  und  Kämpfe  zu
nutzen.  Wir  haben  jeden  Grund,  selbstbewusst  und  entschlossen  unser
revolutionäres  Manifest  als  notwendigen  Beitrag  in  alle  Bewegungen
einzubringen,  in  denen  Jugendliche  legitimerweise  für  demokratische
Freiheit oder gegen Arbeitslosigkeit, Armut, imperialistische Diktatur oder
Besatzung und Fremdherrschaft kämpfen.

Das größte Augenmerk sollten wir dabei auf all jene Bewegungen legen, wo
junge  AktivistInnen  hinzuströmen,  im  Kampf  für  ihre  Rechte  sich
radikalisieren  und  politische  Antworten  auf  die  dringenden  Fragen  suchen:

Wie können die konkreten Angriffe auf unsere sozialen und demokratischen
Rechte  gestoppt  werden?  Wie  können  die  verrotteten  Organe  der
bürgerlichen Demokratie entsorgt werden und durch was werden sie ersetzt?
Wie können Diktatur, Besatzung und Krieg beendet werden, wer sind hierbei
die  Verbündeten  und  gegen  wen  richtet  sich  der  Kampf?  Wie  kann
letztendlich  das  kapitalistische  System  zerschlagen  werden,  welche
Organisation  und  welche  politischen  Grundsätze  sind  hierfür  und  zur
Erringung  der  Macht  notwendig?

Auf diese Fragen haben wir Antworten, die darauf warten, verbreitet und



umgesetzt zu werden. Die rasche Intervention auch in Ländern, in denen wir
bislang  nicht  verankert  sind,  ist  hierbei  eine  große  Verantwortung  und
Chance,  GenossInnen  zu  gewinnen  und  die  Organisation  durch  die
Erfahrungen  anderer  Unterdrückter  zu  bereichern  und  zu  festigen.

REVOLUTION-Konferenz, Juni 2012

Kampf im "Herzen der Bestie" –
Vor  welchen  Chancen  und
Gefahren steht die revolutionäre
Jugend?
Wir  veröffentlichen  hier  ein  Dokument,  das  von  der  REVOLUTION-
Jahreskonferenz  im  Juni  2012  beschlossen  wurde  und  eine  umfassende
Zusammenstellung der politischen und ökonomischen Entwicklung und der
Perspektiven für Klassen- und Jugendkämpfe weltweit enthält.

1. Der Rahmen: globale Krise

2011 und 2012 waren weltweit von der historischen Krise des Kapitalismus
geprägt, die in allen Ländern sowohl Kapitalisten als auch Unterdrückte vor
gleichsam  historische  Herausforderungen  stellt.  Innerimperialistische
Konflikte haben sich in Europa wie international zugespitzt, ebenso wie sich
in  vielen  Halbkolonien  imperialistische  Konflikte,  Klassenkämpfe,
Unabhängigkeitsbewegungen und Aufstände verschärft haben. Die politische
und  wirtschaftliche  Entwicklung  war  dabei  in  verschiedenen  Ländern  in
höchstem  Maße  unterschiedlich,  widersprüchlich  und  zugleich  eng
verbunden.
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Während der  US-Imperialismus sich im Niedergang befindet,  weite  Teile
Europas stagnieren oder vor dem Kollaps stehen, hat besonders Deutschland
die  Krise  zur  vergrößerung  seines  Einfluss  genutzt.  Während  sich  in
Griechenland oder im Nahen Osten revolutionäre Bewegungen formieren,
herrscht in wichtigen imperialistischen Ländern weitgehende Friedhofsruhe
zwischen Unterdrückten und Unterdrückern. China erhöht seine Ansprüche
auf Iran oder Syrien und fordert gar Zugeständnisse von Europa und den
USA,  letztere  sind  dagegen  weitgehend  erfolglos  in  der  Unterordnung
Afghanistans und der Region.

In Europa hat der deutsche Imperialismus seine Offensive zur Unterordnung
Süd-  und  Osteuropas  sowie  zur  Hegemonialmacht  der  EU  ausgeweitet.
Frankreich ist hierbei Rivale ebenso wie zeitweise taktischer Verbündeter in
gemeinsamen  Interessen.  Als  politisches  Führungsduo  der  EU
unangefochten,  haben  Merkel  und  Sarkozy  der  EU  und  insbesondere
Griechenland,  Spanien,  Italien  zahlreiche Maßnahmen aufgezwungen,  die
der  Entschärfung  der  Krise  zugunsten  des  deutschen  und  französischen
Imperialismus  dienen  sollen.  Verlierer  in  diesem Kampf  sind  neben  den
jeweiligen  nationalen  Bourgeoisien  natürlich  stets  in  erster  Linie  die
Unterdrückten, die Arbeiterklasse und in hohem Maß die Jugend, die von
enormer  Verarmung,  Massenarbeitslosigkeit  und  Entrechtung  in  allen
wichtigen Fragen – soziale Sicherung, Bildung, Gesundheit usw. – betroffen
ist. Die Jugendlichen beantworten diese Entwicklung mit Massenaktionen –
Millionen waren aktiv in Platzbesetzungen, Streiks bis hin zur Belagerung
des  griechischen  Parlaments  und  Straßenkampf  gegen  die  Macht  des
Staates.

2. Der deutsche Imperialismus als Krisenprofiteur

In Deutschland hat sich der leichte Aufschwung von 2011 nicht fortgesetzt.
Vorhersagen,  dass  dieser  in  einen weiteren tiefen Einbruch vergleichbar
2009 mündet, haben sich jedoch nicht bestätigt. Vielmehr befindet sich die
deutsche Wirtschaft wieder nahe der Stagnation, die Bourgeoisie selbst geht
von einem schwachen Wachstum von knapp 1% für 2012 aus. Dies steht in
starkem  Ungleichgewicht  zu  der  Entwicklung  der  meisten  europäischen
Länder. Insgesamt wird eine Stagnation oder sogar Rezession im Euroraum



erwartet. Griechenland, Italien, Spanien und Portugal befinden sich in der
Rezession. Dieses Ungleichgewicht ist derzeit kennzeichnend für die Krise.

Der deutsche Imperialismus hat insgesamt während der Krise seine Position
verteidigen und auf Kosten imperialistischer Rivalen ausbauen können.

Grundlage hierfür  war  zum einen seine  ökonomische Basis  in  Form der
exportierenden Industrie. Diese war zwar mit am schärfsten vom Einbruch
2009  betrof fen,  konnte  jedoch  mit  massiven  Subvent ionen
(Konjunkturpakete, Kurzarbeit) auf Bereitschaft gehalten werden, so dass sie
widerum  zu  den  ersten  Gewinnern  in  2010-2011  zählte.  Wichtig  waren
hierfür  auch  die  Niedrigzinspolitik  der  EZB.  Weiterhin  haben  die
forgesetzten  Konjunkturprogramme  der  USA  dazu  beigetragen,  den
deutschen  Export  aufrecht  zu  erhalten.

Nicht  minder  wichtig  war  jedoch  die  reaktionäre  Mitarbeit  der
Gewerkschaften an der Krisenpolitik, welche die gewerkschaftlichen Kämpfe
weitgehend  lähmte  und  stets  in  Niederlagen  führte.  Der  Verzicht  auf
ernsthafte  Abwehrkämpfe  gegen  Kurzarbeit,  Leiharbeit,  die
Nichtdurchsetzung  von  Lohnforderungen  und  weitgehende  politische
Unterstützung  des  schwarz-gelben  Krisenprogramms  macht  die
reformistischen  Gewerkschaftsführungen  verantwortlich  nicht  nur  für
Prekarisierung  der  unteren  ArbeiterInnenschichten  in  Deutschland  –
insbesondere Jugendliche und Frauen – sondern auch für die imperialistische
Offensive  der  deutschen  Bourgeoisie  mit  weltweit  historischen
Auswirkungen. Nicht nur für die Arbeiterklasse in Deutschland, sondern auch
für  die  Unterdrückten  Griechenlands,  Portugals  oder  Spaniens  ist  die
Erledigung  dieser  reformistischen  Führung  daher  eine  Aufgabe  ersten
Ranges.

Darüber hinaus haben die expansive Geldpolitik der EZB und die staatlichen
Kredite  und  Kreditgarant ien  (EFSM,  EFSF,  ESM)  auch  die
Staatsschuldenkrise  im  Euroraum  kurzfristig  entschärft,  indem  die
Kreditklemme  verhindert  wurde  und  „Schrottpapiere“  unmittelbar  durch
Garantien abgesichert wurden. Langfristig sind die Folgen dieser Politik für
den Imperialismus jedoch kaum absehbar – In jedem Fall führt grundsätzlich



die  Ausweitung  des  Kredits  zu  weiterem  Wertverfall  der  kritischen
Staatsanleihen und damit zu höheren Zinsen für diese. Ein Crash an den
Anleihemärkten  mit  gewaltigen  und  weltweiten  Auswirkungen  ist  also
durchaus  möglich.

3. Die Euro-Krise

Die historische Krise des Kapitalismus drückt sich derzeit am deutlichsten in
der EU-Schuldenkrise aus. Die massive Ausweitung von Zentralbankkrediten
und  Staatsanleihen  setzt  die  schwächer  industrialisierten  Euro-Länder
massiv  unter  Druck,  da  die  Renditen  ihrer  Papiere  bei  vergleichsweise
schwachen Profitraten steigen. Dies macht deren Refinanzierung schwerer
oder gar unmöglich.

Im Rahmen bürgerlicher Politik ist der einzige Ausweg die Unterwerfung
unter eine imperialistische „Schutzmacht“, die sich für die Anleihen verbürgt
und damit den Fortbestand des Staatshaushaltes ermöglicht – hierfür jedoch
nicht nur massive Angriffe auf die Unterdrückten fordert, sondern auch die
Bourgeoisie selbst ihrer bisherigen Souveränität beraubt.

Vom  Standpunkt  der  Arbeiterklasse  ist  jedoch  die  einzige  Lösung  die
Annulierung  der  Schulden  –  also  die  Enteignung  der  Gläubiger.  Linke
Reformisten,  die  einen  Schuldenschnitt  durch  Verhandlung  mit  den
Imperialisten und Fortbestand des bürgerlichen Eigentums anstreben – wie
beispielsweise  die  SYRIZA  –  stehen  vor  dem  Dilemma,  dass  dies
selbstverständlich  die  sofortige  Kapitalflucht  und  ökonomischen
Zusammenbruch bedeuten würde. Die Annulierung der Schulden kann nur
durch eine Regierung der Arbeiterklasse, bei gleichzeitiger Enteignung des
nationalen Bankwesens, der Industrie etc. erfolgreich sein.

Dies  macht  die  Krise  zu  einer  tatsächlich  revolutionären  Krise.  Für  die
herrschende  Klasse  ist  sie  nur  unter  unzumutbaren  Zugeständnissen  zu
entschärfen  –  für  die  Unterdrückten  nur  durch  Umwälzung  der
Eigentumsverhältnisse,  also  den  Sturz  der  Kapitalistenklasse.

Das  ökonomische  Ungleichgewicht  innerhalb  eines  gemeinsamen
Währungsraumes war die Grundlage für den Plan der Unterordnung Europas



unter  deutsch-französische  Führung  –  ist  jedoch  derzeit  eine  gewaltige
Bedrohung des imperialistischen Projektes EU. Die Frage, wie mit dieser
existentiellen  Krise  umgegangen  werden  soll,  spaltet  naturgemäß  die
Imperialisten  untereinander,  aber  auch  die  bürgerlichen  Parteien
Deutschlands und anderer Länder sind im innern geteilter  Meinung.  Die
Hauptkonfliktlinie  zieht  sich  durch  die  Frage,  ob  eine  gewaltige
Kapitalvernichtung  in  Ländern  wie  Griechenland  als  Beitrag  zur
Entschärfung der Krise erzielt werden soll – was diese Länder um Jahrzehnte
zurückwerfen würde und z.B. Absatzmärkte auf lange Zeit zerstören würde –
oder  aber  ein  „moderates“  Sparprogramm,  das  selbstverständlich  die
Arbeiterklasse  enteignen  und  prekarisieren,  nicht  aber  die  griechische
Wirtschaft  in  den  Abgrund  stoßen  soll.

4. Griechenland: im Kreuzfeuer imperialistischer Angriffe

In  Griechenland  wurde  eine  imperialistische  Diktatur  errichtet.  Die  EU-
Troika hat eine durch nichts demokratisch legitimierte Regierung eingesetzt,
um  die  brutalen  Angriffe  gegenüber  Griechenland  und  insb.  der
Arbeiterklasse  durchzusetzen.

Die brutalen Angriffe des EU-Imperialismus gegenüber Griechenland haben
mehreres gezeigt:

Die  deutsch-französische  Führungsmacht  ist  entschlossen,  ihre1.
imperialistischen Ziele mit aller Gewalt und Härte durchzusetzen und
nimmt dabei auch revolutionäre Krisen in Kauf.
Wir  befinden  uns  in  einer  revolutionären  Periode,  d.h.  die2.
herrschenden  Klassen  sind  aufgrund  der  historischen  Krise  des
Kapitalismus – die im Kern eine Krise der Produktionsverhältnisse ist
–  zur  Umwälzung  dieser  Produktionsverhältnisse  in  ihrem  Sinne
gezwungen. Die Unterdrückten werden in den Abwehrkampf gegen
diese  Angriffe  gezwungen,  was  –  zeitweilig  auch  spontan  –  das
Ausmaß von Aufständen und Revolutionen annimmt.
Die  imperialistische  Umordnung  Europas  ist  eine  grundlegende3.
Notwendigkeit für die imperialistischen Mächte, deren Ausgang wird
die Kräfteverhältnisse auf lange Zeit bestimmen.



Ebenso  ist  für  die  Arbeiterklasse  der  Kampf  gegen  die4.
imperialistischen  Angriffe  existentiell.  Eine  tiefe  historische
Niederlage ist in erster Linie wegen des Versagens ihrer Führungen –
möglich.  Ebenso  möglich  sind  jedoch  rasche  Wendungen  im
Klassenkampf mit massenhafter Umorientierung und Radikalisierung.
Die  Aufgabe  von  Revolutionären  in  dieser  Situation  ist  es5.
selbstverständlich,  in  allen  legitimen  Kämpfen  mit  einem
proletarischen,  sozialistischen  Programm  den  entschlossensten
militanten Weg zur Zerschlagung der Klassenmacht der Bourgeoisie
zu propagieren und nach Kräften zu führen.
Die Stagnation der griechischen Revolution ist zu großen Teilen auch6.
dem Versagen,  dem offenen Verrat  der  Arbeiterbewegung in  den
imperialistischen  Ländern  –  allen  voran  der  deutschen
Gewerkschaftsbürokratie – geschuldet. Allein durch die Vereinigung
der Arbeiter-  und Jugendbewegungen auf europäischer Ebene mit
einem  radikalen  Aktionsprogramm  gegen  „Rettungspakete“,
Arbeitslosigkeit  und  Massenverarmung  könnte  die  Krise  zum
Fortschritt  der  Unterdrückten  gelöst  werden.

Es ist zu erwarten, dass sich die Euro-Krise weiter verschärfen wird. Neben
der Frage der ökonomischen Entwicklung ist der Fortgang der Kämpfe in
Griechenland und in anderen Krisenländern von größter Bedeutung.

In Griechenland findet vor dem Hintergrund der seit 2 Jahren anhaltenden
Massenproteste  eine  politische  Polarisierung  und  Radikalisierung  von
AktivistInnen  statt.  Dies  wurde  durch  die  aggressive  Politik  und
chauvinistische Hetze der EU, BRD, Frankreich und des IWF noch verstärkt.
Die  Parlamentswahl  im  Mai  hat  einen  Linksruck  gezeigt,  besonders  die
linksreformistische SYRIZA hat stark gewonnen. Die Neuwahlen am 17. Juni
haben diese Entwicklung fortgesetzt, wenn auch die SYRIZA keine Regierung
bilden konnte und knapp nur  zweitstärkste  Kraft  wurde.  Die  Stärke von
SYRIZA  ist  offenkundig  von  großer  Bedeutung  für  die  Kämpfe  in
Griechenland.  Es  ist  jedoch  offenkundig,  dass  selbst  eine  linke
Regierungsmehrheit unter SYRIZA zu schwach wäre, um die Angriffe der EU
zu  stoppen  und  schnell  zwischen  EU-Imperialisten  und  griechischer
Bourgoisie und Bürokratie zerrieben wäre. Die KKE dagegen betreibt eine



verräterische Politik,  leugnet die Möglichkeit  des revolutionären Umsturz
und verhält sich sektiererisch gegenüber allen anderen Organisationen der
Linken und der Arbeiterbewegung, wärend sie sich rechten, bürgerlichen
Kräften  anbiedert.  Ihre  tiefe  Niederlage  am  17.  Juni  ist  insofern  eine
berechtigte  Strafe  und  könnte  angesichts  der  historischen  Tiefe  der
griechischen Revolution den ebenso berechtigten historischen Niedergang
der KKE einleiten, da ihr Versagen ein historisches Verbrechen gegenüber
der Arbeiterklasse und den Unterdrückten ist.

Für Revolutionäre ist es von größter Bedeutung, in dieser Situation:

Für  eine  Regierung  der  Arbeiterklasse  auf  Grundlage  eines1.
Aktionsprogramms  gegen  die  Krise  einzutreten  und  die
reformistischen,  illusorischen  Vorstellungen  bspw.  der  SYRIZA zu
kritisieren bei gleichzeitiger Unterstützung in Wahlen.
Das  Sektierertum  von  KKE,  aber  auch  Teilen  der  SYRIZA  zu2.
attackieren,  nicht  zuletzt  um  die  kämpfende  Basis  dieser
Organisationen für ein solches Aktionsprogramm zu gewinnen.
Die Organisierung und Zentralisierung der überwiegend vereinzelten3.
gewerkschaftlichen  Kämpfe  voranzutreiben  und  in  diesen  eine
Einheitsfront  der  Linken  herzustellen.  Die  gewerkschaftlichen
Kämpfe,  die  auch  Besetzungen  einschließen,  sind  derzeit  meist
voneinander  isoliert  und  zudem  nicht  mit  den  politischen
Massenmobilisierungen  verbunden.
Die rechte und chauvinistische Hetze gegen Griechenland und bspw.4.
die SYRIZA aufs schärfste zu bekämpfen.
Die  Gewinnung  von  Verbündeten  und  GenossInnen  aus  der5.
Bewegung nach allen Kräften zu versuchen und wenn möglich eine
Gruppe  aufzubauen.  Hierfür  wird  REVOLUTION  nach  den
Parlamentswahlen eine Delegation nach Griechenland entsenden.

5. Ist eine Lösung in Sicht?

Die  bisherigen  Maßnahmen  zur  „Eindämmung“  der  Krise  haben  diese
grundsätzlich nicht  im geringsten entschärft.  Für die  Kapitalisten ist  die
einzig  mögliche  „Lösung“  der  Krise  die  massive  Vernichtung  von



überschüssigem  Kapital,  um  auf  Grundlage  dann  höherer  relativer
Profitschöpfung (Profitrate) einen neuen Aufschwung zu ermöglichen. Trotz
des vorübergehenden schweren Einbruchs hat dies in den imperialistischen
Ländern  nicht  in  großem  Umfang  stattgefunden.  Keine  Imperialistische
Macht war bislang in der Lage und entschlossen, den jeweiligen Rivalen
diese  Kapitalvernichtung  aufzuzwingen.  Die  bisherige  Krisenpolitik  hat
dagegen in verschieden großem Ausmaß die Verringerung der Lohnkosten
erreicht,  die  Ausweitung  der  Zentralbankkredite  und  die  „Absicherung“
gewaltiger Kreditsummen durch die jeweiligen Staaten. Vor allem Letzteres
hat  im  Wesentlichen  die  empfindlichen  Kreisläufe  von  Kapital-  und
Warenzirkulation  aufrechterhalten  und  chaotische,  unberechenbare
Zusammenbrüche  verhindert.  Gleichzeitig  hat  dies  jedoch  bestehende
Anleihen teils massiv entwertet – mit dem Resultat,  dass in Ländern wie
Griechenland die Krise der kapitalistischen Produktion in vollem Umfang
dorthin zurückkehrt – und zur Stilllegung von Betrieben in großem Umfang
und einer historisch einzigartigen Entlassungswelle führt.

Die  „Rettung“  von  zentralen  Banken  und  Industrien  durch  drastische
Erhöhung der Staatsschulden in allen wichtigen Ländern und vor allem die
Abwertung der Schuldverschreibungen in den schwächeren Ökonomien stößt
natürlich  früher  oder  später  an  eine  Grenze.  Weitere  schwere
Konjunktureinbrüche  können  dann  nicht  mehr  wie  bisher  vom  Staat
aufgefangen  werden.

Die  inner-imperialistischen  Widersprüche  sind  überdeutlich  zu  Tage
getreten.  Angesichts  des  Niedergangs  des  US-Imperialismus  beansprucht
China  einen  größer  werdenden Einfluss  in  wichtigen  Regionen  wie  dem
nahen  und  mittleren  Osten.  China  profitiert  von  der  Schwäche  der  US-
Industrie, hat seinen Export ausgebaut und scheint auf den ersten Blick von
den weltweiten Erschütterungen unberührt. Gleichzeitig hängen jedoch US-
und chinesische Wirtschaft  durch chinesischen Waren-  und Kapitalexport
zusammen  und  sind  auf  Kooperation  angewiesen.  Die  US-Chinesische
Rivalität drückte sich u.a. in dem Streit um den Yuan-Dollar-Kurs aus. Die
offene Herausforderung der USA durch China ist eine Frage der Zeit.

6. Die Kämpfe der Unterdrückten



Weltweit haben die Entwicklungen die Linke in Bewegung versetzt und auch
millionenfach junge Menschen politisiert. Die bürgerliche Demokratie wird
durch  Intervention  von  kapitalistischen  Institutionen,  imperialistischen
Regierungen oder direkten Zwang der Finanzmärkte oftmals zur Farce und
ist in den Augen vieler delegitimiert. In den meisten Ländern haben sich
reformistische Kräfte gestärkt, die zudem nach links gerückt sind – nicht
jedoch in Deutschland. Andererseits entstehen kleinbürgerliche Strömungen
– wie die sog. „Piraten“ – gerade dort, wo die Reformisten in den Augen der
Unterdrückten keine  Antwort  auf  ihre  Probleme haben.  Bislang hat  sich
jedoch nirgendwo eine revolutionäre, kommunistische Kraft an die Spitze von
Massenkämpfen stellen können und sie mit einer tatsächlichen politischen
Perspektive zur Erringung der Macht ausstatten können.

Die  kapitalistische  Krise  hat  in  vielen  Ländern  der  Welt  zu  heftigen
Klassenkämpfen geführt, die direkt oder indirekt von den Verwerfungen auf
den Weltmärkten oder imperialistischen Agressionen ausgelöst wurden. Auch
nationale  und  demokratische  Befreiungsbewegungen  haben  in  vielen
Ländern  einen  Aufschwung  erfahren,  was  nicht  nur  für  die  Länder  des
Arabischen Frühlings gilt.

In Russland findet eine Kampagne gegen die Putin-Regierung statt. Diese
geht zwar gänzlich von bürgerlichen oppositionellen Kräften aus und spiegelt
den Kampf verschiedener Kapitalfraktionen wider. Sie bezieht ihre Stärke
jedoch auch durch die Mobilisierung von Unterdrückten, ArbeiterInnen und
StudentInnen –  und erfährt  aus  diesem Grund brutale  Repression  durch
Geheimpolizei, Paramilitär und auch Faschisten.

In China befinden sich täglich tausende ArbeiterInnen im Streik. Die größte
Arbeiterklasse der Welt wird dabei automatisch vor die Aufgabe gestellt, ihre
eigenen  Streikkomittees,  Gewerkschaften  und  politische  Organisationen
aufzubauen. Aufgrund der äußerst repressiven Bedingungen muss dies meist
zwangsläufig  in  der  Illegalität  stattfinden,  was  die  überregionale
Organisierung  –  von  der  internationalen  nicht  zu  sprechen  –  enorm
erschwert.  Der  Aufbau  von  Gewerkschaften  und  proletarischen
Kampforganisationen  in  China  wird  angesichts  der  Bedeutung  des
chinesischen  Imperialismus  eine  der  wichtigsten  Aufgaben  der



Arbeiterbewegung  und  für  revolutionäre  InternationalistInnen.

In Indien hat im April 2012 ein landesweiter Generalstreik von 10 Millionen
ArbeiterInnen stattgefunden, was angesichts der Rückständigkeit des Landes
ein  beeindruckender  Ausdruck  zunehmender  Organisierung  der
Arbeiterklasse ist. Die Kashmir Intifadah, die sich seit 2010 verstärkt hat,
hält an und erreicht am 11. Juni 2012 einen neuen Höhepunkt.

I n  d e r  p a k i s t a n i s c h e n  P r o v i n z  B e l u t s c h i s t a n  i s t  d i e
Unabhängigkeitsbewegung erstarkt. Sie kämpft für einen eigenen Staat und
genießt hierfür unsere volle Unterstützung und Solidarität,  was auch für
unsere GenossInnen vom „Revolutionary Socialist Movement“ gilt.

7. Der Arabische Frühling

Die  Aufstände  des  Arabischen  Frühlings  haben  Länder  und  Kontinente
erschüttert.  Das revolutionäre Lauffeuer,  entfacht  durch die  massenhafte
Erhebung  der  Jugend,  hat  Despoten  hinweggefegt,  deren  Macht  als
unzerbrechlich galt und hat zweifellos zu einem neuen Selbstbewusstsein der
Unterdrückten in der gesamten arabischen Welt geführt.  In Ländern, die
jahrzehntelang keine legale politische Opposition kannten, entwickelten sich
binnen  Monaten  Massenbewegungen,  die  sich  bewaffneten,  um  ihre
Unterdrückerregime zu stürzen. Dies hat der gesamten Welt offenbart, dass
unter  der  steinernen  Fassade  der  von  den  Imperialisten  gestützten
Unterdrückerstaaten oftmals ein morsches Skelett steckt, das seine steinerne
Hülle zu tragen nicht mehr imstande ist.

In Libyen ebenso wie in Syrien haben innerhalb kurzer Zeit Teile der Armee
die Seite gewechselt und sich mit der kämpfenden Bevölkerung verbunden.
In Libyen wurde der verbleibende Kern mit Unterstützung der Imperialisten
militärisch  besiegt.  Die  Rebellenverbände  install ierten  eine
Übergangsregierung,  die  mit  den  Imperialisten  paktiert.  Stammesführer
haben ebenso wie Gaddafi-Anhänger führende Positionen inne.

Lediglich  in  Ägypten  verstand  es  die  Armeeführung,  rechtzeitig
Zugeständnisse zu machen, um die weitere Zuspitzung zu vermeiden. Als
Mubarak vom Generalstab fallengelassen wurde, behielt dieser die Kontrolle



über  das  Land.  Derzeit  ist  die  einzige  Kraft,  von der  die  Armeeführung
herausgefordert wird, die reaktionäre Muslimbruderschaft. Syrien befindet
sich derzeit in einem blutigen Bürgerkrieg gegen die Assad-Regierung.

In den Revolutionen treten eine Reihe von Widersprüchen offen zu Tage:

Die  Verrottetheit  der  ganzen  Region  als  Teil  des  verrotteten1.
imperialistischen  Weltsystems,  die  keine  Hegemonialmacht  mehr
kennt, welche die jahrzehntelang gestützten Regime zu verteidigen
bereit ist. Die anfängliche Hilflosigkeit der Imperialisten angesichts
der unkontrollierbaren Erhebungen, die freilich rasch einer ebenso
zynischen wie zweckmäßigen „Unterstützung“ der Revolution wich
mit dem Ziel ihrer Liquidation.
Die  objektive  Notwendigkeit  und  Möglichkeit  des  Sieges  einer2.
demokratischen  Revolution  und  gleichzeitige  Paralyse  durch
Reaktionäre  wie  Stammesführer,  „Reformer“,  Islamisten,
imperialistische  Agenten  etc.
Die Schärfe und Entschlossenheit  der Revolutionen,  deren rasche3.
technische  Entwicklung  (Waffen,  Training,  Kommandostrukturen
etc.) bei gleichzeitigem Fehlen einer bewussten politischen Führung
und eines Programms, das bspw. die Einheitsfront der Arbeiterklasse,
Jugend und der Armen gemeinsam mit desertierten Kämpfern für die
Durchsetzung  der  sozialen  und  demokratischen  Forderungen
herstellt.

Revolutionäre haben in den entscheidenden Stunden stets und ohne jede
Bedingung an der Seite der revolutionären Erhebungen zu stehen. Wir tun
dies,  um  die  wichtigste  objektive  Grundlage  für  die  Aufstände  –  die
Ausbeutung  und  Unterdrückung  der  Arbeiterklasse  durch  nationale  wie
imperialistische  Kapitalisten  –  bewusst  zu  machen,  d.h.  für  eine
proletarische, sozialistische Führung der Revolution einzutreten. Der Kampf
für demokratische oder soziale Rechte ist in jedem Fall und in jeder Form
legitim  –  und  drängt  doch  objektiv  auf  die  Machtergreifung  der
Arbeiterklasse,  der  einzigen Klasse,  die  diese Ziele  gegenüber jenen der
Bourgeoisie  durchsetzen  kann.  KommunistInnen  sollten  stets  das
„Gesamtinteresse“ einer fortschrittlichen Bewegung vertreten, denn nur so



können ArbeiterInnen und proletarische Schichten von der Richtigkeit des
jeweiligen  proletarischen,  d.h.  kommunistischen  Programms  überzeugt
werden.  Das  beinhaltet,  dass  auch  der  revolutionäre  Kampf  von
kleinbürgerlichen, feudalen oder anderen reaktionären Kräften legitim ist,
solange er den konkreten Zielen der Revolution dient.

Mit entschiedener Ablehnung müssen wir jedoch jenen begegnen, die mit
Imperialisten paktieren, d.h.  ihnen Zugeständnisse machen, damit sie die
Revolution unterstützen mögen. Dies ist immer ein Verrat an der Revolution
und die Imperialisten werden grundsätzlich immer eine konterrevolutionäre
Rolle  spielen,  selbst  wenn  sie  in  bestimmten  Situationen  die  Revolution
gutheißen, um die ihnen am „nützlichsten“ erscheinende Kraft zur Macht zu
bringen, oder imperialistische Rivalen zu schwächen.

In  Deutschland  sollten  wir  Solidaritätskampagnen  für  die  arabischen
Revolutionen unterstützen oder initiieren, nach Möglichkeit Veranstaltungen
mit entsprechenden Gruppen machen, und wo immer möglich entstehende
Kontakte  –  insbesondere  arabische  MigrantInnen  –  als  GenossInnen
gewinnen.  Die  Möglichkeit,  über  das  Internet  Kontakte  zu  machen  und
AktivistInnen in den arabischen Ländern zu gewinnen, ist sehr wichtig und
muss bewusst genutzt werden.

8. Klassenkampf in der BRD

Gleichzeitig bilden die wichtigen imperialistischen Zentren Europas und die
USA – allen voran Deutschland – in Bezug auf die Kämpfe der Unterdrückten
das „Auge inmitten des Hurrikans“.

Der  politische  Kampf  gegen  die  Politik  der  Bundesregierung  blieb  im
Wesentlichen auf einzelne Protestaktionen beschränkt. Einige bundesweite
und sogar international koordinierte Aktionen wie zuletzt 15.-19. Mai hatten
zwar starke Mobilisierungswirkung und waren für  militante und radikale
AktivistInnen wichtig. In keinem Fall ist es jedoch gelungen, eine größere
Verbindung  zwischen  organisierten  AktivistInnen  und  der  Arbeiterklasse
bzw. der unterdrückten Jugend herzustellen. Vor allem führten sie bislang
nicht zur Formierung einer Einheitsfront der Linken mit klarem Ziel,  die



Angriffe der Kapitalisten durch Methoden des Klassenkampfes zu stoppen.
Insoweit  sie  überhaupt  zu  einer  Vernetzung  oder  Kampfeinheit  geführt
haben,  waren  diese  entweder  vollständig  von  reformistischen  Apparaten
gelähmt, oder aber von kleinbürgerlichen, organisationsfeindlichen oder gar
reaktionär  (bspw.  antideutsch)  beeinflussten  Kräften.  Besonders
hervorgehoben  werden  muss  d ie  reakt ionäre  Po l i t i k  der
Gewerkschaftsführungen,  die  teilweise  die  bürgerliche  Krisenpolitik
unterstützten,  sie  gar  „von  rechts“  kritisierten,  in  jedem  Falle  den
tatsächlichen Kampf und die Mobilisierungen blockierte und nur vereinzelt in
Worten fortschrittliche Ansätze für den gewerkschaftlichen und politischen
Kampf formulierte.

Die Tarifrunden im öffentlichen Dienst und in der Metallindustrie endeten
mi t  Lohns te igerungen  oberha lb  der  In f l a t i ons ra te .  D ie
Gewerkschaftsbürokratie  verstand  es  in  beiden  Fällen,  im  Gegenzug  die
betriebliche  Mobilisierung  auf  Sparflamme  zu  halten  und  sich  auf
Warnstreiks  zu  beschränken.  Ein  Streik  im öffentlichen Dienst  hätte  die
Möglichkeit beinhaltet, die Organisierung von bspw. ErzieherInnen weiter
voranzutreiben. Die Organisierung von LeiharbeiterInnen, anderen Prekären
und  insbesondere  Jugendlichen  wäre  eine  ungemein  wichtige  Aufgabe
gewesen, die auf diese Weise unerfüllt blieb. In den Metallbetrieben herrscht
nach dem kampflosen Abschluss oft Enttäuschung über die Gewerkschaft. In
allen  Fällen  sollten  wir  jede  Möglichkeit  nutzen,  in  Betrieben  für
klassenkämpferische  Gewerkschaften,  gegen  Gewerkschaftsverdrossenheit
und  für  den  Kampf  gegen  die  Apparate  und  deren  falsche  Politik  der
kampflosen  Klassenzusammenarbeit  einzutreten.  Die  Gewinnung  von
GenossInnen und die Propaganda sollte in allen Betrieben, wo wir Mitglieder
oder Kontakte haben, zentral sein.

9. Soziale Lage der Jugend in der BRD

Eine  enorme  Masse  von  Jugendlichen  in  Deutschland,  insbesondere  die
Mehrheit der migrantischen Jugendlichen, ist in Bezug auf ihre sozialen und
demokratischen  Rechte  (wozu  auch  das  Recht  auf  Bildung  gehört)
prekarisiert und hat Grund genug zu radikalem Protest. Dies hat sich sicher
seit  2008  noch  verschärft  durch  starke  Ausweitung  der  prekären



Beschäftigung in diesen Schichten. Für Millionen gibt es derzeit keinerlei
Perspektive außer Leiharbeit, Billigjobs oder Hartz 4.

Gleichzeitig sind für Millionen von Jugendlichen weltweit die Auswirkungen
und  Zusammenhänge  der  kapitalistischen  Krise  greifbar  und  ebenso  die
Formierung  von  Protestbewegungen  wie  bspw.  in  Spanien,  Chile  oder
Griechenland.

Dass dennoch keine großen Proteste von diesen Teilen der unterdrückten
Jugend ausgingen und auch die Bildungsstreikbewegung einen Niedergang
erlitten hat, liegt zum einen am „Fettpolster“ der deutschen Imperialisten,
welches scharfe, offene Angriffe nicht erfordert – hauptsächlich jedoch am
schädlichen Einfluss  der  reformistischen Apparate  und der  bspw.  in  der
Bildungsstreikbewegung vorherrschenden kleinbürgerlichen Strömungen:

Organisierung  prekärer  Schichten  (LeiharbeiterInnen,  Azubis,1.
Praktikanten, Frauen) wird von Reformisten nicht betrieben
dadurch  sind  insb.  prekäre  Jugendliche  aus  solchen  Schichten2.
unorganisiert und politisch schwer ansprechbar (Lumpenproletariat)
s icherl ich  trägt  auch  ein  el i täres  Bewusstsein  unter3.
„bessergestellten“ Schülern und StudentInnen dazu bei, die zudem
meist tragender Bestandteil der Bildungsproteste waren.
berechtigte  Ablehnung  der  ref.  Apparate,  aus  der  jedoch  falsche4.
libertäre  Schlussfolgerungen  gezogen  werden  (Konsens,
Lokalborniertheit,  Organisationsfeindlichkeit)

10. Die Occupy-Proteste

Die „Occupy“-Proteste sind ein wichtiger Ausdruck der Kämpfe der Jugend.
Obwohl  keinerlei  großräumige  Organisierung  stattfand,  noch  eine  selbst
kleine Übereinstimmung über die politische Zielrichtung besteht, ist eines
hervorzuheben:  Die  Identifizierung mit  dem Symbol  „Occupy“  nimmt für
Millionen positiven Bezug auf die politischen Kämpfe von Kairo, Bengasi, Tel
Aviv,  Athen,  Madrid,  Frankfurt,  New  York,  Boston,  Washington  und
ungezählter anderer Orte, wo Unterdrückte ihre berechtigten Forderungen –
so unterschiedlich sie im einzelnen sind – durch Inbesitznahme öffentlicher
Plätze  zum  Ausdruck  bringen.  Implizit  wurde  so  eine  wichtige  Brücke



geschlagen – zwischen den Unterdrückten im „reichen Westen“ und in den
Halbkolonien,  zwischen Jugendlichen in Unterdrücker-  und unterdrückten
Staaten, zwischen linken Weltverbesserern, Hippies und Träumern auf der
einen und den Militanten des Nahen Ostens auf der anderen Seite, die ihr
Blut für ihre Zukunft und die ihrer Brüder und Schwestern vergießen. Die
Platzbesetzungen in Israel setzten dort eine Diskussion in Gang, wo Linke
offen für den Palästinensischen Widerstand Position beziehen konnten und
inmitten einer Massenbewegung die zionistischen Verbrecher im eigenen
Land attackieren konnten.

Die Occupy-Bewegung beinhaltet also die Idee des Internationalismus, der
Solidarität der Unterdrückten aller Länder. Die Bedeutung dieser Tatsache
kann nicht hoch genug geschätzt werden für eine Bewegung, die Millionen
von Jugendlichen weltweit politisiert hat – selbst wenn freilich diese Idee
noch  nicht  zur  Tat  geworden  ist.  Revolutionäre  müssen  unbedingt  stets
dieses  –  wenn  auch  phrasenhafte  und  unmanifeste  –  Bewusstsein
hervorheben, dass unser Kampf in den imperialistischen Zentren – gegen die
Herrscher der Welt – Hand in Hand geht und identisch ist mit dem Kampf
unserer Schwestern und Brüder aller Länder, denen „unsere“ Imperialisten
nicht bloß Herrscher und Ausbeuter, sondern Henker und Mörder sind.

Leider  traten  verschiedene  Schwächen  deutlich  zu  Tage,  die  bislang
verhinderten, den Protest auf eine ideologisch und organisatorisch höhere
Ebene zu heben. Dies ist in Deutschland zum einen eine falsche Antwort auf
ein richtig erkanntes Problem:

Aus  der  Unbrauchbarkeit  der  reformistischen  Apparate  haben  viele
AktivistInnen eine  generelle  Ablehnung von Parteien  und Organisationen
gefolgert.  Nicht  nötig  zu  erklären,  dass  auf  solcher  Grundlage  jede
Bewegung zum Scheitern verurteilt  ist.  Es überwiegt die Vorstellung von
autonomen,  nicht  zentral  geführten  Aktionen.  So  findet  auch  keine
systematische Diskussion über politische Taktiken und Ziele statt, darüber,
welche  Schlüsse  aus  der  gesammelten  Erfahrung  der  früheren  sozialen,
antikapitalistischen  oder  demokratischen  Bewegungen  gezogen  werden
müssen, und welches Aktionsprogramm die weltweiten Bewegungen gegen
Krise, Arbeitslosigkeit, Krieg und Diktatur vereinen kann.



Die  generelle  Ablehnung,  sich  mit  politischer  Organisierung  und  mit
bestehenden  Organisationen,  Gewerkschaften  und  Parteien
auseinanderzusetzen  macht  es  gerade  für  diese  besonders  leicht,  eine
Bewegung zu vereinnahmen und zu instrumentalisieren. So erlebt ATTAC
nach Jahren des Dahindümpelns einen gewissen Wiederaufschwung, indem
sie in den Mobilisierungen der letzten Monate eine zentrale Rolle gespielt
haben.

Letztlich finden auch Reaktionäre in den „Occupy“-Protesten ihren Platz.
Dies  gilt  weniger  für  die  weitgehend ausgebluteten „Antideutschen“,  die
derartige Massenmobilisierungen ebenso verabscheuen wie alle spontanen
Erhebungen  und  Aufstände.  Jedoch  haben  diverse  verkappte
Rechtspopulisten versucht,  insbesondere in der Diskussion um die „Euro-
Rettung“ ihre reaktionäre und nationalistische Rhetorik zu verbreiten.

11. Analyse und Theorie der Krise und die Debatten innerhalb der
Linken

Die verschiedenen Strömungen in der deutschen Linken haben verschiedene
Beiträge zur Analyse der Krise gebracht. In den Folgenden Abschnitten 12-16
wollen wir uns mit den Positionen einiger Gruppen und mit ihrer Intervention
in den Protesten beschäftigen und ihnen einige unserer zentralen Postionen
gegenüberstellen. Wir werden uns beschränken auf jene Gruppen, die von
besonderer  Bedeutung  sind  oder  exemplarisch  für  bestimmte  politische
Strömungen stehen.

Zu den Fragen, die innerhalb der Linken diskutiert werden gehören:

die  Ursachen der  Krise  und ihre  Einordnung in  die  marxistische1.
Krisentheorie sowie in verschiedene andere Theorien, die von linken
und sich marxistisch verstehenden Autoren entwickelt wurden.
die  Frage,  für  welche  Ziele  linke  AktivistInnen,  Jugend-  oder2.
Arbeiterorganisationen in der Krise eintreten sollen
die  historische  Bewertung  der  Krise  und  Vorraussagen  für  die3.
weitere Entwicklung
Die  Führungskrise  der  Arbeiterbewegung und  Schlussfolgerungen4.



wie Umorganisation von linken Gruppen bzw. Diskussion über den
Aufbau  einer  neuen  “vereinigten”  antikapitalistischen  linken
Organisation.

Hierzu einige zentrale Positionen von REVOLUTION in aller Kürze:

Wir  betrachten  die  Krise  seit  2007  als  eine  Krise  der  kapitalistischen
Produktionsweise,  die  den  Gesetzen  der  kapitalistischen  Produktion
entspringt.  Es  handelt  sich  jedoch  nicht  einfach  um  eine  zyklische
Konjunkturkrise, die einen darauffolgenden Boom vorbereitet, sondern um
den  Beginn  einer  historischen  Krisenperiode,  die  sich  weltweit  in
zunehmenden  Verwertungsproblemen  des  Kapitals,  imperialistischen
Spannungen,  chaotischen  Entwicklungen  an  Finanzmärkten  und  Börsen,
Arbeitslosigkeit  und  massiven  sozialen  und  politischen  Angriffen  auf  die
Unterdrückten auszeichnet. Der tiefe Wirtschaftseinbruch 2009 ist nicht in
einen  allgemeinen  Aufschwung  übergegangen,  wie  es  die  allgemeine
Er fahrung  erwar ten  l i eße .  Wenn  auch  übera l l  zyk l i sche
Konjunkturbewegungen  stattfinden  und  in  einzelnen  Ländern  durch
besondere  Umstände  hohe  Wachstumsraten  erreicht  werden,  ist  die
Entwicklung  weltweit  beherrscht  von  einer  allgemeinen  Tendenz  zum
Niedergang.  Dies  verweist  auf  tiefliegende Probleme des  kapitalistischen
Systems.

Der  wichtigste  Begriff  ist  dabei  das  Gesetz  des  „tendenziellen  Falls  der
Profitraten“, das von Marx beschrieben wurde. Demnach führt die technische
Entwicklung der Produktivkräfte – also die Einführung neuer Technologie,
die  Nutzbarmachung  von  wissenschaftlichen  Entdeckungen  und  die
Entwicklung  fortschrittlicher  Produktionsverfahren  –  im  Kapitalismus  zu
einem widersprüchlichen  Resultat:  dem Sinken  der  Profitrate  (also  dem
relativen Schrumpfen der Profite im Vergleich zum investierten Kapital). Die
Begründung  lautet  in  einem  Wort:  die  technische  Verbesserung  von
Produktionsverfahren durch Einsatz neuer Mittel erfolgt für den Kapitalisten
mit dem Ziel,  die Kosten für die verausgabte Arbeitskraft zu senken und
damit den individuellen Profit oder die individuelle Profitrate zu erhöhen. In
der  historischen  Tendenz  jedoch  wird  die  allgemeine  (gesellschaftliche)
Profitrate aus genau demselben Grund fallen: das Verhältnis von Mehrwert-



schaffendem  Kapital  (in  Arbeitskraft  investiert)  zum  nicht-Mehrwehrt-
schaffenden  Kapital  (in  Maschinen,  Rohprodukte,  Transportmittel  etc.
investiert) wird bei fortschreitender technischer Entwicklung stets geringer.
Wenn man zusätzlich annimmt, dass die Ausbeutungsrate (das Verhältnis von
unbezahlter zu bezahlter Arbeitszeit) nicht beliebig hohe Werte annehmen
kann, muss die durchschnittliche Profitrate in der Tendenz fallen. In der
Folge wird es regelmäßig zu Situationen kommen, in denen bestehendes,
angehäuftes  Kapital  nur  noch  unterdurchschnittliche  Profite  erzielt  und
entweder  neue  Anlagemöglichkeiten  benötigt  werden  oder  aber  die
Entwertung  dieses  Kapitals  hingenommen  werden  muss.

Dieser  Sachverhalt,  der  für  Marx  das  “wichtigste  historische  Gesetz”
darstellt,  wird  vielfach  diskutiert  und  mit  verschiedensten  Argumenten
abgeändert oder in Frage gestellt. So richtig diese erste Erkenntnis unserer
Einschätzung  nach  ist,  erklärt  sie  jedoch  noch  nicht  konkret  das
Zustandekommen  der  weltweiten  Krise  seit  2007.

Wichtig für das Verständnis der Entwicklungen ist:

das  Hinausschieben  der  Krise  durch  massive  Vergrößerung  von1.
fiktivem Kapital, wodurch es möglich war, den Fall der tatsächlichen
Profitraten zu verschleiern und durch spekulative Profite scheinbar
aufzuhalten
das unvermeidliche “Platzen” der Spekulationsblasen mit der Folge2.
plötzlich  auftretender  großer  Verluste,  Preisschwankungen,
Kreditknappheit  u.a.
i n t e r n a t i o n a l e  U n g l e i c h g e w i c h t e  w i e  d i e  g r o ß e n3.
Handelsbilanzüberschüsse  bzw.  -defizite  (die  bspw.  den  USA
jahrelang  überhöhte  Profitraten  ermöglichte)
den Einfluss diverser Kämpfe auf das Kräfteverhältnis der Klassen4.
sowohl national als auch international
der Zusammenbruch des Stalinismus und damit zusammenhängend5.
Expansion des Imperialismus (“Globalisierung”), die an ihre Grenzen
gekommen ist.
der Niedergang der USA als Hegemon und deren Unfähigkeit, einen6.
“planmäßigen” Verlauf der Krise in ihrem Sinne durchzusetzen.



Die Wichtigkeit der marxistischen Analyse der Krise liegt darin begründet,
dass sie uns zu den notwendigen Schlussfolgerungen für die stattfindenden
Klassenkämpfe  führt.  Vom  Standpunkt  der  Arbeiterklasse  und  anderer
Unterdrückter ist die einzig historisch relevante Frage die, ob es gelingt, die
Krise zu ihren Gunsten zu lösen – also ob es gelingt:

das  Kräfteverhältnis  im  Klassenkampf  für  die  ArbeiterInnen  zu1.
verbessern,
die Abwälzung der kapitalistischen Verluste auf die Unterdrückten2.
abzuwehren,
der Kapitalistenklasse selbst die Kosten der Krise aufzubürden,3.
dabei  eine  klassenkämpferische,  internationale  revolutionäre4.
Führung der Arbeiterklasse zu erreichen
und  das  System  der  Lohnarbeit  und  das  kapitalistische5.
Privateigentum zu zerschlagen.

12. DIE LINKE/SOLID/SDS

Die Partei „DIE LINKE“ befindet sich im Niedergang und ist in zwei Lager
gespalten. Der Hauptgrund für die Krise der PDL ist deren Abwesenheit in
allen  wichtigen  Bewegungen  der  letzten  Zeit:  in  Krisen-Protesten,
Tarifkämpfen,  Occupy  oder  S21  hat  die  PDL  keine  relevante
Mobilisierungsaktivität  gezeigt,  noch  hat  sie  versucht,  diese  politisch
voranzutreiben und als kämpfende Basis für eine linke Partei zu gewinnen –
und  hat  sich  damit  innerhalb  von  fünf  Jahren  mehr  denn  je  von  ihrem
Anspruch entfernt, parlamentarischer Ausdruck der ArbeiterInnen und sozial
schwachen  zu  sein.  Dies  könnte  natürlich  nur  durch  die  tatsächliche
Verankerung in den Kämpfen dieser Schichten erreicht werden. Sie hat es
nicht verstanden, die rechte Politik der SPD vor Millionen von ArbeiterInnen
zu entblößen und dadurch an Stärke zu gewinnen.

Der Parteitag im Juni 2012 hat zur Stärkung des linken Flügels geführt.
Jedoch hat auch dieser (Marx21, KPF, AKL …) keine grundsätzliche politische
Alternative  zum  sozialdemokratischen  Programm  von  Gysi/Bartsch.  Sie
bilden  eine  Verbindung  zu  linken  Gewerkschaftsströmungen  (Riexinger
usw.), haben jedoch im Kern ein ähnliches keynesianisches Programm. Das



gilt  besonders  für  die  sog.  „Kommunistische  Plattform“  (KPF)  um
Wagenknecht. Deren Kritik an der Politik der Bundesregierung erschöpft sich
völlig darin, dass Sparprogramme zur Bewältigung von Krisen sich „nicht
bewährt“ haben und dies „dumm und töricht“ sei. Sie gibt stattdessen der EU
den Ratschlag,  eine „öffentliche europäische Bank“ zur Finanzierung der
Staatshaushalte  einzurichten.  Auf  derartige  Ratschläge  legt  diese  jedoch
sicherlich keinen Wert.

Die  Hetze  des  rechten  Flügels  um  Gysi  gegen  die  diversen  linken
Strömungen in der Partei („Kaderkommissionen“) ist natürlich falsch und zu
verurteilen – jedoch zu großen Teilen von diesen selbst verschuldet aufgrund
ihrer Passivität in sozialen Kämpfen und ihres Opportunismus gegenüber den
„Reformern“ in der Partei. In diesem Zustand sind sie in der Tat im Ganzen
überflüssig.  Dass  die  Parteilinken  für  den  rechten  Flügel  ein  Hindernis
darstellen,  ist  klar –  solange sie jedoch keine reale Kraft  in kämpfenden
Bewegungen darstellen, sind sie aber keinesfalls eine Herausforderung oder
Bedrohung für diese, sondern lediglich politischer Ballast und Angriffsfläche
für Hetze der bürgerlichen Medien.

Die Führung der Partei „DIE LINKE“ vertritt in Zusammenhang mit der Krise
ein klassisch keynesianistisches Programm, was auch für SOLID und „DIE
LINKE/SDS“ gilt. Sie kritisieren die Politik der Bundesregierung und fordern
die Rückkehr zu sozialer Sicherung und Einführung von „Reichensteuer“ etc.
Während einige ihrer Forderungen trotz ihres reformistischen Charakters zu
unterstützen sind, ist vor allem eines falsch: Der Versuch, die verschiedenen
reformistischen Losungen als „vernünftige“ und „nachhaltige“ Alternative zu
Sozialabbau und Sparpolitik der Bourgeoisie und den bürgerlichen Parteien
anzubieten.  Sie  schlagen  politische  Rezepte  zur  Genesung  des  krank
gewordenen  Kapitalismus  vor,  die  eine  Stärkung  der  Binnennachfrage,
staatliche  Konjunkturprogramme  und  illusorische  Vorschläge  wie
„Entkoppelung  der  Staatsfinanzen  von  den  Finanzmärkten“  beinhalten.
Soziale  Forderungen  werden  nicht  als  Kampfforderungen  gegen  die
Kapitalisten  erhoben,  sondern  als  gutgemeinte  Ratschläge  an  ebendiese.
Folglich krankt dieses Programm vor allem darin, dass es – sofern es richtige
Vorschläge enthält  –  utopisch ist,  solange es nicht zur Mobilisierung der



betroffenen  ArbeiterInnen  und  Jugendlichen  eingesetzt  wird.  In  den
tatsächlichen Kämpfen (bspw.  die  Aktionstage  in  Frankfurt)  spielte  „DIE
LINKE“ – gemessen an ihrer Stärke – eine untergeordnete Rolle. Zwar stellte
sie  größere Blöcke auf  Demonstrationen,  jedoch hat  sie  nicht  im Ansatz
versucht, eine Verbindung zu schaffen zwischen ihrem politischen Programm
und neuen, kämpferischen AktivistInnen, der Jugend und der Arbeiterklasse.

Von den bürgerlichen Reform-Vorschlägen unterscheidet sich das Programm
von „DIE LINKE“ also vor allem dadurch, dass es eine Randnotiz in den
bürgerlichen  Debatten  bleiben  wird,  denn  die  Bourgeoisie  lehnt  ihre
gutgemeinten  Ratschläge  zu  Recht  ab.  Solange  „DIE  LINKE“  ein
parlamentarischer Debattierverein bleibt, der sich an „linkere“ bürgerliche
Kräfte anbiedert (z.B. Unterstützung des DIW-“Expertenpapiers“), wird sich
auch ihr Niedergang fortsetzen – denn die herrschende Klasse legt keinen
Wert auf linke Parteien. Wir fordern „DIE LINKE“ dagegen auf, aktiv den
Kampf gegen die Krisenpolitik der Bundesregierung zu führen – also ihre
Basis  zu  mobilisieren  für  eine  Massenbewegung  gegen  Sparpolitik  und
Krisenabwälzung. Dies tun wir, um ebendiese Basis von der Nutzlosigkeit des
Reformismus  zu  überzeugen  und  in  den  stattfindenden  Kämpfen  für  ein
Aktionsprogramm gegen die Krise zu gewinnen.

13. ARAB

Die autonome Gruppe ARAB hat in ihrem Heft „PERSPEKTIVE Nr. 1”1 eine
Zusammenfassung ihrer Positionen zur Krise veröffentlicht, die gegenüber
anderen  Analysen  einige  Stärken  aufweist.  So  wird  auf  Grundlage  der
allgemeinen  marxistischen  Theorie  korrekt  die  bürgerliche  Version  der
„Krisenanalyse“  kritisiert,  ebenso  wie  deren  linker  Ableger,  der  von
Reformisten  wie  „DIE  LINKE“  vertreten  wird.  Die  grundlegenden
Bewegungsgesetze  der  kapitalistischen  Krise  werden  marxistisch
beschrieben. Die Flucht des Kapitals in die Spekulation wird als Ausdruck,
nicht  als  Ursache der  Krise  erkannt  und auf  den tendenziellen  Fall  der
Profitrate zurückgeführt. Korrekt erkannt wird auch der Niedergang der US-
Ökonomie, die aufgebauten internationalen Ungleichgewichte bspw. in Bezug
auf  die  EU-Ökonomie  und  die  Ambitionen  des  deutschen  Imperialismus.
Ebenso  richtige  Schlussfolgerungen  für  die  Politik  proletarischer

http://p.blogsport.de/images/PERSPEKTIVE_web_01.pdf


InternationalistInnen.

Eine  Schwäche  des  Papiers  liegt  im  unausgegorenen  Verständnis  der
historischen Einordnung der Krise sowie der historischen Perspektive. So
wird bspw. – unserer Einschätzung nach unzutreffend – auf die „Kondratiev-
Wellen“ zurückgegriffen, ohne hier eine abschließende Position zu beziehen.

14. SAV

Die Krisenanalyse der SAV ist  auf  theoretischer Ebene oftmals  durchaus
richtig und ausgereift. Kritik üben wir jedoch an ihrem zentristischen, nicht-
revolutionären Agieren in Kämpfen und Bewegungen. Anstatt auf Grundlage
einer  r ichtigen  material ist ischen  Analyse  die  Aufgaben  für
Revolutionär_Innen  zu  entwickeln  und  anzugehen  –  was  in  Deutschland
bspw. den politischen Kampf gegen die reformistischen Führungen und für
klassenkämpferische  Basisbewegung  beinhalten  würde  –  führen  sie  ein
„Schläferdasein“  und  warten  auf  eine  Art  „Bewusstseinssprung“  in  der
Arbeiterklasse, der spontan durch die objektiven Bedingungen revolutionäre
Erhebungen auslösen könne: „Wenn das Bewusstsein der ArbeiterInnen zu
den  objektiven  Gegebenheiten  aufschließt,  dann  kann  sich  die  Lage
urplötzlich  verändern.”2  Dabei  erkennen  sie  zwar  die  Notwendigkeit
revolutionärer leninistischer Organisierung formal  an,  praktizieren jedoch
weiterhin ihren falschverstandenen „Entrismus“ in der PDL und lehnen den
politischen  Kampf  gegen  die  Gewerkschaftsführungen  ab.  Politisches
Bewusstsein  entsteht  im  Kampf.  Das  vorherrschende  bürgerliche
Bewusstsein  ist  dabei  Ausdruck  der  Schwäche  und  der  unzähligen
Niederlagen der Arbeiterbewegung und zugleich das größte Hindernis für
die kommendene Kämpfe. Es kann jedoch nur überwunden werden durch den
politischen Kampf gegen die bürgerlichen (reformistischen) Führungen der
Arbeiterklasse.

Die SAV verhält sich in der Regel opportunistisch, indem sie ihre Positionen
anpasst,  entschärft  oder  zurückstellt  zugunsten  des  „Friedens“  mit
reformistischen oder bürgerlichen Kräften. Beispielsweise stellt sie nicht die
Forderung nach Enteignung der Konzerne unter Arbeiterkontrolle – denn
anderenfalls müssten sie auch zu den Mitteln des Kampfes, die hierzu nötig

http://www.sozialismus.info/index.php?sid=3262


sind,  Stel lung  beziehen:  Gegenmachtorgane,  Besetzungen,
Selbstschutzorganisationen  etc.

Stattdessen versteckt sie sich hinter Floskeln wie „Vergesellschaftung unter
demokratischer  Kontrolle“.  Hier  wird  bewusst  die  Frage vermieden,  wer
(welche Klasse)  die „vergesellschafteten“ Einrichtungen kontrollieren und
besitzen soll.

15. SDAJ

Die Positionen der  SDAJ stehen –  wenn auch eigentständige Aktivität  in
einigen Bereichen – im Schatten der Mutterorganisation DKP. Sie vertritt
einen  degenerierten  Stalinismus  und  verhält  sich  sowohl  sektiererisch
gegenüber  anderen  linken  Kräften,  als  auch  opportunistisch  gegenüber
bürgerlichen  Feinden.  Eine  eigene  Analyse  der  Krise  hat  sie  nicht
veröffentlicht.

Obgleich  sie  sich  mit  gewerkschaftlichen  und  politischen  Kämpfen  in
Deutschland  ebenso  wie  in  Griechenland  oder  Spanien  im  allgemeinen
solidarisiert, vertritt sie nicht die notwendigen, unmittelbaren Ziele dieser
Bewegungen und hat keine Vorstellung, wie diese Bewegungen zum Sieg
geführt  werden  können  (Agitation  für  Arbeiter_Innenregierung,
Einheitsfront,  Gegenmachtorgane  etc.)

Ihre  politische  Kritik  an  anderen  Strömungen  ist  oft  destruktiv  und
sektiererisch  (bspw.  in  Bezug  auf  Occupy  oder  SYRIZA3).  Ihre
„revolutionären“ Positionen sind phrasenhaft und erfüllen ihren Anspruch
nicht,  meist  reduzieren  sie  sich  darauf,  von  anderen  „sozialistisches
Bewusstsein“ einzufordern,  ohne dieses jedoch zu entwickeln und seinen
Nutzen für die Unterdrückten darzulegen. Selbst wenn sie abstrakt richtige
Prinzipien  aufstellt  (bspw.  internationale  Solidarität,  Verbindung  von
Tageskämpfen mit  dauerhaften pol.  Kampagnen),  bleibt  sie  hinter  diesen
zurück.  Ihre Positionen gegenüber den griechischen Kämpfen verleugnen
diese sogar (z.B. Sektierertum gegenüber SYRIZA).

Als  politische  Kraft  ist  die  SDAJ  daher  für  uns  von  keinem besonderen
Interesse, jedoch sollten wir im Rahmen von Einheitsfronten mit der SDAJ

http://www.sdaj-netz.de/2012/07/post-von-der-sdaj-offener-brief-an-alexis-tsipras/


auch die Flügelkämpfe innerhalb der DKP beachten, die auch Auswirkungen
und Linksbewegungen innerhalb der SDAJ auslösen könnten.

16. Gruppe Soziale Kämpfe

Die  Vorstellungen  der  rechts-autonomen  Gruppe  gehen  nicht  von  der
materialistischen  Analyse  der  Wirklichkeit  aus.  Vielmehr  stellen  sie  ein
idealistisches  Programm  zur  Weltverbesserung  auf,  und  hoffen  auf  die
selbstverschuldete „Delegitimierung“ des Krisen-Kapitalismus, die Proteste
auslösen könnte. Die Kritik an Krise und Kapitalismus bleibt in moralischen
Floskeln  („Menschen  vor  Profite!  Zukunft  statt  Kapitalismus!“).  Eine
marxistische  Analyse  der  Krise  bieten  sie  nicht  und die  „Klassenfragen“
werden in ihren Texten grundsätzlich stark gemieden. Im Rahmen ihrer sog.
„Revolutionären Realpolitik“ stellen sie umfangreiche Forderungslisten auf,
die  zwar  vielfach  richtig  sind,  jedoch  teilweise  unkonkret  bleiben  (bsp.
„Sozialer  und  ökologischer  Umbau  der  Wirtschaft  durch  Überführung
zentraler Wirtschaftsbereiche in öffentliches Eigentum unter demokratischer
Gestaltung der Beschäftigten und der BürgerInnen!”4) und denen in jedem
Fall  eine  Perspektive  zur  tatsächlichen  Erreichung  dieser  Ziele  fehlt:
Einheitsfront gegen soziale Angriffe, Kampf gegen reformistische Führungen,
Methoden des Klassenkampfes wie pol. Streiks etc. Diese Fehler sind bei
vielen  autonomen  Gruppen  zu  beobachten,  wenn  auch  die  GSK  den
rechtesten  Flügel  der  Autonomen  darstellt.

In  Bezug  auf  die  Organisationsdebatte  vertreten  sie  ein  Konzept  der
“pluralistischen Linken”, also der kritik- und perspektivlosen “freundlichen
Zusammenarbeit”  aller  Linken  ohne  Konzept  und  Ziel,  wie  folgende
Darstellung zeigt: “Statt Revolution und Reform gegeneinander auszuspielen,
setzen wir auf eine revolutionäre Realpolitik (Rosa Luxemburg), die an den
Widersprüchen des Bestehenden ansetzt”5 Positiv hervorheben wollen wir
jedoch den Aktivismus der GSK gegen Rassismus.

17. Die “Piratenpartei”

Eine  für  viele  bemerkenswerte  Entwicklung  der  letzten  Jahre  war  das
Wachstum der sogenannten “Piratenpartei” als politische Strömung, das in

http://www.gruppe-soziale-kaempfe.org/?p=540
http://www.gruppe-soziale-kaempfe.org/?cat=24


Deutschland und einigen anderen Ländern zu beobachten war. Die deutsche
“Piratenpartei”  hat  seit  2006  (nach  eigenen  Aussagen)  etwa  30.000
Mitglieder  gewonnen  und  stellt  sich  dar  als  eine  fortschrittliche
“Bürgerpartei”,  die  allen  Menschen  gleich  welchen  sozialen  Ursprungs
offensteht  und  für  “vernünftige”  Politik  im Interesse  aller  einsteht.  Ihre
politischen Forderungen – sofern überhaupt verbindlich niedergeschrieben –
sind  zutiefst  widersprüchlich  und  sind  ein  wildes  Durcheinander  sowohl
fortschrittlicher als auch illusorischer, reformistischer oder gar reaktionärer
Positionen. Aus marxistischer Sicht ist die sog. “Piratenpartei” keinesfalls
eine linke, sondern eine kleinbürgerliche Strömung. Dem widerspricht nicht,
dass auch linke AktivistInnen, ArbeiterInnen oder unterdrückte Jugendliche
sich ihnen anschließen – vielmehr ist es gerade typisch für kleinbürgerliche
Strömungen,  dass  sie  mal  in  den  Reihen  der  Bourgeoisie,  mal  in  der
Arbeiterklasse oder unterdrückten Jugend nach Unterstützern suchen und
entsprechende politische Rezepte für “Alle”, also – marxistisch gesprochen –
für  alle  Klassen  anbieten.  Die  Interessen  der  Bourgeoisie  mit  jenen  der
Arbeiterklasse zu verbinden, ist natürlich immer ein Betrug – es entspricht
jedoch dem Charakter des Kleinbürgertums, sich von Zeit zu Zeit von den
originär bürgerlichen Parteien zu entfernen und selbst für ihre Interessen zu
kämpfen.  Hierfür sind sie  jedoch auf  Unterstützung von den “wichtigen”
Klassen – also der Bourgeoisie oder der Arbeiterklasse – angewiesen.

Neben  enttäuschten  und  verwirrten  Linken  tummeln  sich  in  der  sog.
“Piratenpartei” auch Nazis, ehemalige Mitglieder von CDU, FDP, GRÜNEN
u.a.  Daher  kann  es  für  uns  eine  Zusammenarbeit  mit  “Piraten”  nur  im
Rahmen konkreter Kämpfe für legitime Ziele geben mit der Vorraussetzung,
dass Reaktionäre aus der Bewegung ausgeschlossen werden.

Zu den wirren Positionen der sog. “Piratenpartei” gehören beispielsweise
folgende  originär  kleinbürgerliche  Parolen  (Grundsatzprogramm
Piratenpartei6):

Förderung des freien Marktes
Bekämpfung von “Monopolen”
Abschaffung der Zwangsmitgliedschaft in der IHK

http://wiki.piratenpartei.de/Parteiprogramm


Die vielbeschworene radikale Verteidigung der “Grundrechte” entpuppt sich
als  vollkommene  Nullnummer,  wie  folgende  Forderungen  zeigen
(Wahlprogramm  NRW7):

Erhöhung der “Transparenz” des Verfassungsschutzes, “soweit dies
im Rahmen der Handlungsfähigkeit des Verfassungsschutzes möglich
ist”
Online-Überwachung “nur durch richterliche Anordnung”
“Einsatz neuer Technologien bei der öffentlichen Überwachung sind
kritisch zu hinterfragen”
“Statt technischer Mittel wollen wir eine höhere Präsenz von Polizei-
und Ordnungskräften an potenziellen Kriminalitätsbrennpunkten.”
“Die Entscheidung für den Einsatz von Überwachungsmaßnahmen
während  einer  Demonstration  ist  von  den  verantwortlichen
Einsatzkräften nach pflichtgemäßem Ermessen unter gleichzeitiger
Beurteilung der Gefahren- und Aggressionslage zu treffen.”

Auch die “sozialen” Forderungen sind keinesfalls radikal, sondern bleiben
selbst hinter den schlechtesten reformistischen Losungen zurück:

Der “fahrscheinlose ÖPNV” (Berlin) soll durch Zwangsabgabe i.H.v.
24EUR/Monat finanziert werden
Es  findet  sich  keine  einzige  konkrete  Forderung  in  Bezug  auf
Abschaffung  von  Hartz  4,  Leiharbeit,  Niedriglohn,  Kampf  gegen
Entlassungen  o.ä.  Stattdessen  eine  Lobhudelei  auf  die  “Soziale
Marktwirtschaft”
das sog. “Bedingungslose Grundeinkommen” wäre tatsächlich eine
massive  Enteignung von prekären ArbeiterInnen und Arbeitslosen
und wird aus diesem Grund von einem (kleinen) Teil der Bourgeoisie
unterstützt
Sehr skurril ist die Forderung nach staatlicher Bezuschussung von
“Arbeitslosen-Selbsthilfegruppen”

Aufgrund  ihrer  größtenteils  reaktionären  Ziele  betrachten  wir  die  sog.
“Piratenpartei” als politischen Gegner. Sie stellt eine Gefahr für die gesamte
Linke  dar,  weil  sie  auch  in  linken  Bewegungen  rekrutiert  und  ihre
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reaktionären  Ziele  dort  hineinträgt.  Wenn  Linke  sich  bei  den  “Piraten”
organisieren  sollten,  werden  sie  früher  oder  später  entnervt  und
demoralisiert aufgrund der Nutzlosigkeit der “Piraten” das Handtuch werfen.
Um die vielen linksgerichteten Mitglieder der “Piraten” sollten wir daher
politisch  werben,  wir  fordern  sie  zum  Bruch  mit  allen  bürgerlichen
Elementen auf,  zum gemeinsamen Kampf  für  gemeinsame Ziele  und zur
Abkehr von den sog. “Piraten”.

18. Stuttgart 21

Die  Bewegung  gegen  S21  ist  aufgrund  ihrer  Schwächen  vollständig
gescheitert,  besteht  jedoch  fort  als  versteinerte  Erscheinung  der
gesammelten Fehler ihrer Führung, der Arbeiterbewegung und der Linken.
Die  Politisierung  von  tausenden  Menschen,  denen  auch  ein  Kern  von
Militanten angehört, hat überwiegend nicht zu deren Radikalisierung und
politischen  Entwicklung  durch  die  Schule  des  Kampfes  geführt,  sondern
meist entweder zur Resignation in der Niederlage oder zur Verfestigung von
kleinbürgerlichen und zum Teil reaktionären Vorstellungen. Dies drückt sich
auch gerade im völligen Versagen aus, unterdrückte Jugendliche in größerer
Zahl zu mobilisieren. Sie ist zu einer Stillstands-Bewegung geworden: die
offenkundige  Niederlage  wird  verkannt  und  geleugnet,  die  notwendigen
Konsequenzen (die Verallgemeinerung des Kampfes und die Vereinigung mit
anderen  fortschrittlichen  Bewegungen)  nicht  vollzogen,  jedoch  der
Aktivismus  in  Form  von  Demonstrationen  und  Blockaden  unverändert
beibehalten.

19. Nazis

Die  Aktivität  von  Faschisten  hat  weiterhin  eine  gewisse  Bedeutung.  In
Deutschland kann man jedoch sagen, dass diese nicht an Kraft gewonnen und
die  antifaschistischen  Mobilisierungen  trotz  ihrer  verhältnismäßigen
Schwäche  den  Nazis  die  Stirn  geboten  haben.  In  Dresden  wurde  der
Naziaufmarsch im Februar im Angesicht der geplanten Gegendemonstration
nicht  durchgeführt.  Auch  alle  anderen  Versuche  von  Faschisten,  große
Aufmärsche  durchzuführen,  konnten  erfolgreich  gestört  oder  verhindert
werden. In Deutschland ist eine Stärkung der Faschisten nicht zu erwarten,



auch  weil  sie  von  der  Bourgeoisie  derzeit  mehr  als  Gefahr,  denn  als
mögliches Werkzeug für ihre Politik betrachtet werden. Chauvinistische und
rassistische Hetze von bürgerlichen Kräften selbst hat sich jedoch verstärkt,
bspw.  im  Zusammenhang  mit  der  Euro-Krise  oder  dem  angeblichen
Erstarken  von  sog.  „Salafisten“

In einigen Ländern Osteuropas, insbesondere Ungarn und Griechenland, sind
Nazis eine ernste Gefahr für die Linke und greifen regelmäßig MigrantInnen,
andere Minderheiten und Linke an. Nicht zuletzt aus diesem Grund sollten
wir  weiterhin  schwerpunktmäßig  antifaschistische  Einheitsfronten
unterstützen  und  auf  wichtigen  Demonstrationen  möglichst  stark  und
militant  eingreifen.

20. Jugendinternationale

In unserem internationalen Manifest haben wir die wichtigsten politischen
Grundsätze, die wir in unseren Kämpfen aus der eigenen und der Erfahrung
anderer AktivistInnen gewonnen haben, dargelegt. Ein besonderes Ziel, das
wir in den Jugendkämpfen aller Länder, aber auch und besonders im eigenen
Land einbringen, ist die Losung der Jugend-Internationale. Wir treten ein für
die  Schaffung  einer  internationalen  Kampforganisation  der  Jugend,  die
ausschließlich  ihren  jugendlichen  Mitgliedern  verantwortlich  ist  und  von
diesen kontrolliert  wird.  Die Wichtigkeit  einer  solchen Organisation wird
augenscheinlich, wenn wir die Kämpfe letzten Jahre betrachten: In Europa, in
Nordafrika  und  im  Nahen  Osten,  in  den  vom  Imperialismus  besetzten
Ländern und überhaupt in allen großen Kämpfen spielte die Jugend eine
herausragende,  wenn nicht  tragende Rolle.  Doch nirgendwo kämpfte  sie
unter ihrer eigenen, selbstgewählten Führung – stattdessen war sie auf die
traditionellen Führungen der reformistischen Parteien oder sogar religiöser,
reaktionärer  Bewegungen  angewiesen.  Doch  bereits  die  reformistischen
ArbeiterführerInnen  verhalten  sich  überall  stets  nationalborniert,
anpasslerisch  und  schwankend  und  vertreten  niemals  die  gemeinsamen
Interessen der Jugend, wenn sie bereits die Arbeiterklasse – die Basis ihrer
Organisationen  –  verraten.  Für  proletarische  oder  andere  unterdrückte
Jugendliche  kann  es  keine  Option  sein,  sich  von  diesen  bremsenden
FührerInnen  benutzen  zu  lassen,  ohne  überhaupt  Anteil  an  deren



Entscheidungen  zu  haben.  Vielmehr  haben  wir,  die  jugendlichen
AktivistInnen  heutiger  Kämpfe,  die  Aufgabe,  uns  endlich  eine  eigene,
unabhängige Führung für alle unterdrückten Jugendlichen zu geben, um an
der Seite der Arbeiter_Innenklasse – jedoch politisch selbstbestimmt – die
Kämpfe für unsere Rechte zu führen und zu gewinnen. Doch nicht nur das,
wir haben auch die weit größere Aufgabe, die künftige Speerspitze im Kampf
der Arbeiterklasse zu werden und die falschen, ungeeigneten FührerInnen –
Reformist_Innen, Stalinist_Innen und andere – zu ersetzen.

Aber wir würden einen Fehler begehen, würden wir dabei nicht von Anfang
auf die engst mögliche Vereinigung der unterdrückten Jugend aller Länder
setzen.  Wie  können wir  trotz  unserer  fehlenden Erfahrung die  richtigen
Entscheidungen treffen, ohne uns auf andere Organisationen zu verlassen?
Wenn schon die Arbeiterklasse nur weltweit vereint das Bewusstsein und die
Kraft entwickeln kann, den Kapitalisten die Stirn zu bieten, so gilt das für die
Jugend umso mehr, sind wir doch der unwichtigste Teil der kapitalistischen
Maschine. Eine Jugendinternationale sollte all jene umfassen, die im Kampf
für ihre Rechte die Kapitalist_Innen als Gegner und die Arbeiterklasse als
Verbündeten  betrachten.  Dies  setzt  keine  politische  Übereinstimmung in
allen  Fragen  voraus.  Die  Jugendinternationale  ist  eine  objektive
Notwendigkeit für jede Jugendbewegung. Sie würde die Kampfbedingungen
für alle unterdrückten Jugendlichen verbessern und die Kraft der Kapitalisten
schwächen. Wenn heute die Jugend vereinzelt, unorganisiert und schwach ist
gegenüber den gezielten Angriffen des bürgerlichen Staates, so müssten in
Zukunft die Kapitalisten davor zittern, an verschiedenen Fronten auf allen
Kontinenten angegriffen zu werden von einer grenzenlosen Bewegung der
Jugend.

Als  revolutionäre internationale Jugendorganisation haben wir  derzeit  die
dringlichste  Aufgabe,  die  stattfindenden  Umwälzungen  weltweit  durch
Intervention  auf  Grundlage  unserer  programmatischen  Dokumente  zur
Radikalisierung  und  Ausweitung  der  legitimen  Proteste  und  Kämpfe  zu
nutzen.  Wir  haben  jeden  Grund,  selbstbewusst  und  entschlossen  unser
revolutionäres  Manifest  als  notwendigen  Beitrag  in  alle  Bewegungen
einzubringen,  in  denen  Jugendliche  legitimerweise  für  demokratische



Freiheit oder gegen Arbeitslosigkeit, Armut, imperialistische Diktatur oder
Besatzung und Fremdherrschaft kämpfen.

Das größte Augenmerk sollten wir dabei auf all jene Bewegungen legen, wo
junge  AktivistInnen  hinzuströmen,  im  Kampf  für  ihre  Rechte  sich
radikalisieren  und  politische  Antworten  auf  die  dringenden  Fragen  suchen:

Wie können die konkreten Angriffe auf unsere sozialen und demokratischen
Rechte  gestoppt  werden?  Wie  können  die  verrotteten  Organe  der
bürgerlichen Demokratie entsorgt werden und durch was werden sie ersetzt?
Wie können Diktatur, Besatzung und Krieg beendet werden, wer sind hierbei
die  Verbündeten  und  gegen  wen  richtet  sich  der  Kampf?  Wie  kann
letztendlich  das  kapitalistische  System  zerschlagen  werden,  welche
Organisation  und  welche  politischen  Grundsätze  sind  hierfür  und  zur
Erringung  der  Macht  notwendig?

Auf diese Fragen haben wir Antworten, die darauf warten, verbreitet und
umgesetzt zu werden. Die rasche Intervention auch in Ländern, in denen wir
bislang  nicht  verankert  sind,  ist  hierbei  eine  große  Verantwortung  und
Chance,  GenossInnen  zu  gewinnen  und  die  Organisation  durch  die
Erfahrungen  anderer  Unterdrückter  zu  bereichern  und  zu  festigen.

REVOLUTION-Konferenz, Juni 2012

Blockupy  als  Zeichen,
europaweite Massenaktionen als
Ziel

Die Blockupy-Aktionen vom 16. bis zum 19. Mai, an denen sich auch
REVOLUTION mit rund 40 Aktivisten beteiligte, waren ein erster Erfolg
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für eine neue Bewegung gegen die kapitalistische Krise. Die Blockaden und
Besetzungen vor dem 19.  Mai  konnten aufgrund der staatlichen Verbote
nicht  wie  geplant  durchgeführt  werden.  Trotz  massiver  Polizeirepression
beteiligten sich mehr als 2´000 Menschen an spontanen Platzbesetzungen
und  Demonstrationen  für  ihr  Recht  auf  Protest.  Die  internationale
Großdemonstration  war  mit  30.000  Teilnehmer_innen  eine  der  bisher
größten Aktionen in Deutschland gegen die internationale Krise. Wie dieses
Potential  in  Deutschland  für  den  Aufbau  einer  europaweiten
Antikrisenbewegung genutzt  werden kann und was  dem im Wege steht,
erklärt David Pfeifer.

Die Rolle des bürgerlichen Staates

Wie schon im Vorfeld absehbar, waren die Protestaktionen begleitet von
staatlicher Kriminalisierung, Verfolgung und Spaltungsversuchen . Alle
Veranstaltungen, Kundgebungen und Demonstrationen vor dem 19. wurden
mit  oberster  Billigung  des  Bundesverfassungsgerichtes  verboten.  Zur
Durchsetzung dieses  Verbotes  waren daher  weit  mehr als  5´000 schwer
ausgerüstete  Polizisten  in  Frankfurt  stationiert.  Sie  sperrten  das
Bankenviertel  ab,  räumten  besetzte  Plätze,  trieben  Demonstrationen
auseinander, nahmen über die Tage hunderte Demonstranten in Gewahrsam
und  verteilten  weitläufige  Platzverbote.  Dies  zeigte  erneut  in  welchem
Interesse  die  Justiz  urteilt,  für  welche  Klasse  die  Exekutive  „unseres
demokratischen“ Staates handelt. Von Frankfurt sollte ganz gezielt ein Signal
für zukünftige Proteste ausgehen: Wer Kritik an den Kapitalisten und ihrer
Regierung auf die Straße tragen will, wird Kriminalisiert!

Die Folgen der Sozialpartnerschaft

Wenn  es  nach  den  reformistischen
F ü h r e r n  d e r  d e u t s c h e n
Gewerkschaften  geht,  dann  darf  -
g a n z  i m  S i n n e  d e r
Sozialpartnerschaft  -  Angela Merkel
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auch  auf  den  Gewerkschaftstagen
erklären,  wie  gut  die  momentane
Zusammenarbeit bei dem Abbau von
Arbeiterrechten  und  Sozialem
funktioniert.

Allerdings waren die Aktionen, gemessen an der um sich greifenden Krise
Europas und der damit einhergehenden Notwendigkeit eines international
koordinierten  Widerstands  der  Lohnabhängigen,  Jugendlichen  und
Arbeitslosen,  bei  weitem  zu  schwach.  Woran  lag  das?

Einerseits  spielt  sicherlich  die  wirtschaftliche  Stellung  des  deutschen
Imperialismus, der aufgrund der enormen Extraprofite und Überschüsse der
letzten Jahre nicht gezwungen ist historische Angriffe gegen die deutsche
Arbeiterklasse zu führen. Vor allem ist aber das Versagen und der Verrat der
reformistischen  Führer  von  SPD,  LINKE  und  den  Gewerkschaften
verantwortl ich,  die  infolge  ihrer  mehr  oder  minder  offenen
Sozialpartnerschaft,  konsequente Großmobilisierung ablehnten oder sogar
bekämpften.

Während die  Linkspartei  immerhin an den Vorbereitungskonferenzen der
vergangenen Proteste teilnahm, dort aber lediglich als inaktiver Beobachter
auftrat und oft nur regional mobilisierte, enthielt sich die SPD, welche durch
ihre Parteibasis, Wählerschaft und Gewerkschaftskontrolle den Großteil der
deutschen Arbeiterklasse vertritt, jeglicher Beteiligung – diffamierte sogar
die  Proteste.  Denn  wer  nach  den  Bundestagswahlen  2013  den
kapitalistischen Staat im Bündnis mit der bürgerlichen CDU verwalten will,
kann  leider  nicht  die  Interessen  der  eigenen,  geschweige  denn  der
europäischen  Arbeiterklasse  unterstützen.

Die Angst vor konkreten Forderungen

Anstatt  ernsthaften  Widerstand
innerhalb  der  Arbeiterbewegung
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g e g e n K a p i t a l  u n d  K r i s e  z u
organisieren,  begnügt  sich  das
Netzwerk Attac mit einer nebulösen
Kritik am Casinokapitalismus, den es
zähmen und kontrollieren will.

Den Initiatoren der Aktionen, Attac und die Interventionistische Linke (IL),
fiel jedoch auch keine rühmliche Rolle zu. So war der Aufruf zu den Aktionen
äußerst schwammig und reformistisch, wurde jedoch durch das vermeintlich
radikale Vokabular IL unterstützt. Der Aufruf, der die Illusion in einen zu
bändigenden  Kapitalismus  stärkte,  entbehrte  jeglicher  Aufforderung  zur
Mobilisierung  an  die  oben  genannten  Organisationen.  Auch  konkrete
Forderungen die den Bedürfnissen der Lohnabhängigen in Deutschland und
Europa entsprechen und den Regierungen den politischen Kampf angesagt
hätten, blieben aus.

Das bereits bekannte Argument lautete: „Man wolle eine möglichst breite
Aktion schaffen in der sich keiner durch zu radikale oder antikapitalistische
Forderungen abgeschreckt fühle.“

In Wahrheit bedeutet diese Herangehensweise aber das Gegenteil. Erstens
war von Beginn an keine konkrete Perspektive ersichtlich, wie die momentan
national  isolierten  Kämpfe  in  Ländern  wie  Griechenland  zu  einer
europaweiten  Bewegung  hätten  erweitert  werden  können.  Zweitens
weigerten sich IL und Attac bewusst z.B. in die Tarifkämpfe einzugreifen, um
so breite Schichten der Arbeiterklasse anzusprechen und gleichzeitig die
reformistische Führung herauszufordern. Ganz in diesem Sinne war auch das
Ausbleiben  von  Aufforderungen  an  SPD,  Linke  und  Gewerkschaften  zu
Mobilisieren. Was auf den ersten Blick äußerst radikal wirkte, bedeutete in
der  Praxis  keinen Druck auf  die  bürokratische Führung aufzubauen,  der
bewirkt hätte das die Reformisten ihr wahres Gesicht der verräterischen
Klassenzusammenarbeit  –  verständlich  für  die  gesamte  Klasse  –  gezeigt
hätten.

.



Den Angriffen des Kapital durch europaweite Massenmobilisierung
entegegentreten!

Trotzdem  waren  in  Frankfurt  viel  Aktivist_innen,  die  europaweite
Massenmobilisierungen befürworteten.  Viele zeigten in Frankfurt,  das sie
bereit wären über symbolische Aktionstage hinauszugehen. Dafür bedarf es
jedoch  eines  revolutionären  und  klassenkämpferischen  Programms,  die
Bewegung braucht einen Plan der aufzeigt wie das kapitalistische System
durch einen international koordinierten Kampf überwunden werden kann.

Als wichtigen Schritt in diese Richtung, fordern wir eine baldige europaweite
Aktionskonferenz, zu der auch internationale Aktivisten von Kairo bis Chile
eingeladen sind. Dort muss ein Aktionsprogramm der Bewegung diskutiert
und beschlossen werden. Es reicht aber nicht aus nur Individuen auf eine
solche  Konferenz  zu  mobilisieren.  Stattdessen  müssen  auch  die
Organisationen  die  in  Ländern  wie  z.B.  Spanien,  Portugal,  Italien,
Griechenland die sozialen Kämpfe anführen und einen realen Masseneinfluss
haben, aufgefordert werden zu kommen.

Jedoch  haben  wir  keine  Illusionen  in  Parteien  und  Netzwerke  wie
beispielsweise KKE, SYRIZA oder ANTARSIA in Griechenland, allerdings wird
es momentan nicht ohne sie international organisierte Massenaktionen gegen
die Abwälzung der Krisenlasten auf die Arbeiter_innen, Jugendlichen und
Arbeitslosen geben. Erst innerhalb der gemeinsamen Aktion wird es möglich
und nötig sein, dass revolutionäre Kommunisten die Fehler der aktuellen
Führungen auf der Straße und im Betrieb den Massen aufzeigen. Nur so
kann der Widerstand gegen die internationalen Angriffe des Kapitals und
ihrer Regierungen erfolgreich zum Kampf für ein sozialistisches Programm
gegen die Krise zugespitzt werden!

Deshalb treten wir ein:

Für  die  volle  Mobilisierung  der  europäischen  Arbeiterklasse  und
Jugend gegen die Angriffe der Kapitalisten! Zwingt die Führer von
reformistischen Parteien und Gewerkschaften, durch den Kampf mit
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und um deren Basis, zu Aktionen zu Mobilisieren!
Ersatzlose Streichung aller Schulden von Ländern wie Griechenland,
Spanien und Italien!
Auflösung der Troika aus EU, IWF und EZB.! Verstaatlichung und
Vereinheitlichung der  Banken unter  demokratischer  Kontrolle  der
Arbeiterklasse!
Für einen Mindestlohn der von den
Organisationen und Räten der Arbeiterklasse festgelegt wird! Unser
Vorschlag sind 11 Euro/Stunde!
Gegen jede Entlassung! Besetzung und Enteignung von Betrieben die
Massenentlassungen durchführen unter Kontrolle der Beschäftigten
und Benutzer_innen!
Für  die  Kosten  unserer  Forderungen  sollen  die  Verursacher  der
Krise,  also  Konzerne  und  Banken  bezahlen!  Für  die  massive
Besteuerung  von  Profiten  und  Reichtum!
Gegen die Entrechtung der Jugend und der Arbeiterklasse, für das
Recht  auf  Protest!  Jeder  Angriff  muss  mit  dem  Aufbau  von
Selbstverteidigungsstrukturen  in  Betrieb,  Schule  und  Bezirk
beantwortet  werden!
Kein Vertrauen in die Parlamente, organisiert die Gegenmacht! In
Ländern  wo  es  bereits  besetze  Betriebe  und  Infrastruktur  unter
Eigenkontrolle gibt, muss der Kampf in Rätestrukturen zentralisiert
und verallgemeinert werden! Keine Beteiligung von Arbeiterparteien
an  bürgerlichen  Koalitionen  –  für  eine  Arbeiterregierungen  in
Griechenland!
Um dem Kapital einen wirklichen Schaden zuzufügen brauchen wir
einen  politischen  europäischen  Generalstreik!  Kämpft  in  den
Gewerkschaften für eine europaweite Vernetzung der Basis, sowie
für unabhängige Streikkomitees, um dies vorzubereiten!

Während  die  europäische  Union  unter  dem  Diktat  des  deutschen
Kapitalismus zu zerbrechen droht, müssen wir uns im klaren darüber sein,
dass nationalistische Einzelgängervorschläge wie von der KKE keine Lösung
sind.  Dem  Nationalismus  der  Herrschenden  stellen  wir  den  Slogan  der
Vereinigten sozialistischen Räterepubliken von Europa entgegen. Dieses Ziel



kann  aber  nur  durch  den  Aufbau  revolutionärer  Parteien,  einer  fünften
Internationale und einer kommunistischen Jugendinternationale – die nicht
nur von Sozialismus reden, sondern auch für ihn kämpfen – erreicht werden!

Ein Artikel von David Pfeifer, REVOLUTION-Stuttgart

Nur  eine  Massenbewegung
gegen  die  kapitalistische
Bahn”reform”  kann  S21
stoppen!
Flugblatt von REVOLUTION-Stuttgart

Die Polizei steht bereit, klar Schiff zu machen – also die DemonstrantInnen
aus dem Weg zu fegen, um Platz zu schaffen für Abrissbirne, Bagger und
Motorsäge.  Diese  wiederum  werden  nicht  nur  unwiderruflich  Stadtbild,
Natur  und  Verkehrsinfrastruktur  zerstören,  sondern  vor  allem  unsere
Milliarden in die Taschen einer kleinen, parasitären Clique von Kapitalisten,
Managern und Bürokraten schaufeln.

Denn der Hauptgrund für das Bauprojekt ist nicht die „Leistungsfähigkeit“
des Bahnknotens (diese wurde schließlich trotz  aller  Lügen überzeugend
widerlegt).  Es ist  vielmehr eine Umorientierung der Bahn auf  zukünftige
Rendite und die Schaffung lukrativer Investitions- und Spekulationsobjekte in
Stuttgart  –  und  die  geht  bekannt  auf  Kosten  der  großen  Mehrheit  der
Bevölkerung,  der  großen  Masse  der  NutzerInnen  der  Bahn
(BerufspendlerInnen, SchülerInnen, Studierende, RentnerInnen), die höhere
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Preise für einen immer schlechteren Service, v.a. im Regionalverkehr zahlen
sollen. Und sie geht natürlich auch auf Kosten der Beschäftigten, die immer
mehr und flexibler arbeiten sollen – und für immer weniger Geld.

„Demokratische“ Repression droht

Und das soll nun und in den nächsten Monaten „demokratisch“ durchgesetzt
werden durch „unsere“ Polizei.

Heute ist auch klar, wer am Ende die Fäden in der Hand hält, wenn die
„demokratischen  Institutionen“  ihren  heiligen  Glanz  verloren  haben:
Polizeipräsident Züfle und sein Stab, also ungewählte Beamte, geben den
Einsatzbefehl, Grube & Co. dirigieren im Hintergrund, während Kretschmann
(der bekanntlich wesentlich durch die S21-Bewegung ins Amt gespült wurde)
als  „aufrichtiger  Demokrat“  einräumt,  dass  die  Zeit  von  Diskussion  und
Entscheidung nun eben vorbei ist.

Die Vorstellung, Rot/Grün würde S21 stoppen, hat sich als Illusion erwiesen.
Die Klagen gegen das Bahnprojekt haben zwar das Projekt verzögert und so
den AktivistInnen etwas Zeit verschafft. Aber wir müssen uns klar sein, dass
die Gerichte letztlich das Projekt nicht verhindern werden. Im Gegenteil, die
Hoffnung,  dass  diese  das  „für  uns“  tun  werden,  hat  große  Teile  der
Bewegung gelähmt. Die Aufgabe der Justiz ist es nicht, dem „Richtigen“ zur
Geltung zu helfen, sondern die „Rechte“ der Herrschenden untereinander
abzugleichen und dann gegen die Bevölkerung durchzusetzen.

Tatsächlich kann S21 aber nur durch eine Massenbewegung derer, die von
dem Bauprojekt  massenhaft  betroffen sein werden,  gestoppt  werden:  die
ArbeiterInnen  und  Jugendlichen,  die  über  Fahrpreise,  Steuern,
Verkehrschaos  und  Einsparungen  zahlen  werden.

Der  Widerstand  gegen  S21  ist  absolut  legitim,  weil  es  eine  massive
Umverteilung von unten nach oben bedeutet. Sichere Profite für Investoren
und  Aktionäre  werden  vom  Staatshaushalt  bezahlt  und  garantiert.  Die
Grundlage für S21 und andere Unsinnsprojekte ist nicht die Dummheit der
Politiker.  Vielmehr  stehen  dahinter  die  grundsätzlichen  Interessen  der
Kapitalisten, die Probleme ihres Systems auf die Massen abzuwälzen – über



Sparpakete,  Konjunkturprogramme  und  Großinvestitionen  zur
Renditensicherung.  Daher  muss  mit  dem  Kampf  gegen  S21  auch  eine
Perspektive  zur  Lösung  der  Krise  verbunden  werden:  Notwendige
Investitionen  in  Verkehr,  Bildung  und  Soziales  durch  Besteuerung  der
Reichen! Keine „Rettung“ der kapitalistischen Profite!

Massenbewegung aufbauen – aber wie?

Unserer Meinung nach können kapitalistische Großprojekte nur durch eine
Massenbewegung  der  ArbeiterInnen  und  Jugendlichen  gestoppt  werden.
Gleichzeitig müssen wir auch gegen die massenhafte Verfolgung von S21-
AktivistInnen kämpfen. Alle Verfahren müssen eingestellt werden! Rückzug
der Polizei! Weg mit dem Containerknast!

Die  Tausenden,  die  seit  2  Jahren  auf  der  Straße  waren  und  teilweise
militanten  Widerstand  leisteten,  haben  gezeigt,  dass  entschlossene
Massenproteste möglich sind. Die KämpferInnen und Erfahrungen werden
auch in den kommenden Kämpfen dabei sein!

Wenn die Parkräumung und der Südflügelabriss beginnt,  wird es wichtig
sein, alle AktivistInnen dorthin zu mobilisieren! Massenaktionen im Park wird
die Polizei nicht so einfach zerschlagen und auf den Wasen (Containerknast)
abtransportieren können wie vereinzelte, dezentrale Aktionen.

Nur in einer Massenaktion können wir entschlossenen Widerstand leisten
und  gleichzeitig  zeigen,  dass  wir  auch  in  kommenden  Kämpfen  gegen
kapitalistische Umverteilung, Sparprogramme und Bildungskrise vor Ort sein
werden!  Dazu  sind  aber  nicht  nur  die  AktivistInnen,  sondern  auch  die
Gewerkschaften und die Arbeiterbewegung gefordert.

Um  einen  solchen  Brückenschlag  der  Protestbewegung  mit  der  großen
Masse  der  Bevölkerung,  mit  Gewerkschaften,  Jugend  und  auch  den
Beschäftigten  bei  der  Bahn  zu  ermöglichen,  müssen  wir  auch  unsere
Forderungen in dieser Richtung ausweiten:

– Milliarden für den Ausbau des öffentlichen Nah- und Regionalverkehrs im
Interesse der lohnabhängigen NutzerInnen! Kostenloser Nahverkehr für alle!



– Keine Privatisierung, kein Börsengang der Bahn! Rückverstaatlichung der
Bahn  u.a.  Verkehrsunternehmen!  Kontrolle  nicht  durch  Beamte  oder
Manager, sondern durch Komitees der Beschäftigten und der BenutzerInnen!

–  Kein  Lohnverzicht  bei  der  Bahn  u.a.  Transportunternehmen!  Gegen
Arbeitshetze und immer schlechtere Arbeitsbedingungen! Unterstützen wir
den  Kampf  der  Gewerkschaften  für  die  Erhöhung  der  Einkommen  der
Beschäftigten,  v.a.  in  den  unteren  Lohngruppen  und  den  Kampf  für
Arbeitszeitverkürzung!

Berliner  S-Bahn:  Krise  geht  in
die nächste Runde
ein Kommentar von Felix Wolkenfuß

Kein November ohne ordendliche S-Bahnkrise. Doch wer nun denkt, dass die
sich dieses Mal wieder auf kappute Räder zurückführen ließe, der irrt. Das
bleibt  vorraussichtlich  dem Dezember  vorbehalten.  Anstelle  der  üblichen
Mängel tritt jetzt ein ganz neues Übel auf den Plan.

Die angebliche Arbeiterpartei  SPD und die berliner CDU haben in ihren
Koalitionsverhandlungen eine neue Möglichkeit zum Kaputtsparen entdeckt:
Die privatisierung der berliner S-Bahn. Beginnen soll der ganze Spaß mit der
Ringbahn und den Strecken im Südosten der Stadt.  Auf diesen Strecken
fahren  rund ein  viertel  der  berliner  Züge.  Diese  sollen  jetzt  europaweit
ausgeschrieben werden.

Was soll denn das heißen?

Ganz einfach: Für die Kolleg_innen die dort arbeiten heißt dies erstmal, dass
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nicht garantiert werden kann, dass sie ihren Job in den nächsten Jahren noch
behalten, oder zu welchen Bedingungen sie dort arbeiten müssen.

Für Fahrgäste bedeutet dies in erster Linie noch höhere Fahrpreise und
schlechterer  Service,  ganz  zu  schweigen  von  noch  schlechterem
Chaosmanagement,  sowie  dem  ausbluten  der  öffentlichen  Kassen  durch
weiteren Subventionszwang.

Wieso machen die das dann?

Dass die CDU scheiße ist, wissen wir alle, und auch bei der SPD hat man nur
noch selten Hoffnung, was den politischen Stil angeht. Was jedoch diesmal
besonders pikant rüberkommt ist, dass sich der SPD-Landesparteitag 2010
noch gegen eine Zerschlagung der S-Bahn ausgesprochen hatte und den
Kolleg_innen  versprach  es  nicht  soweit  kommen zu  lassen.  Ein  weiteres
reformistisches Märchen und ein Schlag ins Gesicht aller Mitarbeiter_innen
des öffentlichen Nahverkehrs.

Was tun?

Ausgefuchst  wie  wir  nun  mal  sind,  sammeln  wir  bereits  seit  Sommer
zusammen mit anderen Gruppen und den Verkehrsgewerkschaften EVG und
GDL Unterschriften für ein Volksbegehren. Ziel dessen soll die Erhaltung und
Sanierung des Betriebs sein, die nicht auf Kosten des Personals oder der
Fahrgäste gehen darf.

Daher unterstütze auch du das Volksbegehren “Berliner S-Bahn-Tisch” und
sammle Unterschriften.  Noch bis  Mitte Dezember haben wir  Zeit  20.000
Unterschriften zusammenzukriegen und wir  sind mit  bisher gesammelten
16.000 auf einem guten Weg. Also ran da!

Website: http://www.s-bahn-tisch.de/



Occupy Education – Aufruf zum
bundesweiten Bildungsstreik
Am 17.11. ist der zentrale Streiktag des bundesweiten Bildungsstreiks, der in
die Global Weeks of Education eingebettet ist, die vom 07.-21.11. stattfinden.
Dieser Text ist unser Aufruf sich an den Aktionen, die unter anderem auch
am bundesweiten Aktions-und Kampagnentag stattfinden zu beteiligen!

Gemeinsam  sind
w i r  s t a r k ,
Zusammen können
w i r  e t w a s
verändern!

„Wir können sowieso nichts ändern?“ Das sehen Jugendliche weltweit anders
und gehen zu hunderttausenden auf die Straße, um für eine bessere Bildung
zu kämpfen. In Chile gab es vor kurzem einen Generalstreik, der durch die
Proteste von Schülern und Studierenden ausgelöst wurde. In Großbritannien
gibt  es  riesige  Demonstrationen  und  Streiks  gegen  die  Kürzungen  der
bürgerlichen Regierung, die unter anderem die Bildung treffen sollen. Auch
die  Occupy-Bewegung  und  der  arabische  Frühling  zeigen,  dass  wir
Jugendlichen  eine  Stimme  haben.  Das  wir  die  Chance  haben  etwas  zu
verändern!

Deutschland  hat
eines  der  sozial
ungerechtes ten
Bildungssysteme
d e r
industrialisierten
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Welt!

Und verändern muss sich etwas! So ist Deutschland eines der EU-Länder, in
dem die Bildungschancen am stärksten vom Geldbeutel der Eltern abhängig
sind.  Auch  die  Situation  im  allgemeinen  ist  nicht  hinnehmbar:  als
Schüler_innen haben wir  mit  zu großen Klassen,  zu wenig Lehrer_innen,
schlecht ausgestatteten Schulen und steigendem Leistungsdruck zu kämpfen,
der durch Reformen wie dass Abi in 12 Jahren nur weiter verschärft wurde.
Wenn wir dann fertig sind mit der Schule warten entweder überfüllte Hörsäle
an den Universitäten oder unsichere unterbezahlte Ausbildungsplätze auf uns
– im schlimmsten Fall die Arbeitslosigkeit.

In  Großbritannien
z.B. hätte man mit
d e m  G e l d  d e r
Bankenrettungen
d a s
Bildungssystem 23
Jahre  lang  vol l
a u s f i n a n z i e r e n
können!

Seit  2008  gehen  wir  nun  für  mehr  Geld  und  ein  demokratisches
Bildungssystem auf die Straße, in dem wir Mitbestimmen können. Seit 2008
erzählten uns alle Politiker_innen, dass kein Geld da wäre!

Doch  dann  kam  die  Krise…  Über  Nacht  waren  Milliardenhilfen  für  die
Banken und Großkonzerne da. Jeden Monat folgt nun eine neue Bank, ein
neuer Konzern, der gerettet werden soll. Und wir müssen dafür bezahlen,
obwohl  die  Wirtschaft  aus  Banken und Konzernen  diese  Krise  selbst  zu
verantworten hat. Unsere Eltern wurden vielleicht entlassen oder mussten
Gehaltskürzungen einstecken, so das jetzt kein Geld mehr für Schulbücher,
Nachhilfe oder unser Studium da ist. An unserer Bildung wird jetzt auch
weiterhin gespart – Und wir sollen das hinnehmen? Nein!
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Am  17.11.  und  dem  Aktionstag  am  15.11.  wird  es  Aktionen  des
bundesweiten Bildungsstreiks geben. Auch international werden überall
Jugendliche für eine bessere Bildung auf die Straße gehen. Wir wollen eine
gut finanzierte Bildung in der nicht „die Wirtschaft“  und die Profite der
Konzerne entscheiden, wie unsere Bildung auszusehen hat, sondern wir!

Gemeinsam  mit  unseren  Eltern,  Gewerkschaften  und  anderen  sozialen
Bewegungen  können  wir  die  Bildungskrise  beenden!  Wenn  wir  uns  in
Streikkomitees organisieren und die Aktionen im Herbst als Startpunkt für
eine Bewegung ansehen, die mehr will als nur symbolischen Protest an einem
Tag, können wir erfolgreich sein!

Eine Schule für Alle, Gegen das Turboabi – für mehr Lehrer_innen
und kleinere Klassen!
Ausbildungs- und Studienplätze für Alle, Gegen das BA/MA System –
für einen Mindestlohn von 11Euro/h, auch für Azubis!
Volles  Aktions-  und  Streikrecht  für  Schüler_innen,  Studierende,
Azubis und Lehrer_innen!
Nein  zu  Privatisierung  und  Bundeswehr  in  der  Bildung  –  Für
Selbstverwaltung  der  Bildung  durch  Beschäftigte,  Lernende  und
Lehrende!
Unsere  Forderungen  müssen  bezahlt  werden  –  für  die  massive
Besteuerung der Krisenverursacher, von Banken, Großkonzernen und
Kapital!

Regierungskrise:  Schwarz-Gelb
vor dem Kollaps?
Trotz der politischen Sommerpause hat sich die Krise der Regierung vertieft.
Die  anschließenden  Landtagswahlen  und  die  weitere  Zuspitzung  der
Schuldenkrise  beschleunigen  den  Zerfall  dieser  Bundesregierung.  Mitte
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September ließ sich sogar der Fraktionsvize der FDP-Bundestagsfraktion,
Zastrow, zu der Aussage hinreißen: „Wenns nicht klappt in einer Koalition,
muss man auch überlegen, diese zu beenden“. Aktueller Anlass für diese
Endzeitstimmung  ist  die  Diskussion  um  eine  „geordnete  Insolvenz“  für
Griechenland. Diese brachte Vizekanzler Rösler (FDP) ins Gespräch. Gegen
die EU-Rettungsfonds und Rettungsschirme (ESFS und ESM) betrieb die FDP
Landtagswahlkampf  in  Mecklenburg-Vorpommern  und  in  Berlin  –  im
Widerspruch  zur  offiziellen  Politik  der  Bundesregierung.  Trotz  der
Wahlkampfrhetorik gegenüber dem EU-Rettungsschirm konnte die FDP bei
den Wahlen ihren Niedergang nicht aufhalten, in beiden Bundesländern liegt
sie  noch  hinter  der  NPD.  Selbst  die  wieder  entdeckte  „Zweitstimmen“
Kampagne, welche vor allem CDU-WählerInnen anlocken sollte, schlug fehl,
die FDP verlor viele Stimmen an die CDU. Nach den Wahlen kam die CSU
der FDP zu Hilfe. Auch sie verschärft die Rhetorik in der Schuldenkrise.
Selbst  bürgerliche  Kommentatoren  sprechen  inzwischen  von  einem
möglichen  Regierungsende,  einige  Abgeordnete  aus  beiden
Regierungsfraktionen  werden  als  „Euro-Rebellen“  vorgezeigt.

Die Schuldenkrise und die Interessen des Kapitals

FDP  Wahlplakat
von  1949

Offiziell  waren  Kanzlerin  Merkel  und  Finanzminister  Schäuble  nicht
sonderlich begeistert über die Vorstöße des Vizekanzlers, allerdings müssen
wir  diesen  Konflikt  vor  dem  Hintergrund  der  Interessen  des  deutschen
Kapitals  betrachten.  Vizekanzler  Rösler  war  bemüht,  seine
Insolvenzandrohungen als  Teil  der  gesamten Diskussion darzustellen und
dass es gar keinen Widerspruch zur Politik der CDU gibt. Das griechische
Sparpaket bspw. wurde größtenteils von deutschen Bürokraten entworfen,
die  Schuldenbremse  für  die  EU  ist  auch  die  Erfindung  des  deutschen
Kapitals.  Rösler  bringt  einfach  die  Drohung  bei  Nicht-Befolgung  dieser
Maßnahmen auf den Punkt: entweder die Diktate aus Berlin/Brüssel werden
befolgt  oder  wir  schicken  eine  Volkswirtschaft  in  die  Insolvenz,  mal
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abgesehen davon, dass keiner weiß, wie das aussehen soll. Somit verstärkt
Rösler  nur  den  Druck  für  die  griechische  Regierung,  neue  und  härtere
Sparmaßnahmen durchzusetzen.

Warum  bekommt  diese  „bürgerliche“  Regierung  in  einer  tiefen
Wirtschaftskrise  solche  inneren  Probleme?  Zum  einen  muss  die
Bundesregierung  als  „ideeller  Gesamtkapitalist“  auftreten,  d.h.  die
grundlegenden objektiven Interessen des deutschen Kapitals umsetzen – als
Klassenherrschaft gegen die Mehrheit, das Proletariat. In dieser Funktion
wird eine Bundesregierung meist geleitet von den stärksten Sektoren des
nationalen Kapitals, in unserem Fall das Exportkapital und der Finanzmarkt.
Allerdings vertritt diese Koalition auch alle anderen Sektoren des Kapitals,
auch jener, die in der Konkurrenz mit den starken Sektoren unterliegen und
möglicherweise auch abweichende Interessen haben.

Gerade  die  Diskussion  um  die  „Rettungsschirme“  zeigt  diese  inneren
Widersprüche des Kapitals.  Der Finanzmarkt braucht neue Milliarden als
Bürgschaften  und  Spekulationsmunition  und  das  Exportkapital  braucht
zahlungsfähige Absatzmärkte – dafür muss die Bundesregierung in erster
Linie  Politik  machen.  Wem  diese  Politik  nützt,  ist  v.a.  den  anderen
Kapitalsektoren, den kleinbürgerlichen Schichten völlig klar – so erklärt sich
auch z.T. der FDP-Amoklauf. Hier fühlen sich einige Kapitalisten nicht richtig
vertreten von ihrer „Wunschregierung“. Die Androhung einer „geordneten
Insolvenz“ von Rösler hätte auch bedeutet, dass Kapitalfraktionen (Export
und Finanzmarkt) auf ihre Gewinne in und an Griechenland hätten verzichten
müssen – hier geht es um Profitinteressen und Profitabsicherung.

Diese Konflikte werden nun offen in der Koalition ausgetragen, dies ist sicher
neu für christlich-liberale Koalitionen, aber deswegen wird diese Koalition
auf keinen Fall von selbst aufgeben, sondern sich zumindest bis zur Wahl
2013 schleppen. Auch wenn das angesichts des Zustands der FDP derzeit
wenig sicher scheint,  so kann der Parteispitze zumindest soviel  Verstand
zugetraut werden, nicht jetzt auf Neuwahlen zu spekulieren

2013 würde  noch eine  Chance  bestehen,  in  den  Bundestag  einzuziehen,
derzeit  würde  die  FDP  sich  bei  einem  Koalitionsbruch  quasi  selbst



liquidieren. Spätestens diesen Fakt wird Kanzlerin Merkel den möglichen
„Abweichlern“ einbläuen, zumindest für die Abstimmungen, bei denen die
eigene  Mehrheit  stehen  muss.  Zwar  ist  bei  Merkel  derzeit  auch  wenig
Souveränität  zu  erblicken,  aber  zumindest  Sarkozy  hat  sie  in  Sachen
Schuldenbremse und rechtliche Richtlinien für den ESFS auf Linie gebracht,
dort handelt Merkel durchaus als ideeller Gesamtkapitalist für das deutsche
Kapital.  Trotz  dieser  tiefen  Krise  der  Regierung,  den  widerstreitenden
Kapitalfraktion bei Schwarz/Gelb, kann diese Bundesregierung sich auf zwei
wichtige  Unterstützer  verlassen:  die  Gewerkschaftsführung  und  die
Oppositionsparteien.

Parlamentarismus ohne Opposition

Die Abstimmung über den EU-Rettungsfond wird ein erster Test für die
Mehrheitsverhältnisse  in  der  Regierungskoalition.  Gleichzeitig  wird

diskutiert,  den Rettungsschirm ESM vorzuziehen, auch wenn Merkel sich
manch eigener Abgeordneter nicht sicher sein kann – bei SPD und Grünen
kann  sie  sicher  sein.  Diese  beiden  Parteien  werden  wahrscheinlich  zu
größeren Teilen für die EU-Maßnahmen stimmen, schließlich haben sie auch
keine Alternative zu dieser Politik.

Die Kritik von SPD und Grünen geht eher in die Richtung, dass sie Merkel
Langsamkeit vorwerfen und der Regierung eine schlechte Informationspolitik
unterstellt wird. Somit werden die Stimmen der SPD und den Grünen die
Merkel-Regierung  erst  mal  stützen.  Hier  zeigt  sich  wieder  einmal,  was
„demokratischer  Parlamentarismus“  so  wert  ist.  Wenn  es  um  die
Unterstützung der Finanzmärkte geht, gibt es nur eine Meinung, ebenso bei
den Sparpaketen gegen Griechenland, Portugal, Irland, Spanien und Italien.
Etwas Opposition kommt dann bei den Forderungen nach den „Euro Bonds“,
welche  besonders  stark  von  Linkspartei  und  DGB  gefordert  werden  –
zumindest einen Unterschied zu Schwarz/Gelb gibt es noch.

Bei den geforderten „Euro Bonds“ haben wir es aber auch nicht mit einer
realen  Alternative,  geschweige  denn mit  einer  kämpferischen Alternative
gegen die Schuldenkrise zu tun. Die Idee, den Euroraum als eine Anleihe zu
handeln, würde voraussetzen, dass es auch ein geeintes europäisches Kapital
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gibt – dem ist aber nicht so. Von daher agieren Linkspartei und DGB zwar
schon mal als „ideeller Gesamtkapitalist“ der EU, doch leider ist das Kapital
noch nicht so weit wie die Reformisten.

Bislang profitiert das deutsche Kapital von der Schuldenkrise, es kann zu
niedrigen  Zinsen  Kredite  aufnehmen.  Die  „Euro  Bonds“  würden  einen
Wettbewerbsvorteil  des  deutschen  Kapitals  eingrenzen,  aber  die  EU  als
Währungsraum stärker gegenüber den USA in Stellung bringen. Soviel zu
den „strategischen Ideen“ der LINKEN und der reformistischen Spitzen.

Besonders während einer Wirtschafts- und Schuldenkrise können wir sehen,
wie überflüssig die parlamentarische Demokratie eigentlich ist bzw. welchen
Interessen sie dient. Ob es die Rettungspakete in Deutschland oder die Euro-
Rettung 2010 waren: Wenn der Finanzmarkt nach frischem Kapital ruft, folgt
das Parlament wie selbstverständlich.

Noch  deutlicher  wurde  diese  Überflüssigkeit  bei  den  letzten  Wahlen  in
Portugal und Irland. Obwohl die jeweilige Opposition natürlich im Wahlkampf
bessere Konditionen gegenüber der EU aushandeln wollte, manchmal sogar
keine Rettung durch die EU in Anspruch nehmen wollte (Irland), sah es nach
den Wahlen anders aus. Nach den Wahlen gab es Verhandlungen und den
„Druck  der  Finanzmärkte“,  sprich:  die  Anweisungen  des  Finanzkapitals.
Sofort  waren  die  Parteien,  die  davor  noch  gegen  die  EU  und  die
Sparmaßnahmen  im  Wahlkampf  gewettert  hatten,  handzahm.

So unterstützen z.B. die „Wahren Finnen“ (Finnland) oder die „Freiheit“ aus
den  Niederlanden,  die  Fonds  und  Schirme,  ebenso  wie  die  neuen
Regierungen in Irland und Portugal die Anweisungen aus Brüssel befolgen.
Die parlamentarische Demokratie kommt somit auch in dieser Krise an ihr
gerechtes Ende. Für alle ist es sichtbar, dass diese Parlamente und Parteien
Politik fürs Kapital machen und für niemand anders.
Wer in Deutschland auf ein schnelles Ende von Merkel setzt, auf mögliche
Vertrauensfragen hofft etc., der unterschätzt, dass es a) eine große Koalition
im Bundesrat gibt, b) auch die Grünen mitmachen dürfen und c) weder das
Kapital noch die SPD eine Alternative zu Merkel hat. Ein Beispiel dafür ist die
öffentliche Diskussion um einen Kanzlerkandidaten Steinbrück. Dieser war



mit  Merkel  zusammen  in  der  Großen  Koalition  äußerst  verlässlich  fürs
Kapital. Wenn jetzt der Papst auch noch die „ökologische Bewegung“ lobt, ist
zumindest auch Schwarz/Grün für 2013 noch nicht ganz vom Tisch.

Wiederholt haben wir beschrieben, welche Politik des Widerstands
nötig sein wird – gegen die Regierung, aber auch gegen die reformistischen
Führungen in den Gewerkschaften. Die nächste Rezession ist im Anrollen, die
Möglichkeit,  dass daraus eine Depression wird,  ist  vorhanden und damit
stehen auch die nächsten Sparpakete und Kürzungen vor der Tür.

Widerstand!

Wir  müssen  eine  europaweite  Solidarität  und  Koordinierung  von
kämpferischen AktivistInnen aufbauen, damit wir auch in Deutschland gegen
die Sparpakete gegen Griechenland Widerstand mobilisieren können! Wenn
in der BRD die Opposition schon keine Alternative zur Politik der Regierung
und dem Kapital  hat,  dann müssen wir  für  eine  andere  Lösung an  den
Schulen, den Unis, den Betrieben und Stadtteilen diskutieren – wir brauchen
Klassenkampf gegen die Krise! Das erste Sparpaket ging in der BRD relativ
geräuschlos  durch  alle  Instanzen,  bei  den  nächsten  Sparangriffen,  dem
nächsten Konjunktureinbruch müssen wir für die Wiederbelebung der „Anti-
Krisen-Bündnisse“  werben,  müssen  breiten  Widerstand  organisieren.  Das
Kapital streitet in seiner Regierung, das Kapital will die Kosten der Krise auf
uns abwälzen und streitet nur über den besten Weg. Anstatt der Politik den
Rücken zu kehren, müssen wir unsere Politik formulieren – eine Politik gegen
Merkel ,  d ie  Sparpakete  und  d ie  Kr ise ,  e ine  soz ia l i s t ische
klassenkämpferische  Politik.

Ein Artikel von Tobi Hansen, Gruppe Arbeitermacht



Freiburg  gegen  Faschismus  –
den Aufmarsch in Emmendingen
verhindern

++++++++++++++++++++UPDATE++++++++++++++++++++++

Die  Nazis  haben  Ihren  Aufmarsch  in  Offenburg  nun  abgesagt  und
mobilisieren stattdessen nach Emmendingen. Natürlich werden wir dort sein!

++++++++++++++++++++UPDATE++++++++++++++++++++++

Für den 22. Oktober 2011 rufen Nazis zu einer Demonstration in Offenburg
unter dem Motto „Nur regional ist national – ohne Bauernstand stirbt unser
Vaterland“ auf. Wir rufen dazu auf sich den Faschisten entschlossen und
militant entgegenzustellen!

Dabei weisen sie in ihrem Aufruf selbst daraufhin, dass es ihnen weniger um
die Situation der Bauern in der Region geht, sondern vielmehr darum, am Jah-
restag der Deportation der badischen Juden nach Gurs, eben diese zu verhöh-
nen. Nachdem ein geplanter Aufmarsch der Faschisten am 23.​10.​2010 erfolg-
reich verhindert werden konnte, wollen die Nazis dieses Jahr erneut versu-
chen ihr braunes Gedankengut auf der Straße zu verbreiten. In letzter Zeit
häufen sich rechte Aktivitäten in Offenburg. So griffen die Nazis schon mehr-
mals den selbstverwalteten Jugendraum Kessel an, oder bedrohten dessen Be-
sucher. Es wurden vermehrt Nazi-​Aufkleber entdeckt und immer wieder wur-
den Jugendliche von Nazis in der Stadt angepöbelt und attackiert. Wir dürfen
nicht zulassen, dass die Nazis in Offenburg weiter Fuß fassen. Auf der Inter-
netseite, auf der die Nazis für ihre Demonstration am 22.​10 mobiliseren, kün-
digten sie jüngst – in klarer Anspielung an die Massenvernichtungslager der
Nazis-​, aktiven AntifaschistInnen ein Ende im Ofen an.

https://onesolutionrevolution.de/freiburg-gegen-faschismus-den-aufmarsch-in-offenburg-verhindern/
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Um vor dem 22.​10.​2011 bereits ein inhaltlich klares Zeichen gegen Nazis zu
setzen und antifaschistische Strukturen zu stärken, ruft das „Antifaschisti-
sche Bündnis Ortenau“, ein Zusammenschluss verschiedener Antifagruppen
aus der Region für den 08.​10.​2011 zu einem antifaschistischen Aktionstag
auf. Mittags wird es eine Demonstration geben, anschließend ein Straßenfest
vor dem selbstverwalteten Jugendraum „Kessel“ und am Abend ein Konzert
im „Kessel“. In Freiburg haben Nazis nach wie vor einen eher schlechten
Stand, was sicherlich auch damit zusammenhängt das es in Freiburg eine re-
lativ große antifaschistische und linke Szene gibt und ein gesellschaftliches
Klima, welches sich gegen Nazis richet. Doch während Nazis es hier nach wie
vor nicht schaffen nennenswert Fuß zu fassen, gelingt es ihnen im Umland
immer wieder sich zu verankern. Nazistrukturen, wie jetzt in Offenburg wach-
sen und werden immer gefährlicher. Da Nazis mit ihren Demonstrationen be-
stimmte Ziele verfolgen wie Gewöhnung der Öffentlichkeit an ihre Propagan-
da, Einschüchterung potenzieller Feinde, aber auch nach „innen“ gerichtete
Ziele  wie  Stärkung  des  Zusammgehörigkeitsgefühl,  Herausbildung  neuer
Kader etc.- ist es wichtig nicht nur fern ab vom Geschehen Protestveranstal-
tungen abzuhalten. Um den Nazis am 22.​10 eine Niederlage zu bescheren
und ihnen so in ihrem Bemühen des Aufbaues neuer Strukturen wirksam und
nachhaltig zu schaden, ist es notwendig den Aufmarsch wenn möglich kom-
plett zu verhindern. Hier haben sich zum Beispiel organisierte Massenblocka-
den, wie jüngst in Dresden im Februar 2011, als ein effektives Mittel erwie-
sen. Wir rufen daher dazu auf, sich aus Freiburg am Aktionstag am 08.​10.
2011 zu beteiligen und massenhaft am 22.​10.​2011 den Naziaufmarsch in Of-
fenburg zu verhindern.

Unterstützerliste (alphabetisch):

Aktion Bleiberecht Freiburg, Antifaschistische Linke Freiburg, DGB-​Kreisver-
band Freiburg, Die Linke Freiburg, DKP Freiburg, Falken Freiburg, FAU Frei-
burg, Fraktion Unabhängige Listen Freiburg, Linksjugend [’solid] BaWü, Re-
bell Freiburg, REVOLUTION Freiburg, Soziokultur Schopfheim e.V. Café
Irrlicht,  Unabhängige Frauen Freiburg, USTA PH Freiburg, ver.​di  Jugend
Südbaden, ver.​di Kreisverband Freiburg, VVN-​BdA Kreis Freiburg


